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Jörg Roesler


Die deutsche Währungsunion in Politik und Ökonomie. Eine Analyse der Motive für den 
Schritt in die Wirtschaftskatastrophe
Vortrag in der Klasse für Sozial- und Geisteswissenschaften am 14.4.2005


1. Die Bedeutung der Währungsunion für die ostdeutsche Wirtschaftsgeschichte


Am 1. Juli 1990 wurden zwei zuvor zwischen den Regierungen de Maizière und Kohl vereinbarte und
durch die Parlamente von DDR und BRD mehrheitlich gebilligte Entscheidungen wirksam: Die Wäh-
rungsunion und die Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft durch die Treuhand.


In der Erinnerung der Ostdeutschen ist die Einschätzung beider Maßnahmen höchst unterschied-
lich: Mit der Währungsunion hätte jeder etwas Wichtiges bekommen („Westgeld statt Alu-Chips“).
Durch die Treuhandanstalt dagegen hätten viele etwas Wichtiges verloren – den Arbeitsplatz. 


Unter Wirtschaftswissenschaftlern ist das Urteil zu beiden Maßnahmen mehrheitlich negativ, wenn
auch Unterschiede in der Gewichtung gemacht werden. Wilhelm Hankel nannte in seinem 1993 er-
schienen Buch „Die sieben Todsünden der Vereinigung“ die Währungsunion an erster Stelle. Er
schrieb: „Nachdem die Bundesregierung bewusst einen Aufwertungsschock herbeigeführt hat, in dem
sie die DM nicht zu einem Umtauschsatz von 1:4 oder 1:5, wie es der Marktbewertung ungefähr ent-
sprochen hätte, einführte, sondern zu dem ‚unrealistischen’ Satz von 1:1,8 (im gewogenen Durch-
schnitt aller Geldaktiva und -passiva), darf sie sich nicht wundern, wenn statt des erhofften
Wirtschaftswunders das Gegenteil eintritt – eine Wirtschaftskatastrophe.“1


Wie diese Wirtschaftskatastrophe zustande kam, hat ein anderer Ökonom, Paul Windolf, kurz und
knapp so geschildert: “Ende der 80er Jahre hatten die westdeutschen Konzerne beträchtliche Überka-
pazitäten, ... die ... nach 1989 unmittelbar für den Export nach Ostdeutschland mobilisiert werden
konnten. Die Transportwege nach Ostdeutschland waren kurz, und da [...] die gesamte ostdeutsche
Bevölkerung westdeutsches (Werbe-)Fernsehen empfangen hatte, waren die westdeutschen Marken-


1. Wilhelm Hankel: Die sieben Todsünden der Vereinigung. Wege aus dem Wirtschaftsdesaster, Berlin 1993, S. 22. Rein
von der Kaufkraft der Mark der DDR für den Verbraucher betrachtet, entsprach der Umtauschsatz mehr oder weniger
den Realitäten, wie wiederholte Untersuchungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung für die 80er Jahre
nachgewiesen haben (Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen: Materialien zum Bericht zur Lage der
Nation im geteilten Deutschland 1987, Bonn 1987, S. 507).
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namen in Ostdeutschland bereits vor 1989 eingeführt. Innerhalb kürzester Zeit wurde der ostdeutsche
Markt, der (auch) durch Zölle nicht mehr geschützt werden konnte, von westdeutschen Waren über-
schwemmt. Dieser unerwartete Absatzschub führte in Westdeutschland zum Wiedervereinigungs-
boom, in Ostdeutschland zu beschleunigter Deindustrialiserung: Die ostdeutschen Betriebe verloren
selbst ihre regionalen Märkte an westdeutsche Konzerne.“2 


Die Treuhandanstalt bezeichnete Hankel in seinem Buch als „Agent der unschöpferischen Zerstö-
rung“ und nannte sie in dem von ihm aufgestellten Sündenregister an dritter Stelle.3 


Mit Hankels Meinung ist hier die einer Autorität wiedergegeben. Er gilt als Spezialist für Wäh-
rungs- und Entwicklungspolitik, lehrte u. a. in Harvard und in der Georgetown University, leitete unter
Karl Schiller die Abteilung Geld und Kredit im Bonner Wirtschaftsministerium und hat also in seinem
Berufsleben sowohl als Wirtschaftstheoretiker als auch als Wirtschaftsfunktionär Erfahrungen gesam-
melt.


Hankels Analyse ist jedoch – wen wundert das schon – von den Politikern nicht akzeptiert worden.
Zeitgenössische Einschätzungen der Währungsunion konzentrierten sich auf die finanztechnische Sei-
te. Es habe eine „reibungslose Ablösung der Ost-Mark-Währung“ gegeben. Das sei „vor allem der ge-
neralstabsmäßig perfekten Planung dieser Aktion und der bewundernswerten Disziplin der
ostdeutschen Βevölkerung zu verdanken“.4 


Später, als nicht mehr zu leugnen war, dass die Einführung der DM in der DDR mit einem Produk-
tionseinbruch in Ostdeutschland einherging, der den Niedergang der deutschen Industrie in der Welt-
wirtschaftskrise noch übertraf – bis Ende 1990 schrumpfte die Industrieproduktion um 60 Prozent5 –
, als die mit der Einführung der Marktwirtschaft versprochenen „blühenden Landschaften“6 nicht zu-
stande kamen, wurde seitens der Politiker, die 1990 die Verantwortung für den Einigungsprozess ge-
tragen hatten, die Argumentation entwickelt, dass die Währungsunion nur sichtbar gemacht habe, was
durch sozialistische Misswirtschaft entstanden und von den DDR-Behörden verschleiert worden sei.
„Die DDR“, so verkündete ihr letzter Ministerpräsident de Maizière auf einer Diskussionsveranstal-
tung zum 10. Jahrestag der „Wende“ 1999, sei „letztlich wirtschaftlich am Ende gewesen“. Dass das
im ersten Halbjahr 1990 noch keiner gemerkt hatte, sei darauf zurückzuführen, dass bis dahin „die
westlichen (Wirtschafts-) Institute die Statistischen Jahrbücher DDR abgeschrieben haben und diese
für richtig hielten“.7 Die Deindustrialisierung des Ostens sei nicht das Werk der BRD, sondern das
der DDR selbst gewesen, denn, so noch einmal de Maizière: „Unsere Volkswirtschaft befand sich 1990
weitgehend auf dem Stand von 1950.“8


Sieht man von diesen, in der bundesdeutschen Publizistik allerdings weit verbreiteten Rechtsferti-
gungsversuchen9 für die Folgen der Währungsunion und das Wirken der Treuhandanstalt einmal ab,


2. Paul Windolf, Die wirtschaftliche Transformation, in: Wolfgang Schluchter/Peter E. Quint (Hrsg.): Der Vereini-
gungsschock. Vergleichende Betrachtungen zehn Jahre danach, Weilerswist 2001, S. 397.


3. Wie Anm. 1, S. 42.
4. Hannsjörg F. Buck: Von der staatlichen Kommandowirtschaft der DDR zur Sozialen Marktwirtschaft des vereinten


Deutschland. Sozialistische Hypotheken, Transformationsprobleme, Aufschwungchancen, Düsseldorf 1991, S. 33.
5. Klaus-Peter Schmid: Die späte Rechnung, in: Die Zeit 46/2004, S. 27.
6. So Bundeskanzler Kohl am 18. Mai 1990 in Bonn anlässlich der Unterzeichnung des Vertrages über die Währungs-


union (Der Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik. Erklärungen und Dokumente, Bonn 1990, S. 9).


7. Revolution oder Implosion? Der Streit um die Bewertung der Wende im Herbst 1989. Materialien einer Diskussions-
veranstaltung des Berliner Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung am 27. Februar 1999, Berlin 1999, S. 9, 11.


8. Zitiert in Harry Nick: Die DDR auf Null gebracht, in: Neues Deutschland (ND) v. 8.10.2004. 
9. Zur kritischen Auseinandersetzung mit ihnen vgl. Karl Mai: Kritischer Rück- und Ausblick nach 13 Jahren deutscher


Vereinigung – Ostdeutsche Strukturschwächen und ihre ökonomischen Folgen, in: Helmut Meier (Hrsg.): Uneinige
Einheit. Der öffentliche Umgang mit Problemen der deutschen Einheit, Berlin 2005, S. 21–23.
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dann stellt sich die Frage, warum ein Schritt mit derart zerstörerischer Wirkung unternommen wurde,
oder noch allgemeiner gefragt: Wie konnte es zu diesem folgenreichen Schritt gleich am Anfang des
Vereinigungsprozesses und mit einem ökonomisch nicht begründbaren Umtauschverhältnis kommen?


Dabei ist es zweckmäßig, die eine Frage in drei aufzuspalten: 
• Warum sollte der Einigungsprozess überhaupt mit einer Währungsunion beginnen?
• Warum sollte mit der Währungsunion so rasch wie möglich begonnen werden?
• Warum wurde der Umtauschkurs so (1:1 bzw. 1: 1,8) und nicht anders festgelegt? 


Mit dem Versuch einer seriösen Antwort haben sich die Zeithistoriker inzwischen 15 Jahre lang
herumgeschlagen. Sie haben es in zweierlei Hinsicht nicht leicht bei der Lösung dieser Aufgabe:


Erstens müssen sie gegen eine in anderthalb Jahrzehnten aufgebaute, von der Politik autorisierte
Argumentation antreten, die inzwischen herrschende Meinung ist. 


Zweitens sind im Unterschied zu den Stasiakten und den Archivunterlagen der Regierung Modrow
bzw. des Runden Tisches die Akten, die eigentlich entscheidenden Akten der Bundesregierung, vor
allem des Bundeskanzleramtes, noch gesperrt.


Im Folgenden will ich einen Überblick geben über die Antworten derjenigen, die das Zustande-
kommen der deutschen Einheit unter wirtschaftlichen Aspekten untersucht haben, und deren unter-
schiedliche Erklärungsmuster einer persönlichen Wertung unterziehen. 


2. Auffassungen über die Motive zur Währungsunion


Die verbreitetsten Erklärungsmuster zu den Motiven, die zur Einführung der Währungsunion am
1.7.1990 und zum Umtauschsatz 1:1 – für Löhne, Gehälter, Stipendien, Mieten, Pachten und laufende
Unterhaltszahlungen sowie für zwei Drittel der Ersparnisse – lassen sich wie folgt klassifizieren.10


1. Gruppe: Politische Prozesse als Erklärungsmuster.
1.1 Machtpolitisches Kalkül – innenpolitischer Aspekt.
1.2 Ergreifen einer historisch einmaligen zeitlich begrenzten Gelegenheit für die Wiedervereinigung
– außenpolitischer Aspekt. 
1.3 Die rasche Währungsunion zum Umtauschsatz 1:1 als letzte Chance, politische Prozesse unter
Kontrolle zu halten, als Ergebnis von Politiker-Panik.
2. Gruppe: Ökonomische Prozesse als Erklärungsmuster.
2.1 Vertrauen in ein bestimmtes ordnungspolitisches Konzept: das neoliberale.
2.2 Vertrauen in relevante wirtschaftspolitische Erfahrungen bzw. frühere Konzepte zur Einführung
der DM in Ostdeutschland (Währungsreform 1948 bzw. die Pläne des Forschungsbeirats). 
2.3 Die neuen Länder als willkommenes Experimentierfeld für die Beschleunigung der neoliberalen
Wende in der Alt-BRD.
2.4 Die Entscheidung für das kleinere wirtschaftspolitische Übel.


Als Akteur wird (mit Ausnahme von 1.3) stets nur die Bundesregierung behandelt. Das ist sicherlich
eine Vereinfachung, aber keine, die die Situation im 1. Halbjahr 1990 verfälscht. Die Regierung
Modrow und der Runde Tisch, die zwischen Mitte November 1989 und Ende Januar 1990, wenn auch
unterschiedlich akzentuiert, für eine bessere und überlebensfähige DDR kämpften11, waren im Febru-
ar/März 1990 vorrangig mit Versuchen beschäftigt, das, was sie als Errungenschaften der DDR schätz-


10. Im Folgenden wird dieser Umtausch der Einfachheit halber als Umtausch 1:1 bezeichnet, so wie er von der großen
Mehrheit der Bevölkerung gesehen wurde.


11. Seinen Niederschlag fand dieses Bemühen vor allem im Ende Januar vom Ministerrat verabschiedeten und Anfang
Februar vom Runden Tisch gebilligten Wirtschaftsreformkonzept (Regierungskonzept zur Wirtschaftsreform in der
DDR, Berlin 1990). 
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ten, juristisch abzusichern. Charakteristisch sind dafür das Treuhandgesetz vom 1.3.199012 und das
Gewerkschaftsgesetz vom 6.3. 199013. In den letzten sechs Wochen vor den Märzwahlen betrachtete
sie sich als Übergangsregierung.14 Die ostdeutschen Wirtschaftswissenschaftler favorisierten den
schrittweisen Übergang von der Planwirtschaft zu einer Marktwirtschaft der DDR. Sie verstummten
allerdings nach den Märzwahlen 1990.15 Unter der nachfolgenden Regierung de Maizière führte
Staatsminister Günter Krause im Auftrage des Ministerpräsidenten die Verhandlungen mit der Bun-
desregierung. Der Chefunterhändler West, Wolfgang Schäuble, urteilte über den Chefunterhändler
Ost: „Krause ließ nie den Drang verspüren, irgend etwas aus der alten DDR in das neue Deutschland
retten zu wollen.“16 Die größte Oppositionspartei der Bundesrepublik, die SPD, agierte in Fragen der
Währungsunion uneinheitlich, so dass das Eintreten des SPD-Kanzlerkandidaten Lafontaine für eine
Alternative „zur abrupten Einführung der DM in der DDR“ wenig Wirkung zeitigte.17


3. Kritik der Erklärungsmuster für die Motive zur Währungsunion


Ich werde dabei so vorgehen, dass ich frage: Was spricht für die jeweiligen Erklärungsmuster? Was
spricht gegen sie? Zu welchen Erkenntnissen sind die Zeithistoriker bisher gekommen? 


1.1 Das machtpolitische Kalkül 
Meist nicht explizit angesprochen, ist es wohl der verbreitetsten Einschätzung der Währungsunion un-
tergelegt: „Politisch war die Aktion ein Erfolg, ökonomisch eine Katastrophe“18. Diese Aussage im-
pliziert, dass für den Veranstalter, d. h. die Bundesregierung, die politischen Folgen primär, die
ökonomischen dagegen nur sekundär erschienen. 


Für dieses Erklärungsmuster spricht: 
Die Fortsetzung von Kohls bis dahin achtjähriger Kanzlerschaft, der Machterhalt für Kohl und seine


Mannschaft war seit 1989 gefährdet. Es gab Gegenkräfte gegen seine Politik innerhalb der CDU. Auch
die SPD-Opposition war unter Lafontaine erstarkt. Turnusmäßig waren Bundestagswahlen noch 1990
fällig.19 Kohl musste deshalb schnell einen außerordentlichen Erfolg vorweisen können. Der Kanzler
bekam im Dezember 1990 dann tatsächlich erst mit den Stimmen aus den neuen Bundesländern eine
komfortable Mehrheit.20


Von den Zeithistorikern hat Fritz Vilmar die „Machtkalkül-Variante“ wohl am prägnantesten be-
schrieben: 


„Die Ursachen für das plötzliche Umschwenken der Regierung in Bezug auf die Währungsunion
lagen also nicht etwa in ökonomischen Überlegungen, sondern wurden von politischen Erwägungen
der Partei, die sich um ihren Machterhalt sorgte, bestimmt: ... Es bleibt bei der Schlussfolgerung: Al-
lein aus wahltaktischen Gründen wurden die noch kurz zuvor geltenden Vorbehalte und Stufenpläne
(für die deutsche Einheit – J. R.) vom Tisch gewischt“.21


12. Gesetzblatt (GBl.) der DDR I 1990, S. 110–111.
13. GBl. der DDR 1990, S. 107–108.
14. Hans Modrow im Interview mit Gabriele Oertel und Wolfgang Hübner, in: ND v. 13./14. 11. 2004, S. 3.
15. Vgl. Jörg Roesler: Letzte Ausfahrt Marktsozialismus? in: Stefan Bollinger (Hrsg.): Das letzte Jahr der DDR. Zwi-


schen Revolution und Selbstaufgabe, Berlin 2004, S. 273–292. 
16. Wolfgang Schäuble: Der Vertrag: Wie ich über die deutsche Einheit verhandelte, Stuttgart 1991, S. 141.
17. Oskar Lafontaine: Das Herz schlägt links, München 1999, S. 17–23.
18. Schmid: Die späte Rechnung, S. 27.
19. Vgl. Vierzig Jahre Deutscher Bundestag. Daten – Namen – Statistik (Deutscher Bundestag, Materialien, Nr. 105),


August 1989.
20. Arnulf Baring/Gregor Schöllgen: Kanzler, Krisen, Koalitionen, Berlin 2002, S. 230–238, 254–255.
21. Fritz Vilmar: Die übereilte Währungsunion: eine ökonomische Katastrophe, in: Ders. (Hrsg.): Zehn Jahre Vereini-


gungspolitik. Kritische Bilanz und humane Alternativen, Berlin 2000. S. 149.
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Was spricht gegen dieses Erklärungsmuster? 
Es existieren keine Belege in Form von Memoiren oder gar (vorab veröffentlichten) Primärquellen. 


1.2 Ergreifen einer einmaligen Gelegenheit zur Wiedervereinigung („window of opportunity“)
Was spricht für dieses Erklärungsmuster: 


Die Erosion der Herrschaft von Gorbatschow/Schewardnadse begann bereits 198922. Sie war ge-
kennzeichnet durch sich drastisch verschlechternde ökonomische und soziale Bedingungen, ein Auf-
flammen von Nationalitätenstreitigkeiten und durch Forderungen einzelner Sowjetrepubliken bzw.
Regionen nach Unabhängigkeit. Die Machterosion verstärkte sich im ersten Halbjahr 1990.23 Darüber
hinaus existierte in Moskau eine Gegenpartei. Sie umfasste neben den meisten „Germanisty“, den
Deutschlandspezialisten im Kreml24, einen Teil der Militärs und des Sicherheitsapparates. Gor-
batschow hatte Kohl gegenüber angemerkt, dass es im Falle einer deutschen Vereinigung “eine Zwei
Zeilen-Meldung geben“ werde, „dass ein Marschall meine Position übernommen hat“.25


Was spricht gegen dieses Erklärungsmuster? 
Die Haltung von Gorbatschow und Schewardnadse gegenüber der deutschen Einheit war nicht Aus-


druck ihrer persönlichen Machtprobleme, sondern Ausdruck der Schwäche des sowjetischen Staates.
Auch jede politisch anders ausgerichtete sowjetische Regierung, ob mit oder ohne Marschall an der
Spitze, hätte nicht die politische Kraft gehabt, gegen den Anschluss der DDR an die Bundesrepublik
ein Veto einzulegen.26


1.3 Zeitpunkt und Umtauschsatz der Währungsunion waren Resultat der Furcht der 
Regierenden vor einer drohenden Unregierbarkeit Ostdeutschlands 


Dieses Erklärungsmuster hat Anhänger unter denjenigen, die sich mit Zeitgeschichte beschäftigen –
nicht nur unter Polithistorikern, auch unter Linken und auch unter Angloamerikanern.


Es geht davon aus, dass auf die letzte DDR-Regierung und damit auch auf die Regierung Kohl seit
April 1990 von der Straße erheblicher Druck ausgeübt wurde: Erstens hinsichtlich des Zeitpunktes
der Währungsunion („so bald wie möglich“) und zweitens hinsichtlich der Umtauschrate („1:1“).


So vertritt der Brite Gareth Dale die Auffassung, dass dieser Druck bereits im Frühjahr 1990 zu
spüren war: „ Im Frühjahr 1990 verlangten die Deutschen lauthals eine rapide Verbesserung ihres Le-
bensstandards durch Einführung der DM. Nach einer Befragung vom 2. März 1990 befürworteten 91
% der Ostdeutschen eine rasche Währungsunion. Die Aussicht auf eine neue Migrationswelle und auf
die damit verbundene Instabilität hat Kohl die Hand geführt. Die Währungsunion wurde im Juli Hals
über Kopf eingeführt. Es handelte sich um eine Konzession, deren Ziel es war, die Proteste abflauen
zu lassen und die Migration aus der DDR in die Bundesrepublik zu verringern.“27 


22. Jörg Roesler: Gorbatschows, Jelzins und Putins Reformen, in: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbü-
cher Bd. 3/2001, S. 15–18. 


23. Harald Modenhauer/Eva-Maria Stolberg: Chronik der UdSSR. Die wichtigsten Daten und Ereignisse im Überblick,
München 1993, S. 233–250.


24. Der Tagesspiegel v. 4.11. 2004.
25. Manfred Görtemaker: Verhandlungen mit den Vier Mächten, in: Der Weg zur Einheit. Deutschland seit Mitte der


achtziger Jahre (Informationen zur politischen Bildung H. 260), Bonn 1996, S. 37.
26. Lilija Schewzowa, Das neue Russland. Von Jelzin bis Putin, in: Hans-Hermann Höhmann/Hans-Henning Schröder


(Hrsg.): Russland unter neuer Führung. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft am Beginn des 21. Jahrhunderts, Bonn
2001, S. 29; Moldenhauer/Stolberg: Chronik der UdSSR, S. 250–263.


27. Gareth Dale, Between State Capitalism and Globalisation: The Collapse of the East German Economy, Oxford 2004,
S. 304–305.
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Ähnlich urteilt auch Dales amerikanischer Kollege Charles S. Maier: „Kohl und seine Ratgeber be-
eilten sich, an der Spitze der Ereignisse zu bleiben, die sie ansonsten ihrer Kontrolle der Ereignisse
hätten berauben können.“28 


Auch Jan Priewe und Rudolf Hickel sind der Meinung, dass in der DDR im Frühjahr 1990 „die
Bewegung ‚D-Mark jetzt!’ übermächtig“ wurde.29 Konkreter Anlass für eine Verschärfung des
Drucks von der Straße war nach Meinung der Autoren das Bekanntwerden eines vom Zentralbankrat
der Bundesbank favorisierten Umtauschvorschlags von 2:1 in der DDR am 31. März 1990.30 Sie
schreiben: „Ausschließlich konzentriert auf den vorgeschlagenen Umstellungssatz 2:1 geriet die Fest-
legung der Startbedingungen für die Arbeits- und Sozialeinkommen über Nacht zu einem Politikum.
Transparente mit der Forderung 1:1 bestimmten plötzlich die Demonstrationsszene in Ostdeutschland.
Ein Generalstreik wurde angedroht. [...] Unter massiven Druck gesetzt, wurde schließlich im Staats-
vertrag die Umstellung der Arbeits- und Sozialeinkommen im Verhältnis 1:1 festgesetzt. Der offizielle
Umtauschkurs der DDR wurde jenseits der ökonomischen Realität politisch mit 1:1 festgelegt.“31


Priewe und Hickel betonen, dass den Regierenden in DDR und BRD angesichts der Stimmung der
Bevölkerung keine andere Wahl blieb. “Die beschlossenen Umtauschsätze waren zwar ökonomisch
katastrophal, nur diese ließen sich jedoch politisch umsetzen.“32


Was spricht für dieses Erklärungsmuster? 
Tatsächlich gingen nach Angaben des Generalsekretärs der DDR-CDU, Martin Kirchner, nur Stun-


den, nachdem der Umtauschsatz 2:1 durch eine Indiskretion bekannt geworden war, in der Zentrale
in Berlin ,,zahlreiche Anrufe besorgter Bürger ein, in denen von Wahlbetrug die Rede war, da viele
DDR-Bürger die CDU in der Hoffnung auf eine schnelle Wirtschafts- und Währungsunion und einen
Umtauschkurs von eins zu eins gewählt hätten“.33 Am 5. April demonstrierten im Berliner Lustgarten
über 100.000 Menschen gegen 2:1-Umtauschpläne. Dem Aufruf des FDGB zu dieser Kundgebung
waren über 20 Parteien und Organisationen gefolgt. Zeitgleich fanden in allen 14 Bezirksstädten der
DDR ähnliche Kundgebungen statt.34 Am 8. April sah sich Helmut Kohl in einem Interview mit der
Illustrierten „Bunte“ veranlasst zu erklären, er werde sich für „die normalen Sparer um einen Um-
tauschkurs bemühen, der 1:1 beträgt“.35 Wenige Tage zuvor hatte er noch der „Financial Times“ ver-
sichert, Renten und Löhne würden zu einem weniger günstigen Kurs als 1:1 umgewandelt werden.36


Am 19. April 1990 versuchten die Wirtschaftsminister der DDR und der BRD, Pohl und Hausmann,
in einer gemeinsamen Erklärung vor der Presse in Berlin, die 1:1 Regelung erneut in Frage zu stellen.37


Am 20. April akzeptierte die Bundesbank den Umtauschkurs 1:1 „voll und ganz“.38 Zuvor hatte die
FDGB-Vorsitzende Helga Mausch in einem Spiegel-Interview Streiks in der DDR nicht ausgeschlos-
sen, wenn die DDR-Regierung den mit 2:1 geplanten Ausverkauf der DDR nicht verhindere.39 Kohl
gab sein Versprechen und die Entscheidung der Bundesbank fiel in aller Eile noch bevor sich die neue


28. Charles S. Maier: Dissolution: The Crisis of Communism and the End of East Germany, Princeton 1997, S. 234. 
29. Jan Priewe/ Rudolf Hickel, Der Preis der Einheit. Bilanz und Perspektiven der deutschen Vereinigung, Frankfurt/


Main 1992, S. 89. 
30. Hannes Bahrmann/Christoph Links, Chronik der Wende 2. Stationen der Einheit. Die letzten Monate der DDR, Ber-


lin 1995, S. 181.
31. Priewe/ Hickel: Der Preis der Einheit, S. 96.
32. Zeno Zimmerling/Sabine Zimmerling, Neue Chronik DDR, 6. Folge, Berlin 1990, S. 97.
33. Berliner Zeitung v. 2.4.1990.
34. Umschau, in: Deutschland Archiv 5/1990, S. 650.
35. Zitiert in: Zimmerling/Zimmerling, Neue Chronik DDR, S. 56. 
36. Umschau, S. 650.
37. Berliner Zeitung v. 20.4.1990.
38. Zimmerling/Zimmerling, Neue Chronik DDR, S. 98.
39. Ebenda, S. 56.
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DDR-Regierung überhaupt konstituiert hatte, und über einen Monat bevor am 18. Mai 1990 sich die
beiden deutschen Regierungen auf einen gemeinsamen Text zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozia-
lunion geeinigt hatten. 


Neben Demonstrationen und Streikdrohungen war es auch zu einem erneuten Ansteigen der Über-
siedlerzahlen aus der DDR in die Bundesrepublik gekommen. Das ließ die Politik das immer häufiger
den von Demonstranten auf Plakaten mitgeführten Spruch „Kommt die DM, bleiben wir, kommt sie
nicht, gehen wir zu ihr,“ sehr ernst nehmen40


Vieles spricht also dafür, dass die Entscheidung über Zeitpunkt und Umtauschkurs der Währungs-
union nicht von den Regierenden verhandelt, sondern vom „Volk der DDR“ diktiert wurde. 


Was spricht gegen dieses Erklärungsmuster? 
Dagegen, dass man mit der Währungsunion den Vereinigungsprozess beginnen musste, spricht die


sehr frühzeitige Entscheidung in Kohls Kabinett für eine Währungsunion. Diese fiel keinesfalls erst
im April, als Kohl in einem Interview mit der Illustrierten „Bunte“ versicherte, er wolle die Währungs-
union bis zum Sommer 1990 verwirklichen.41 Sie fiel auch nicht am 17. April, als der Termin für die
Währungsunion – 1.7.1990 – erstmals öffentlich genannt wurde, sondern bereits Anfang Februar 1990.


In einer Kabinettsvorlage, datiert vom 2. Feburar 1990 hieß es bereits: „Unmittelbar nach den Wah-
len am 18. März sollten die Bundesrepublik Deutschland und die DDR eine Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion schaffen.42 Am 6. Februar 1990 war die Wirtschafts- und Währungsunion bereits
Kabinettsbeschluss.43 


Anders als im Falle der Platzierung der Währungsunion an den Anfang des Einigungsprozesses
scheint dagegen die Höhe des Umtauschsatzes (1:1 statt 1:2) mit Rücksicht auf die Straßenproteste im
April zustande gekommen zu sein. Entscheidend für die verheerenden Auswirkungen der Währungs-
union auf die ostdeutsche Wirtschaft war jedoch nicht der Umtauschsatz – schließlich ging es nicht
um die Entscheidung zwischen dem ökonomisch gerechtfertigten Satz 1:4, sondern um die politisch
motivierten Umtauschsätze 1:2 oder 1:1 –, sondern die mit der Währungsunion verbundene vollstän-
dige Öffnung des ostdeutschen Marktes, auf die die Betriebe der DDR nicht vorbereitet waren und
auch nicht vorbereitet sein konnten. 


2. Gruppe: Ökonomische Prozesse als Erklärungsmuster
2.1 Vertrauen auf ein bestimmtes ordnungspolitisches Rezept: das neoliberale
Dafür spricht: 


Kohl war promovierter Historiker, Schäuble, sein engster Vertrauter, den er Anfang Februar 1990
mit der Aufsicht über die Ausarbeitung der Wirtschafts- und Währungsunionskonzepte beauftragt hat-
te und der ab April 1990 die Einheitsverhandlungen mit der de Maizière-Regierung führte, promo-
vierter Jurist: Sie mussten sich also bei Wirtschaftsexperten Rat suchen. 


In den westlichen Industrieländern war zu diesem Zeitpunkt die neoliberale Theorie bereits die herr-
schende. Reagan und Thatcher hatten sie zur Grundlage ihrer Wirtschaftspolitik gemacht. 1989 hatte


40. Bahrmann/Links, Chronik der Wende, S. 200; Vgl. auch Schmid, Die späte Rechnung, S. 27.
41. Zimmerling/Zimmerling, Neue Chronik DDR, S. 56, 65.
42. Deutsche Einheit. Sonderedition aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90 (Dokumente zur Deutschlandpoli-


tik), München 1998, S. 751.
43. Ebenda, S. 761. Die Entscheidung des Bundeskabinetts bedeutete noch nicht, dass sich die Öffentlichkeit oder – hier


noch wichtiger – die großen Konzerne sofort von der Möglichkeit einer längerfristigen Stufenlösung verabschiede-
ten. Die Intensität, mit der von Seiten der westdeutschen Konzerne die ab Januar 1990 möglichen Joint-Venture-Pro-
jekte weiter vorangetrieben wurden, spricht dafür, dass sie erst nach den Märzwahlen auf das Anschlussprojekt der
Bundesregierung voll einschwenkten (vgl. Jörg Roesler/Dagmar Semmelmann: „... ohne Energie geht gar nichts!“.
Die ostdeutsche Energiewirtschaft von den Kombinaten zur VFEAG (1980–2001), S. 83–86).
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diese Wirtschaftslehre in Form des Washington Consensus sozusagen ihre für die gesamte Welt gül-
tige Formulierung erhalten.44 Insofern war es nicht verwunderlich, wenn Kohl sich an einen neolibe-
ralen Ökonomen um Rat wandte: Hans Willgerodt von der Universität Köln. Der lieferte bis März
1990 das gewünschte Gutachten. Dieses bekräftigte Kohls und Schäubles Vorstellungen, dass die
Währungsunion in Kombination mit der Einführung der Marktwirtschaft in der DDR unbedingt ein
Erfolg werden musste. „Nach Öffnung der Grenze [der DDR – J. R.] für den Freihandel mit der Bun-
desrepublik,“ hieß es in dem Gutachten, „werden zahlreiche bisher die Produktion beeinträchtigende
Engpässe aufgesprengt, weil es nicht mehr zu Produktionsstörungen wegen fehlenden Materials oder
ausgebliebener Zulieferungen kommen kann. Die Motivation zur Leistung wird wiederbelebt werden,
sogar bevor irgendeine Hilfe aus der Bundesrepublik oder ein Kapitalbetrag zugeflossen ist. Das ver-
vielfältigte Warensortiment und die zu erwartenden Preissenkungen bei höherwertigen technischen
Verbrauchsgütern werden hierzu ebenso beitragen, wie die Gewinnmöglichkeit für Klein- und Mit-
telbetriebe, denen eine kaum übersehbare ungestillte Nachfrage gegenüber steht.“45 


Das konnte von den beiden Politikern nicht anders interpretiert werden, als: Lasst die frische Luft
der Marktwirtschaft in die DDR. Alles andere wird der Markt schon selbst regeln.


Was spricht gegen dieses Erklärungsmuster?
Das Willgerodtsche Gutachten war keineswegs das erste, das Kohl zum Thema Währungsunion in


Händen hielt. Bereits Ende Januar 1990 hatte sich das offizielle Gutachtergremium der Bundesrepu-
blik, der Sachverständigenrat, zur Frage der Währungsunion geäußert und sich zur „Krönungstheorie“
bekannt. Die bedeutete: Der wirtschaftliche Einigungsprozess sollte sich in mehreren Stufen vollzie-
hen, an deren Schluss, gewissermaßen als Krönung der wirtschaftlichen Einigungsmaßnahmen, eine
einheitliche Währung steht.46


Die „Wirtschaftsweisen“ hatten nach Bekanntwerden des Beschlusses der Bundesregierung, den
Einheitsprozess mit der Währungsunion einzuleiten, am 9.2.1990 an den Bundeskanzler geschrieben:
„Wir halten die rasche Verwirklichung der Währungsunion für das falsche Mittel. ... Die Währungs-
union sollte nach unserer Auffassung nicht am Beginn stehen. ... Eine Währungsunion, die sich nicht
im Gleichschritt mit dem grundlegenden Umbau des Wirtschaftssystems in der DDR vollzieht, ver-
ursacht lediglich Kosten, ohne die wirtschaftlichen Aussichten für die Menschen [in der DDR – J. R.]
auf eine tragfähigere, bessere Basis zu stellen“.47


Kohls Antwort am 16.2. vor dem Bundestag war eindeutig: „In einer solchen Situation geht es um
mehr als um Ökonomie, wie wichtig Ökonomie auch ist“.48 Es ging dem Kanzler – um es kurz zu
fassen – um Politik. 


Sehr wahrscheinlich ist, dass sich Kohl das Ökonomie-Gutachten von Willgerodt lediglich zur wirt-
schaftsideologischen Flankierung seiner politischen Absichten bestellte, nachdem ihm die offiziellen
ökonomischen Berater der Bundesregierung so deutlich abgeraten hatten.


2.2 Vertrauen auf relevante wirtschaftspolitische Erfahrungen bzw. frühere Konzepte 
Eine Währungsreform war auch dem politischen Zusammenschluss der drei Westzonen zur Bundes-
republik vorausgegangen. Sie war ebenfalls mit einer Wirtschaftsreform – weg von der Bewirtschaf-


44. Daniel Yergin/Joseph Stanislaw: Staat oder Markt. Die Schlüsselfrage unseres Jahrhunderts, Frankfurt/New York
1999, S. 325–326.


45. Hans Willgerodt u.a.: Gutachten „Vorteile der wirtschaftlichen Einheit Deutschlands“ (Institut für Wirtschaftspolitik
an der Universität zu Köln), März 1990, S. 43–44.


46. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Zur Unterstützung der Wirtschafts-
reform in der DDR. Voraussetzungen und Möglichkeiten, Sondergutachten vom 20. Januar 1990.


47. Deutsche Einheit, S. 778–779, 781.
48. Das Parlament 9–10/1990, S. 2.

 8







Jörg Roesler Leibniz Online, Jahrgang 1/2005, Heft 1
Die deutsche Währungsunion in Politik und Ökonomie

tung, hin zur freien Marktwirtschaft – verbunden gewesen. Das jedenfalls war der Hauptinhalt jenes
„Leitsätzegesetzes“, das im gleichen Monat wie die Währungsreform beschlossen wurde.49 Die Wäh-
rungsreform von 1948 und ihre – aus der Sicht der nachfolgenden Jahrzehnte – segensreichen Folgen
waren in den Köpfen präsent, als das Bundeskabinett Anfang Februar 1990 die Währungs- und Wirt-
schaftsunion (WWU) zu planen begann. In einem „Vermerk des Regierungsdirektors Nehring“, die
geplante WWU betreffend, hieß es abschließend: „Im übrigen: Auch Ludwig Erhard hatte 1948 zu-
nächst mit der Währungsreform und sehr kurz darauf mit der Wirtschaftsreform (z. B. Aufhebung der
Bewirtschaftung) begonnen. Gegen massive politische Widerstände schaffte er so den Weg von der
Hoffnungslosigkeit zum späteren ‚Wirtschaftswunder’“.50


Im 1952 gegründeten „Forschungsbeirat für die Wiedervereinigung“, einem vom damaligen Bun-
desministerium für gesamtdeutsche Fragen eingesetzten Think Tank, der Vorschläge ausarbeiten soll-
te, wie man mit der ostdeutschen Wirtschaft im Falle des Anschlusses der DDR an die BRD umgehen
sollte, wurde den „Währungsproblemen“ von Anfang an Priorität eingeräumt.51 Im Herbst 1953 hatte
der damalige Wirtschaftsminister Ludwig Erhard den Beiratsmitgliedern gegenüber erklärt: „Als erste
Maßnahme wird sich eine Währungsneuordnung in der Sowjetzone, d. h. eine Einbeziehung in unser
Währungssystem, als unerlässlich erweisen.“ 52


Was spricht für dieses Erklärungsmuster? 
Kohl war als Historiker aufgeschlossen für geschichtliche Vergleiche. Er glaubte sich in den Fußstap-
fen Bismarcks. Er fühlte sich auch als Adenauers Enkel. Damit war die Auffassung von Adenauers
langjährigem Wirtschaftsminister für ihn vermutlich sakrosankt. Das waren zwei Gründe, die sein
Vertrauen, dass frühere Erfolge sich wiederholen ließen, glaubhaft erscheinen lassen. 


Gegen die These, dass die Währungsunion aufgrund der Besinnung auf ähnliche Maßnahmen in
der Geschichte der Bundesrepublik in den Einheitsprozess platziert wurde, spricht, dass das Kabinett
den mit der beabsichtigten Währungsunion am weitesten konform verlaufenden Prozess in der Ge-
schichte der Bundesrepublik völlig ignorierte53: Die Konversion des Saarfranc in die DM im Zusam-
menhang mit der Vereinigung des Saarlandes mit der Bundesrepublik während der zweiten Hälfte der
50er Jahre. Das verwundert um so mehr, als die Historiker der Bundesrepublik, allen voran der Chro-
nist der Adenauer-Zeit, Hans-Peter Schwarz, seit Jahren den Beitritt des Saarlandes zur Bundesrepu-
blik als „Wiedervereinigung im Kleinen“ bezeichnet hatten.54 Der Anschluss des Saarlandes „galt
weithin als Modell für das Procedere der Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands“.55 


Warum, so kann man weiter fragen, sind von den bundesdeutschen Vereinigungsverhandlern zwar
die Akten des Beitritts der Saar zur Bundesrepublik noch einmal durchgesehen worden, aber nur unter
juristischen, nicht unter wirtschaftlichen Aspekten?56


Die Antwort ist simpel: Im Falle der Wirtschafts- und Währungsunion an der Saar hatten die Ver-
tragsparteien für die Zeit davor eine wirtschaftliche Übergangszeit für das Saarland von zweieinhalb
Jahren eingeplant. „Die Übergangszeit sollte drei Zielen dienen: der Modernisierung der Ausrüstung,
dem Aufbau neuer Absatzorganisationen ... und der Anpassung des rechtlichen Rahmens“.57 Die


49. Wolfram Weimer, Deutsche Wirtschaftsgeschichte. Von der Währungsreform bis zum Euro, Hamburg 1998, S. 59. 
50. Deutsche Einheit, S. 761.
51. Forschungsbeirat für Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands beim Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen:


Erster Tätigkeitsbericht 1952/53 (Auszug), Bonn 1954, S. 7, 12, 31, 38.
52. Karl Heinz Roth: Wirtschaftsplanung als Anschlussplanung, in: Ansichten zur Geschichte der DDR Bd. 9/10, S. 479. 
53. Ganz anders als der Kanzlerkandidat der Opposition, Lafontaine (Lafontaine, a. a. O., S. 23).
54. Hans-Peter Schwarz: Die Ära Adenauer. Gründerjahre der Republik 1949–1957, Stuttgart/Wiesbaden 1981, S. 282.
55. Rudolf Morsey: Die Bundesrepublik Deutschland. Entstehung und Entwicklung bis 1969, München 1990, S. 41.
56. Bundesarchiv, Abteilung DDR, DC 20 (Ministerrat der DDR) 6030, unpag. 
57. Armin Heinen: Ein saarländischer Blick zurück in die deutsche Zukunft, in: Saarbrücker Zeitung, 31.3.–1.4.1990.
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Übergangszeit erlaubte es der Regierung, den Parteien, den Wirtschaftsvertretern und den Gewerk-
schaften des Saarlandes im interministeriellen „Wirtschafts- und Sozialausschuss Saar“ bei der Bun-
desregierung und bei ihren jeweiligen bundesrepublikanischen Partnern mit ihren Vorstellungen für
den Tag der Währungsunion vorstellig zu werden. Sie konnten auf die Gefahren der Umstellung auf-
merksam machen und den Blick auf die zweckmäßigsten Förderschwerpunkte lenken.58 Ein derartiges
historisches Vorbild konnte die Bundesregierung, als sie an Stelle eines Stufenprogramms wie einst
fürs Saarland eine Schocktherapie für die DDR vorbereitete, nicht gebrauchen. 


2.3 Die DDR-Wirtschaft als willkommenes Versuchsfeld für die Beschleunigung der 
neoliberalen Wende in den alten Ländern


Für dieses Erklärungsmuster spricht, dass drei Kabinette Kohl Schwierigkeiten hatten, die 1982 ver-
kündete politisch-moralische Wende, die auch eine ordnungspolitische in Richtung Neoliberalismus
war, bis 1990 vollständig durchzusetzen. Der Wirtschaftshistoriker Zohlnhöfer hat diese Situation so
ausgedrückt: „Erstens kam es in der Folge des Regierungswechsels vom Oktober 1982 tatsächlich in
allen betrachteten Politikfeldern zu einem Politikwechsel. ... Zweitens war dieser Politikwechsel ins-
gesamt aber ausgesprochen moderat. ... Was ... im Bereich der Entstaatlichungspolitik durchgesetzt
wurde, war in den meisten Fällen im wesentlichen die Umsetzung von EG-Regulierungen“.59 Nicht
ein zu sachtes Herangehen, sondern der zähe Widerstand der Gewerkschaften, der SPD und des eige-
nen Arbeitnehmerflügels (CDA) hatte sich für die schwarzgelbe Bundesregierung als Bremse für neo-
liberale Höhenflüge erwiesen.60 


Im Osten hatte die Bundesregierung nach der Abwahl von PDS und den Parteien der Bürgerbewe-
gung, nach der Zerschlagung des FDGB, derartige „vested interests“ wie in den alten Ländern nicht
mehr zu fürchten. Schon im Willgerodtschen Gutachten vom März 1990 wurde die günstige Gelegen-
heit, im Osten ordnungspolitisch zu verwirklichen, was im Westen bisher noch nicht vollständig ge-
lungen war, angesprochen. In Zusammenhang mit der notwendigen Sanierung der Verkehrs- und
Nachrichtenverbindungen schrieb Willgerodt: „ Es ist aber keineswegs ausgemacht, dass in diesem
Bereich vollständig die staatsmonopolistischen Strukturen der Bundesrepublik übernommen werden
müssen. Auch in der Energieversorgung müssen [im Osten – J. R.] nicht ausschließlich staatlich pri-
vilegierte Einrichtungen ohne Wettbewerb tätig sein“.61


Deutlicher wurde in dieser Frage Bundesfinanzminister Theo Waigel (CSU) in einem Beitrag über
die Aufgaben der Treuhandanstalt im „Bayernkurier“: „Zu den wichtigsten Aufgaben der Erneuerung
der Sozialen Marktwirtschaft gehört es auch, staatliche Beteiligungen an Unternehmen auf Wettbe-
werbsmärkten auf wenige, gut begründete Ausnahmefälle zu beschränken.“62 Dementsprechend sollte
im Osten selbst die Wiederumwandlung von Volkseigentum in Besitz der Städte und Gemeinden
(Kommunalisierung) in engen Grenzen gehalten werden. Während jedes private Unternehmen, das
nach 1949 enteignet worden war, nach dem Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung“ dem ursprüng-
lichen Besitzer oder seinen Erben zugesprochen wurde, hatten die ostdeutschen Kommunen größte
Schwierigkeiten, die als kommunale Unternehmen entstandenen örtlichen Kraft- bzw. Gaswerke wie-
der zurück zu erhalten. Sie konnten sich ihr öffentliches Eigentum erst nach drei Jahren Prozess und
auch dann nur zu einem Teil sichern.63


58. Bundesarchiv, Abteilungen Koblenz, B 136, 935, Bl. 134 ff.
59. Reimut Zohlnhöfer: Die Wirtschaftspolitik der Ära Kohl. Eine Analyse der Schlüsselentscheidungen in den Politik-


feldern Finanzen, Arbeit und Entstaatlichung, 1982–1998, S. 170.
60. Ebenda, S. 171.
61. Willgerodt, Vorteile, S. 70.
62. Theo Waigel: Ohne Eigentum keine Motivation. Die Rolle der Treuhandanstalt in der DDR, in: Bayernkurier v.


29.9.1990.
63. Felix Christian Matthes: Stromwirtschaft und deutsche Einheit. Eine Fallstudie zur Transformation der Elektrizitäts-


wirtschaft in Ostdeutschland, Berlin 2000, S. 416–492. 
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Was spricht gegen dieses Erklärungsmuster? 
Ich habe bisher weder in den mir zur Verfügung stehenden Quellen noch in den zeithistorischen


Untersuchungen Argumente gefunden, die gegen diese These sprechen.


2.4 Entscheidung für das kleinere wirtschaftspolitische Übel 
Was spricht für dieses Erklärungsmuster:


Eines der häufigsten Argumente der Politiker war, dass ein Stufenprozess mit der Währungsunion
als krönendem Abschluss, in den Alltäglichkeiten der Transformation in Schwierigkeiten geraten,
stecken bleiben oder gar wieder rückgängig gemacht werden könnte. 


Selbst wenn die Einführung der Marktwirtschaft auf einen Schlag, mit der Währungsunion am An-
fang, ein mit Risiken belastetes Unternehmen sei, so die Argumentation, müsse man es der Schritt-
für-Schritt-Einführung der Marktwirtschaft vorziehen. Willgerodt formulierte diese Haltung so: „Das
oft empfohlene allmähliche und schrittweise Vorgehen, mit dem die ordnungspolitische Wende scho-
nender vollzogen werden soll, verkennt weitgehend das zu lösende Problem ... Alle über sehr kurze
Perioden hinausreichenden wirtschaftlichen Entscheidungen sind mit einer unzumutbaren und ver-
meidbaren Unsicherheit behaftet. Pessimismus breitet sich aus, der publizistisch übersteigert werden
kann, um Befürchtungen aller Art gegenüber einer marktwirtschaftlichen Integration zu verstärken.“64


Dieses Denken mündet letztlich in den Satz, es hätte zur Währungsunion als Mittel der Schockthe-
rapie letztlich keine Alternative gegeben.


Was spricht gegen diese These? 
Hier bieten sich Vergleiche mit Ländern an, in denen die Transformation von der Plan- in die Markt-


wirtschaft nicht schlagartig durchgeführt wurde, sondern schrittweise.
Der Blick auf die östlichen Nachbarn der DDR ist erhellend. Als schrittweise und nicht schlagartig


wird in der einschlägigen Transformationsliteratur durchgehend das Beispiel Ungarn hervorgehoben.
Polen dagegen gilt als klassisches mittelosteuropäisches Land der Schocktherapie.65 Ungeachtet der
unterschiedlichen Verfahrensweise bei der Einführung der Marktwirtschaft gibt es zwischen Polen
und Ungarn heute bei der Bewältigung der Transformation nur unwesentliche Unterschiede.66 Beide
hatten Ende 2004 EU-Reife erlangt. Offensichtlich war die schrittweise Einführung der Marktwirt-
schaft eine brauchbare Alternative zur Schocktherapie. Ein Stufenplan hätte demnach, anders als Will-
gerodt meint, durchaus auch in der DDR bzw. in Ostdeutschland Erfolg haben können. 


4. Zusammenfassende Beurteilung der verschiedenen Begründungen für die Durchführung 
der Währungsunion vom 1. 7. 1990


Untersucht wurden in diesem Beitrag sieben Erklärungsmuster dafür, warum die Währungsunion am
Anfang des Wiedervereinigungsprozesses stand.


M. E. halten folgende vier Erklärungsmuster einer Überprüfung nicht bzw. im Kern nicht stand: 
Von der 1. Gruppe, Politische Prozesse als Erklärungsmuster, 
1.2 Ergreifen einer historisch einmaligen zeitlich begrenzten Gelegenheit zur Wiedervereinigung.
Von der 2. Gruppe, Ökonomische Prozesse als Erklärungsmuster, 


64. Willgerodt, Vorteile, S. 4. 
65. Herman W. Hoen: “Shock versus Gradualism” in Central Europe Reconsidered. In: Comparative Economic Studies


1/1996, S. 1–20; Hans van Ees/Harry Garretsen: The Theoretical Foundation of the Reforms in Eastern Europe: Big
Bang versus Gradualism and the Limitations of Neo-Classical Theory. In: Economic Systems 1/1994, S. 1–14.


66. Jörg Roesler: Zur Spezifik sozioökonomischer Transformationsprozesse in Osteuropa. Zur Entwicklung von Staats-
kapitalismus und Marktwirtschaft 1989–1999, in: Osteuropa in Tradition und Wandel. Leipziger Jahrbücher 4/2002,
S. 137–168.
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2.1 Vertrauen auf ein bestimmtes ordnungspolitisches Rezept: das neoliberale,
2.2 Vertrauen auf die Gültigkeit relevanter wirtschaftspolitischer Erfahrungen in der Vergangenheit
bzw. auf frühere Überlegungen,
2.4 Entscheidung für das kleinere wirtschaftspolitische Übel.


Es verbleiben drei Erklärungsmuster: 
1.1 Machtpolitisches Kalkül, 
1.3 Das Bestreben, die außerparlamentarischen Proteste zu verhindern und die politischen Vereini-
gungsprozesse unter Kontrolle zu halten,
2.3 Schaffung eines Versuchsfeldes zur Beschleunigung der neoliberalen Wende für ganz Deutsch-
land in den alten Ländern. 


Die Antwort auf die Frage, welches denn nun die wahren Motive für die Währungsunion zum ge-
gebenen Zeitpunkt und für die durchgesetzte Umtauschhöhe waren, lässt sich m. E. nicht darin finden,
dass einem der drei Erklärungsmuster der Vorzug gegeben wird, sondern ich bin vielmehr der Auf-
fassung, dass alle drei Motive für die Platzierung der Währungsunion im Einigungsprozess eine Rolle
spielten, wobei sie sicherlich unterschiedlich zu gewichten sind. 


Um die Frage, ob 1.1 (das Machtkalkül) oder 1.3 (Druck der Straße) bzw. 2.3 (die Beschleunigung
der neoliberalen Wende) das gewichtigste Moment für das Zustandekommen der Währungsunion am
1.7.1990 waren, bedarf es m.E. noch der Einsicht in die (bisher nicht veröffentlichten) Akten der Bun-
desregierung bzw. der Regierung de Maizière aus dem Jahre 1990, die nicht vor 2020 zur Verfügung
stehen werden – immer vorausgesetzt, dass es im Bundeskanzleramt keine Aktenvernichtungen – ob
nun per Hand oder elektronisch – gegeben hat.


Es ist demnach wahrscheinlich, dass die Bundsregierung sich in bezug auf die Währungsunion von
mehreren Motiven gleichzeitig leiten ließ. Die Einigungspolitik der Bundesregierung präsentiert sich
demnach weniger als großer Wurf, sondern eher als Zickzackkurs, anders ausgedrückt, als eine Mi-
schung aus Kalkül und Konzeptlosigkeit, aus Kühnheit und Feigheit, aus konsequenter Verfolgung
eines Hauptzieles und Konzentration auf Mitnahmeeffekte, aus aktiver Planung und Gestaltung von
Prozessen und einer gewissen Hilflosigkeit ihnen gegenüber.


Realpolitisch gesehen war wahrscheinlich nichts anderes zu erwarten. Nur vor dem Hintergrund
der seit anderthalb Jahrzehnten gepflegten Legende vom genialen „Kanzler der Einheit“ wirkt diese
Einschätzung ernüchternd.


Anschrift d. Verf.: Prof. Dr. Jörg Roesler, Mellenseestr. 5, D-10319 Berlin
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1. Theoretische und wirtschaftspolitische Ausgangspunkte zur Bewertung öffentlicher 
Schulden und ihrer Entwicklung 


Ein kurzer Rückblick auf die Theoriegeschichte macht deutlich, wie kontrovers die Staatsschulden in
den Wirtschaftswissenschaften im Zuge der Herausbildung und Ausbreitung des kapitalistischen
Wirtschaftssystems bewertet und diskutiert wurden.1 


Einer der Gründer der klassischen Politischen Ökonomie, David Ricardo (1772–1823) charakteri-
sierte in seinem Hauptwerk „Grundsätze der politischen Ökonomie und der Besteuerung”, die Staats-
verschuldung als „die schrecklichste Geißel, die je zur Plage der Nation erfunden worden” sei. 


Dem steht die Auffassung des deutschen Finanztheoretikers Lorenz von Stein (1815–1890) entge-
gen, der den Grundsatz aufstellte, im Ausmaß der öffentlichen Investitionen sei staatliche Kreditauf-
nahme geboten. Er betonte, dass der Staat, der seine gesamtwirtschaftlich produktiven
Zukunftsaufgaben nicht über Staatsschulden finanziere, der gegenwärtigen Generation zu viel abver-
lange und damit ihre Leistungsbereitschaft belaste. Diese Auffassung geht davon aus, dass die Ver-
wendung staatlicher Kredite zur Finanzierung von Zukunftsaufgaben – Infrastrukturinvestitionen,
Bildungsaufgaben u.ä. –, bedeutet, dass Ausgaben getätigt werden, die auch zukünftigen Generationen


1. Vgl. hierzu: Hickel (1999).
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zu Nutze kommen, an deren Finanzierung sie sich deshalb beteiligen müssten, durch die zu zahlenden
Zinsen für die aufgenommenen Kredite sowie für deren Tilgung. Dieser Zusammenhang wurde Mitte
des 20. Jahrhunderts vom amerikanischen Finanzwissenschaftler Richard Musgrave unter der Be-
zeichnung Pay-As-You-Use-Prinzip für die praktische Finanzpolitik verallgemeinert.


Wie hartnäckig sich die ökonomisch falsche und wesentlich historisch bedingte Auffassung Ricar-
dos bis heute gehalten hat, wird in den Medien und in offiziellen Erklärungen immer wieder deutlich.
Seit Jahren wird fast unterschiedslos von der Regierungskoalition und der bürgerlichen Opposition
gefordert, zu sparen und die Ausgaben zu kürzen, um zunächst die Neuverschuldung unter das Maas-
trichter Defizitkriterium von 3 % bis auf Null zu senken und danach durch das Erreichen eines Haus-
haltsüberschusses den absoluten Schuldenbestand der öffentlichen Haushalte zu reduzieren. Dieser
Forderung liegen vor allem zwei Argumentationsstränge zugrunde.


Erstens die These vom Generationenkonflikt, der durch die Aufnahme öffentlicher Schulden her-
vorgerufen würde: Es sei unverantwortlich, den nach uns lebenden Generationen, einen Schuldenberg
zu vererben. Oft wird das zunächst eingängige, aber auf einzelwirtschaftlichem Denken beruhende Ar-
gument gebraucht, welch verantwortlicher Familienvater (patriarchalische Variante), oder welche ver-
antwortlichen Eltern (modernere Version) würde seinen /ihren Kindern nur Schulden hinterlassen
wollen. Hier wird gänzlich davon abstrahiert, dass die folgenden Generationen nicht nur die Schulden
und die dafür zu zahlenden Zinsen, sondern ebenso die Guthaben und die Zinseinkünfte erben. Sie
erben und nutzen zugleich das über die Kredite finanzierte Sachvermögen, d.h. die größtenteils über
öffentliche Investitionen finanzierten Einrichtungen der Infrastruktur.


Zweitens die Forderung nach Deregulierung, Privatisierung, Rückzug des Staates aus der Wirt-
schaft und davon abgeleitet nach Verringerung der Staatsquote (Anteil der staatlichen Ausgaben am
BIP) als neoliberale Grundforderungen, um die heutigen Probleme zu lösen und den neuen Heraus-
forderungen gerecht zu werden. Die Forderung nach Rückzug des Staates aus der Wirtschaft erhöht
den Druck auf den Abbau öffentlicher Schulden. Wenn der Staat sowieso in der Wirtschaft nichts zu
suchen hat und überhaupt seine Ausgaben reduzieren müsse, so sollte es grundsätzlich auch keine
Staatsschulden geben. Steuern und Neuverschuldung oder Nettokreditaufnahme sind die beiden
grundsätzlichen Möglichkeiten zur Erhöhung der öffentlichen Einnahmen. Eine Senkung der öffent-
lichen Neuverschuldung, ohne hierfür einen Ausgleich durch höhere Steuereinnahmen der öffentli-
chen Hand zu schaffen, zwingt zu einer generellen Verringerung der öffentlichen Ausgaben. In diesem
Sinne wirkte bisher der stärkere Zwang zur Reduzierung der öffentlichen Neuverschuldung entspre-
chend den Maastrichter Verträgen und dem Amsterdamer Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) vor
allem als Druck auf die staatlichen Ausgaben zur Finanzierung von Aufgaben des Gemeinwesens, vor
allem der öffentlichen Investitionen in die Infrastruktur.


Die Teilnahme an der Europäischen Währungsunion (EWU), die auf der Einführung des Euro be-
ruhte, war daran geknüpft, dass vier Kriterien erreicht bzw. eingehalten werden. Von diesen bezogen
sich zwei direkt auf die öffentliche Verschuldung: Der Gesamtschuldenstand soll nicht mehr als 60
Prozent des BIP ausmachen, während die jährliche Neuverschuldung drei Prozent des BIP nicht über-
treffen darf. Das „Drei-Prozent-Kriterium” wurde letzten Endes entscheidend für die Teilnahme der
Mitgliedsländer der EU an der Währungsunion. Durch den Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) der
EU wurde diese Orientierung auf die Höchstgrenze der Neuverschuldung von drei Prozent und die
Verpflichtung der Teilnehmerländer, eine strikte Sparpolitik zur Senkung der Neuverschuldung
durchzuführen, noch verstärkt. Die Mitgliedsländer der EU sind angehalten, die Rate der Neuverschul-
dung systematisch zu senken und mittelfristig einen nahezu ausgeglichenen oder überschüssigen
Staatshaushalt anzustreben. Dadurch sollen sie in der Lage sein, normale Konjunkturschwankungen
künftig ohne Verletzung der vertraglichen Obergrenze für das Haushaltsdefizit von drei Prozent des
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BIP zu bewältigen und die Gesamthöhe der Schulden schrittweise zu verringern. Verstöße sollen durch
Sanktionen geahndet werden. Die Länder werden verpflichtet Stabilitäts- und Konvergenzprogramme
vorzulegen, in denen ihre mittelfristige Haushaltspolitik zur Sicherung dieser Zielstellung dargelegt
wird. Der ECOFIN-Rat (Rat der Finanzminister der EU) prüft, inwieweit genügend Vorsorge getrof-
fen wurde, damit auch unter ungünstigen Bedingungen die staatlichen Defizite nicht die festgelegte
Obergrenze überschreiten. 


Wie wenig die Verträge von Maastricht und Amsterdam den Realitäten entsprechen zeigt sich
schon daran, dass Deutschland, Frankreich, Italien und andere EU Länder mehrere Jahre in Folge das
3%-Kriterium überschreiten und weit hinter ihren Verpflichtungen zurückbleiben. Aber nicht genug
damit, dass ständig gegen die Beschlüsse verstoßen wird. Hinzu kommt, dass dieses Kriterium recht
willkürlich festgelegt wurde, keinerlei wissenschaftlicher Prüfung standhält. Dabei sollte allerdings
bedacht werden, dass es bisher noch nicht gelungen ist, die optimale und die noch zulässige, tragfähige
Höhe des Haushaltsdefizits und der Gesamtschulden (Verhältnis der Nettokreditaufnahme bzw. der
Schulden zum BIP) wissenschaftlich überzeugend zu begründen. Das Kriterium 3 % wurde aus der
durchschnittlichen Höhe der Schuldenquote der EU Länder von rund 60 % und einer angenommenen
Wachstumsrate des nominalen BIP von 5 % unter der Maßgabe, dass diese Schuldenquote nicht an-
steigen dürfe, abgeleitet. Bei einer Zuwachsrate des nominalen BIP von 5 % würde eine Neuverschul-
dung von maximal 3 % ein Ansteigen der Quote der Gesamtschulden verhindern. Da die tatsächlich
erreichten Zuwachsraten des BIP der EU und speziell Deutschlands jedoch seit mehreren Jahren deut-
lich unter der angenommenen liegen, müsste das Defizitkriterium eigentlich auf < 3  % reduziert wer-
den. 


Auf dem Frühjahrsgipfel (März 2005) der EU Regierungschefs wurde auf Druck vor allem
Deutschlands und Frankreichs der Stabilitätspakt korrigiert. Die wichtigsten Veränderungen bestehen
darin, dass einerseits außergewöhnliche Kosten, wie „Kosten zur Herstellung der europäischen Ein-
heit“, dazu werden auch die deutschen Vereinigungskosten gezählt, bei der Überschreitung des Defi-
zitkriteriums von 3 % berücksichtigt werden, d.h. seine Nichteinhaltung akzeptiert wird. Weiterhin ist
eine stärkere Anpassung des Abbaus der Neuverschuldung an den Konjunkturverlauf vorgesehen. Die
Beseitigung der Dogmatik des 3 % Kriteriums ist eine Grundbedingung für eine antizyklische Wirt-
schaftspolitik. Sie wird von alternativen Ökonomen seit der Festlegung der Maastrichter Kriterien ge-
fordert.


Bei der Auseinandersetzung mit der neoliberalen einzelwirtschaftlichen Argumentation zum
Schuldenabbau müssten vor allem folgende Argumente, die sich auf gesamtwirtschaftliche Zusam-
menhänge und Wirkungen stützen, zugrunde gelegt werden:
1. Die Wirkungen reduzierter Ausgaben eines einzelnen Individuums oder Unternehmens unterschei-


den sich grundsätzlich von den Wirkungen reduzierter Ausgaben auf volkswirtschaftlicher Ebene.
Wenn ein einzelner Mensch sich verschuldet hat, so ist, wenn ihm keine Quellen zur Erhöhung der
Einnahmen zur Verfügung stehen, die Verringerung der Ausgaben der einzige Weg, um aus dieser
Situation herauszukommen. Auf volkswirtschaftlicher Ebene bedeutet eine Reduzierung der Aus-
gaben, dass bei anderen Menschen oder Unternehmen entsprechende Einnahmen (Sozialleistun-
gen, Gehälter im öffentlichen Dienst Beschäftigter, Ausgaben für öffentliche Investitionen)
verringert werden. Über die Wirtschaftskreisläufe verwandeln sich geringere Ausgaben der öffent-
lichen Hand in geringere Einnahmen der an diesen Kreisläufen Beteiligten, die wiederum zu ge-
ringeren Steuereinnahen und Einnahmen aus Sozialbeiträgen bei den öffentlichen Haushalten
führen. Daraus folgt wiederum eine neuer Druck zur Senkung der Ausgaben oder bzw. zugleich
zur Aufnahme höherer Kredite. Daraus ergibt sich eine tendenziell abwärts gerichtete Spirale der
wirtschaftlichen Entwicklung. Gerade diese Wirkung im Wirtschaftskreislauf ist einer der Haupt-
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gründe für die lange Stagnationsperiode und Wachstumsschwäche in der Bundesrepublik seit 2000
sowie für die gleichzeitig hohen Haushaltsdefizite. 
Eine Reduzierung der Ausgaben verbessert in der Regel die Situation des einzelnen Schuldners,
erleichtert ihm die Verringerung seiner Schuldenlast. Gesamtwirtschaftlich kann die Ausgabenver-
ringerung jedoch über die Kettenwirkungen geringerer wirtschaftlicher Aktivitäten und darauf be-
ruhender niedrigerer Steuereinnahmen zu einer Zunahme der öffentlichen Schulden führen.
Gesamtwirtschaftlich wirkt das „Schuldenparadoxon“: trotz oder gerade wegen der Sparpolitik
wachsen die Defizite.


2. Einzelwirtschaftlich betrachtet gibt es Schuldner und Gläubiger, deren Lage sich grundsätzlich
voneinander unterscheidet. Die Aufnahme weiterer Kredite verschlechtert die Situation des
Schuldners, erhöht seine ökonomischen Belastungen, erschwert die Rückzahlung der Kredite.
Volks-wirtschaftlich gleichen sich, wenn von Auslandsschulden und -forderungen abgesehen wird,
Schulden und Guthaben bzw. Geldvermögen aus.
Die öffentlichen Schulden stehen auf der Passivseite der Bilanz und des Staates und zugleich als
Guthaben auf der Aktivseite der Bilanz der Banken, privater Gläubiger u.a.. Insgesamt gleichen sie
sich aus. Dies bezieht sich auch auf die Generationenfolge, da sowohl die Schulden als auch die
Guthaben vererbt werden. Daher ist die Höhe der öffentlichen Schulden für zukünftige Generatio-
nen, für die Lastenverteilung zwischen den Generationen, im ganzen gesehen irrelevant. Sie ist
aber von entscheidender Bedeutung für die Lastenverteilung innerhalb der Generationen, sowohl
innerhalb der heute lebenden Generationen als auch innerhalb der folgenden Generationen . Ein
Teil, das sind größtenteils die schon Vermögenden, wird Schuldentitel in Form von Staatsanleihen
u.ä. erben und erhält dafür noch Zinsen. Andere, in der Regel die unteren Einkommensgruppen,
gehen nicht nur leer aus, sondern müssen auch über Steuern mit dazu beitragen, dass der Staat den
Besitzern der Staatsschuldentitel die Zinsen und Tilgungen bezahlen kann. Daher verstärken
Staatsschulden in der Regel innerhalb der jeweiligen Generationen, sowohl der heute Lebenden
als auch der folgenden Generationen, die Ungleichheiten in der Verteilung der Vermögen und Ein-
kommen durch eine weitere Umverteilung von unten nach oben. Inflationäre Tendenzen könnten
zu einer Entwertung der Schuldentitel führen und diese Umverteilung mehr oder weniger ein-
schränken oder gar aufheben. Bei dem gegenwärtigen Geldregime der EU und ihrer Mitgliedsstaa-
ten mit stringenten Regeln für die Erweiterung des Geldumlaufs ist dies jedoch faktisch
ausgeschlossen.


3. Der Staat hat im Unterschied zum Einzelnen die Möglichkeit, durch Gesetzesakte seine Einnahmen
durch höhere Steuern zu erhöhen und dadurch dem Wachsen der Schulden entgegenzuwirken bzw.
ihren Abbau zu erreichen. Charakteristisch für das neoliberale Konzept, die Nettokreditaufnahme,
die Neuverschuldung, auf Null zu reduzieren, ist, dass hierfür nur die Ausgabensenkung in Be-
tracht gezogen wird. Die Möglichkeiten, diesen Abbaueffekt durch höhere Einnahmen zu errei-
chen, z. B. durch eine höhere Besteuerung der Kapitaleinkommen, größerer Vermögen und hoher
Erbschaften, wird faktisch völlig ignoriert. 
Beim Vergleich von Ausgabenkürzung und Einnahmenzuwachs als Wegen zur Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte müssen neben den von ihnen ausgehenden unterschiedlichen Rückwirkun-
gen auf das Wachstum und den Wirtschaftskreislauf auch die ihnen immanenten unterschiedlichen
Risiken oder Sicherheiten berücksichtigt werden. Bei den Haushaltsausgaben sind die Abweichun-
gen der realen Ergebnisse zum beschlossenen Haushalt meist relativ gering. Eine gewisse Ausnah-
me sind die Berechnungen zu den Ausgaben des Bundeshaushalts infolge von Arbeitslosigkeit
(notwendige Zuschüsse für die Bundesagentur für Arbeit), die regelmäßig in Milliardenhöhe un-
terschätzt werden, und speziell die finanziellen Belastungen durch Hartz IV. Die Einnahmen wei-
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sen, wie auch die letzten Jahre sehr deutlich gezeigt haben, einen sehr großen Schwankungsbereich
auf, da hier die direkte Abhängigkeit vom real erzielten Wirtschaftswachstum weit stärker ist und
dieses gegenüber den Voraussagen beträchtlich nach unten abgewichen ist. Das zeigt sich deutlich
darin, dass die Vorgaben zur Senkung der öffentlichen Nettokreditaufnahme verfehlt und 2005
zum vierten Mal in Folge gegen die Festlegungen des SWP verstoßen wurde. 


Quelle: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Memorandum 2005, Tabelle 5, S. 152, 2005, Köln, * Prognose


Tabelle 1: Quote der öffentlichen Nettokreditaufnahme nach den Deutschen Stabilitätsprogrammen verschiedener Jahre
(Angaben in % Anteil am BIP)


Wie ist unter Berücksichtigung dieser Zusammenhänge die Höhe und Dynamik der öffentlichen
Schulden und der Nettokreditaufnahme (der Defizitquote) wirtschaftspolitisch zu bewerten? Es geht
dabei vor allem um drei Aspekte, erstens um die aus den öffentlichen Schulden erwachsenden Bela-
stungen der zukünftigen Entwicklung, zweitens um die sich aus ihnen ergebenden Auswirkungen auf
die wirtschafts- und sozialpolitischen Spielräume und drittens um die Verteilungswirkungen inner-
halb der Generationen. 


In der Bundesrepublik sind in den letzten Jahren die Sparquote auf über 10 Prozent und der absolute
Sparbetrag von 99 Mrd. Euro im Jahre 2001 auf 142 Mrd. Euro im Jahr 2004 beträchtlich gestiegen.
Dieses Sparvolumen braucht zur Anlage sowie zur Wirksamkeit als Kaufkraft im Wirtschaftskreislauf
ein korrespondierendes Kredit- bzw. Schuldenvolumen. Erhöhten Anlagen im Ausland stehen die ho-
hen deutschen Export- und auch Zahlungsbilanzüberschüsse entgegen. Auslandsanlagen bedeuten
auch, dass diese Ersparnisse nicht auf dem Binnenmarkt als Kaufkraft wirksam werden können. Un-
ternehmen, die in den vergangenen Jahren einen beträchtlichen Teil des Sparvolumens durch Kredite
(Verschuldung) „aufgesogen“ haben, verfügen seit einigen Jahren über eine höhere Liquidität und ha-
ben insgesamt den Anteil der Kreditfinanzierung wesentlich reduziert. Besonders die großen Unter-
nehmen fallen größtenteils als Kreditnehmer weg, treten immer mehr selbst als Geldverleiher auf.
Allein die 30 Dax-Konzerne verfügten 2004 über mehr als 100 Mrd. Euro an liquiden Mitteln (25 Mrd.
Euro mehr als noch vor zwei Jahren, z.B. RWE über 14,8 Mrd. Euro, Siemens über 13,6 Mrd. Euro,
Daimler-Chrysler über 11,5 Mrd. Euro). Der Kreditbedarf vor allem der größeren Unternehmen nimmt
auch infolge der stagnierenden Investitionen weiter ab. Daraus ergibt sich als Konsequenz: Das ins-
gesamt größere Geldvermögen bzw. Sparvolumen sucht Anlagemöglichkeiten, die nicht mehr bei den
Unternehmen, sondern zunehmend nur noch bei den öffentlichen Haushalten zu finden sind.


Eine Bewertung der Zunahme der öffentlichen Schulden muss immer im Zusammenhang mit der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung erfolgen. Je nachdem, ob das Wachstum des BIP zu effektiven
Preisen höher oder geringer ist als das Wachstum der Schulden, wird bei sonst gleichen Bedingungen,
die durch die öffentlichen Schulden hervorgerufene volkswirtschaftliche Belastung relativ, im Ver-


Aktualisierung des deut-
schen Stabilitätsprogramms 
vom


2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007


Dezember 1999 -2,5 -1 -1 0 0
Dezember 2002 -3,75 -2,75 -1,5 -1 0
Dezember 2003 -4,0 -3,5 -2,5 -2,0 -1,5
Dezember 2004 -3,75 -3,0 -2,5 -2,0
Faktische Entwicklung bzw. 
Prognose


-2,8 -3,7 -3,8 -3,9 -3,1* -2,5*
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hältnis zur gesamtwirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, geringer oder größer. Wenn die Staatsverschul-
dung absolut zunimmt, aber langsamer als die Wirtschaftsleistung wächst, so gehen die
volkswirtschaftlichen Belastungen infolge öffentlicher Verschuldung relativ zurück. 


Nicht nur in den 90er Jahren war jedoch die Wachstumsrate der Schulden höher als die des BIP zu
effektiven Preisen, sondern auch in fast allen Jahren von 1970 bis 1990. Daraus ergibt sich eine auch
relativ ansteigende volkswirtschaftliche Belastung, die insbesondere in den Zinsausgaben ihren Aus-
druck findet. Auf die Zinsausgaben der öffentlichen Haushalte haben neben der Höhe der Schulden
die Zinssätze einen wesentlichen Einfluss.


Der kritische Punkt der wirtschaftlichen Belastung durch öffentliche Schulden kann als Schulden-
falle bezeichnet werden. Er kennzeichnet eine solche Schuldenhöhe, die in einem gewissen Selbstlauf
vor allem über die ansteigenden Zinsausgaben zu einer absolut und relativ zunehmenden Schuldenlast
führt, aus der ein Herauskommen nur durch außergewöhnliche Maßnahmen oder durch Hilfe von au-
ßen möglich ist. Ein Beispiel hierfür ist der Berliner Haushalt. 


Eine Schuldenfalle anderer Art wurde schon erwähnt, der Versuch, in einer Zeit wirtschaftlicher
Stagnation oder Wachstumsschwäche, durch Ausgabenreduzierung die Neuverschuldung zu reduzie-
ren. Eine solche Verringerung der Ausgaben kann durch die dadurch hervorgerufenen negativen wirt-
schaftlichen Multiplikatorenwirkungen den angestrebten Effekt konterkarieren, die Steuereinnahmen
sinken noch stärker als die Ausgaben: Die Folge ist dann, dass das Haushaltsdefizit, das durch Netto-
kreditaufnahme gedeckt werden muss, gerade infolge der Ausgabensenkung noch mehr ansteigt.


Der Einfluss der öffentlichen Schulden und der jährlichen Nettokreditaufnahme auf die wirtschafts-
und sozialpolitischen Spielräume und Handlungsmöglichkeiten beruht auf zwei einander entgegenge-
setzten Wirkungszusam-menhängen. 


Einmal auf den durch den Einsatz zusätzlicher finanzieller Mittel initiierten wirtschaftlichen Akti-
vitäten, insbesondere öffentliche Investitionen in die Bereiche der Infrastruktur, Bildung, Wissen-
schaft, als Vorleistungen für die Zukunft und als Instrument einer antizyklischen Wirtschafts- und
Finanzpolitik.


Zum anderen auf den durch die Zinsausgaben und ihren Anteilen an den Gesamtausgaben der öf-
fentlichen Haushalte bzw. an den Steuereinnahmen bedingten Wirkungen auf die Haushalts- und Wirt-
schaftspolitik. Die Zinszahlungen sind als Teil der Ausgaben der öffentlichen Haushalte der
Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden), die aus den Steuereinnahmen finanziert werden
müssen, beträchtlich angestiegen – von 1970 bis 2004 auf mehr als das 15fache. Damit ist auch der
Anteil der Zinsen an den Gesamtausgaben der Gebietskörperschaften seit 1970 auf rund das dreifache
angewachsen. (Vgl. Tabelle 2) Ihr Anteil an den Steuereinnahmen (Zins-Steuerquote) lag 2003 bei 12
Prozent. Dabei ist noch zu berücksichtigen, dass sich die Zinssätze für die Bedienung der Schulden in
den letzten Jahren günstig entwickelt haben. Dadurch ist ihre absolute Höhe seit Mitte der neunziger
Jahre ziemlich konstant geblieben. Wenn der durchschnittliche Zinssatz der öffentlichen Schulden auf
dem Stand von 1995 geblieben wäre, so hätten die 2004 zu zahlenden Zinsen 91 Mrd. Euro betragen
anstelle der tatsächlich angefallenen Zinsen von 66 Mrd. Euro. 


Aus den Zinszahlungen ergeben sich mehr oder weniger große Einschränkungen in den Handlungs-
spielräumen vor allem der Länder und Kommunen für eine aktive Wirtschafts- und Beschäftigungs-
politik sowie, wie die Erfahrungen der letzten Jahre eindringlich zeigen, auch ein erhöhter Druck auf
die über die Haushalte zu finanzierenden Sozialleistungen und Bildungsausgaben.


Die sozialen Verteilungswirkungen der öffentlichen Schulden werden vor allem über die Zinsen
wirksam. Sie sind eine Quelle zur Erhöhung der Vermögenseinkommen, wovon die Bevölkerungs-
schichten mit hohen Einkommen und Geldvermögen einen überdurchschnittlichen Anteil erhalten,
und damit der weiteren Zunahme von Ungleichheit in der Verteilung der Einkommen und Vermögen.
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2. Empirische Ergebnisse der Entwicklung der öffentlichen Schulden, speziell in der Zeit 
nach der Vereinigung, Faktoren und Wirkungen der Schuldendynamik


Zu Beginn soll eine Übersicht gegeben werden zur Entwicklung der öffentlichen Schulden und der
davon abgeleiteten ökonomischen Größen. 


Quelle: Statistisches Bundesamt; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR),
Jahresgutachten 2004/05, Tabelle 46*, für 2004 Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, April 2005, Statistischer Teil, Ab-
schnitt VIII/7 


Tabelle 2: Öffentliche Schulden in der Bundesrepublik


* Einschließlich Schulden der Sondervermögen, des Erblastentilgungsfonds, des Bundeseisenbahnvermögens, des Aus-
gleichsfonds Steinkohleneinsatz u.a.
Quelle: Statistisches Bundesamt; für die Jahre 1991 und 1995: SVR, Jahresgutachten 2004/05, Tabellenanhang, Tabelle
46*; für die Jahre 2000 bis 2004: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht April 2005, Statistischer Teil, Abschnitt VIII/7,


Tabelle 3: Öffentliche Schulden der Gebietskörperschaften - Bund, Länder, Gemeinden (Mrd. Euro)


Eine Analyse der in diesen Tabellen enthaltenen Daten führt zu folgenden Ergebnissen:
• Die Verschuldung der öffentlichen Haushalte der Bundesrepublik ist seit 1950 bis heute von Jahr


zu Jahr ununterbrochen gestiegen. Dabei erhöhte sich das Gesamtvolumen der Schulden in zehn
Jahren jeweils mindestens auf das Doppelte. Der jahresdurchschnittliche Zuwachs der Schulden
betrug im letzten Jahrzehnt ca. 50 Mrd. Euro, d.h. der Zuwachs in einem Jahr war ebenso groß wie


Jahr öffentliche Schulden Zinszahlungen (Gebietskörperschaften)
abs. Mrd. 
Euro


Schuldenquote (Anteil 
am BIP in %.)


abs. Mrd. 
Euro


Zinsquote 
(Anteil am 
BIP in %)


Zinsquote (Anteil an 
Ausgaben der Gebiets-
körperschaften in %.)


1960 29 17
1970 63 19 4 1,0 3,5
1980 237 32 16 2,1 5,8
1990 536 43 33 2,6 8
1995 1.009 56 66 3,6 11
2000 1.211 59 68 3,4 11
2002 1.278 61 66 3,1 11
2004 1.430 65 66 3,0 11


Jahr Bund * westd. Länder ostd. Länder westd. Gemeinden ostd. Gemeinden
1991 350 178 3 64 4
1995 660 227 35 81 19
2000 716 282 56 81 17
2001 701 306 59 82 17
2002 725 328 64 84 17
2003 768 356 68 91 17
2004 812 377 72 95 17
2004:1991 (%) 270 212 2400 148 425
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die Gesamtschulden Ende der 60er Jahre.
• Die Schulden sind schneller gestiegen als das BIP zu effektiven Preisen, so dass sich das Verhältnis


der Schulden zum BIP ständig erhöht hat, von 19 Prozent 1970 auf über 60 Prozent in den Jahren
nach 2000. Die Neuverschuldung über 3 % in den letzten Jahren und der Anstieg des Verhältnisses
der Schulden zum BIP auf etwas über 60 % wird häufig dramatisiert. Dafür besteht m. E. kein
Grund. In Japan ist die Schuldenquote auf über 140 Prozent gestiegen. In den USA liegt das Haus-
haltsdefizit aktuell bei ca. sechs Prozent. 
Die Relativierung des Schuldenanstiegs nach 1990 wird noch durch folgenden Umstand bekräftigt.
Beim Ausweis des Schuldenwachstums für die Bundesrepublik ab 1990 wird so verfahren, als ob
eine volle Vergleichbarkeit der Zeiträume vor und nach der Vereinigung gegeben ist, d.h. als ob es
einen eigenen Staatshaushalt der DDR nicht gegeben hat. Billigt man der DDR jedoch eine ähnlich
hohe Pro-Kopf-Verschuldung wie der BRD zu, so müssten die Zahlen vor 1990 entsprechend an-
gepasst werden, d. h. um ca. 20 % erhöht werden. Unter Berücksichtigung der größeren Bevölke-
rung hat es den sprunghaften Anstieg der Schulden unmittelbar nach der Vereinigung gar nicht
gegeben. Auch die Gesamtentwicklung der Schulden seit der Vereinigung wird dadurch relativiert. 


• Mit dieser Entwicklung sind, wie bereits erwähnt, die Zinszahlungen als Teil der Ausgaben der öf-
fentlichen Haushalte, die aus den Steuereinnahmen bzw. aus der Aufnahme neuer Kredite finan-
ziert werden, beträchtlich angestiegen. Der Anteil der Zinsen an den Gesamtausgaben der
Gebietskörperschaften, d. h. an den öffentlichen Haushalten ohne Sozialversicherungen, ist seit
1970 auf rund das 3fache angewachsen. Ihr Anteil an den Steuereinnahmen lag 2003 bei 12 Pro-
zent. Beim Bund beträgt dieser Anteil rund 20 Prozent.


• In den Haushalten der Gebietskörperschaften hat sich das Verhältnis der Zinszahlungen zu den Sa-
chinvestitionen ständig zu Ungunsten der letzteren verschoben. Während die Sachinvestitionen bis
1980 in jedem Jahr etwa doppelt so hoch waren wie die Zinszahlungen, lagen sie in den Jahren ab
1983 fast ständig darunter. 2003 übertrafen die Zinsen die Sachinvestitionen um fast 30 Mrd. Euro
(65,7 Mrd. Euro Zinsausgaben, 36,3 Mrd. Euro Sachinvestitionen). Der Anteil der öffentlichen In-
vestitionen am BIP und an den Haushaltausgaben ist seit Anfang der 90er Jahre ständig zurückge-
gangen und auch absolut gesunken. Die für die Zukunft entscheidenden öffentlichen Investitionen
betrugen 1992 noch 47 Mrd. Euro, 2004 aber nur noch 30 Mrd. Euro. Ihr Anteil am BIP schrumpfte
von 2,5 % Anfang der 90er Jahre auf 1,4 % 2004 und lag damit auch beträchtlich unter dem Durch-
schnitt der EU 15. 


• Die finanzielle Situation der öffentlichen Haushalte hat sich in Ost und West unterschiedlich ent-
wickelt. Die Pro-Kopf-Verschuldung war in der DDR 1990 niedriger als in der BRD. Je nach den
Kriterien zur Bestimmung der Höhe der tatsächlichen Schulden der DDR liegen die Differenzen
verschiedener Berechnungen zwischen 10 Prozent und 40 Prozent geringerer Pro-Kopf-Verschul-
dung in der DDR. In einer Berechnung von Busch werden für 1990 14.820 DM (West) bzw. 13.380
DM (Ost) angegeben. (Busch 2002: 234) Mit der Vereinigung haben somit die ostdeutschen Bür-
gerinnen und Bürger einen Teil der höheren pro Kopf Schulden Westdeutschlands übernommen. 
Die Schulden der Länder und Gemeinden haben sich in Ostdeutschland rasant erhöht. Damit hat
sich die finanzielle Situation der ostdeutschen Länder und vor allem der meisten ostdeutschen
Kommunen drastisch verschlechtert. Die ostdeutschen Kommunen weisen heute insgesamt höhere
Schulden je Einwohner auf als die westdeutschen Kommunen. 1992 lagen diese noch bei 50 Pro-
zent des westdeutschen Standes. Insgesamt sind die Schulden der Länder und Kommunen je Ein-
wohner Ostdeutschlands (Westdeutschland jeweils = 100) von 15 v.H. im Jahre 1993 auf rund 100
v.H. 2003 gestiegen. Auf diesem Gebiet funktioniert offensichtlich der Angleichungsprozess.
(Vgl. hierzu Abschnitt 3)
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Vereinigungskosten und Schuldenanstieg 


Von der Politik, den Medien und auch einigen ökonomischen Forschungseinrichtungen wird die Mei-
nung verbreitet, die West-Ost Finanztransfers hätten zu einer gewaltigen Belastung Deutschlands ge-
führt und seien der Hauptgrund dafür, dass Deutschland im ökonomischen Wachstum den letzten
Platz in der EU einnimmt, und speziell dafür, dass die öffentlichen Schulden seit 1990 so stark zuge-
nommen haben..


Ein typisches Beispiel hierfür ist der Spiegelbericht „Tabuzone Ost“ („Der Spiegel, 15/2004“). Dort
heißt es: „Der Osten steht still – und der Westen stürzt ab, weil er die Milliardentransfers längst aus
der eigenen Substanz begleichen muss.“ Nur eine oberflächliche Betrachtung, die an den realen Zu-
sammenhängen vorbei geht, kann zu einer solchen Wertung führen. 


Bei der Finanzierung der Vereinigungskosten wurde von vornherein bewusst darauf verzichtet, sie
auch durch höhere Steuern zu decken. Vielmehr wurden diese Kosten vor allem durch die steigenden
Sozialbeiträge der abhängig Beschäftigten finanziert. Der verbleibende „Rest“ sollte durch zusätzliche
Nettokreditaufnahmen aufgebracht werden. 


Im Ergebnis einer falschen Politik, vor allem der Verschleuderung des Volkseigentums der DDR,
der weitgehenden Zerstörung von wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und Forschungspotenzialen
sowie des massenhaften Brachlegens qualifizierter, kreativer Arbeitspotenziale, entstand in Ost-
deutschland eine von Finanztransfers stark abhängige Wirtschaft, eine Transferökonomie. Die über-
stürzte Privatisierung zu Gunsten des westdeutschen Kapitals führte in Verbindung mit der Währungs-
umstellung am 1. Juli 1990 dazu, dass ein in den volkseigenen Betrieben konzentriertes
Anlagenvermögen von über 500 Mrd. DM (der Vorsitzende der Treuhandanstalt Rohwedder bezifferte
1991 das Treuhandvermögen auf 600 Mrd. DM) im Verlaufe weniger Jahre in einen Verlust von rund
250 Mrd. DM umgewandelt wurde (Abschlussbilanz der Treuhandanstalt). 


Im Zuge der Vereinigung wurden zur Finanzierung der sogenannten Vereinigungskosten mehrere
Sonderfonds geschaffen. Sie ergaben sich sowohl aus der Übernahme von Staatsschulden der DDR,
deren Höhe nach wie vor noch umstritten ist, aus der Währungsumstellung und vor allem aus der ins-
gesamt verfehlten Vereinigungspolitik. Auf deren teilweise recht dubiose Entstehung und Bewertung
kann ich hier nicht näher eingehen. Zu diesen Sonderfonds gehörten (vgl. Busch 2002: 240 ff.): 
• Fonds „Deutsche Einheit“ zur Stärkung der Einnahmenbasis der ostdeutschen Gebietskörperschaf-


ten (bis zur Teilnahme der neuen Bundesländer am Länderfinanzausgleich ab 1995) in Höhe von
ca. 40 Mrd. Euro, 


• Kreditabwicklungsfonds (im Zeitraum 1.Juli bis 3. Oktober 1990 erfasste Schulden aus dem Re-
publikhaushalt der DDR und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Einführung der DM am
1.7.1990) in Höhe von ca. 52 Mrd. Euro,


• Schulden aus der Abschlussbilanz der Treuhandanstalt und Altverbindlichkeiten ostdeutscher
Wohnungsbaugesellschaften in Höhe von rund 140 Mrd. Euro,


• Schulden aus dem ERP Sondervermögen in Höhe von ca. 18 Mrd. Euro.
Diese Sonderfonds in einer Dimension von insgesamt 250 Mrd. Euro wurden später größtenteils


in dem sogenannten Erblastentilgungsfonds zusammengefasst. Diese Bezeichnung diskriminiert nicht
nur die DDR, sie ist auch ökonomisch falsch. Der Hauptteil dieses Fonds sind nicht direkte „Altschul-
den“ der DDR, sondern „Neuschulden“ im Vollzug der Vereinigung, die größtenteils durch eine fal-
sche Vereinigungs- und Transformationspolitik verursacht wurden. 


Oft wird auch der Anstieg der Schulden direkt von der Höhe der Finanztransfers abgeleitet. Dies
wird noch dadurch begünstigt, dass die beiden Größen weitgehend übereinstimmen. Die kumulative
Größe der West-Ost Netto-finanztransfers im Zeitraum von 1991 bis 2004 liegt bei rund 1000 Mrd.
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Euro. Die Erhöhung der öffentlichen Gesamtschulden der Bundesrepublik betrug in dieser Zeitspanne
fast 900 Mrd. Euro. 


Eine differenzierte Analyse und Bewertung des Vereinigungsprozesses führt jedoch zu wesentlich
anderen Ergebnissen. Transfers, vor allem die Art ihrer Finanzierung, waren und sind zwar ein wich-
tiger Faktor für den Anstieg der öffentlichen Schulden. Diese finanziellen Belastungen stellen im Ver-
gleich zu den anderen EU Ländern eine Spezifik Deutschlands dar. Von einer ökonomischen
„Auszehrung“ des Westens durch den Osten kann aber genau so wenig die Rede sein, wie davon, dass
Ostdeutschland für die westdeutsche Wachstumsschwäche verantwortlich ist. Dem stehen schon die
enormen Zuwächse der Nettogeldvermögen und die hohen Exportüberschüsse Deutschlands entge-
gen, die eher das Gegenteil von Auszehrung signalisieren. 


Die übliche Betrachtung der Finanztransfers nur unter dem Aspekt ökonomischer Belastungen des
alten Bundesgebiets ist vor allem deshalb äußerst einseitig und irreführend, weil damit ihre Wirkungen
in den ersten Jahren nach der Vereinigung als ein kräftiges konjunkturpolitisches Nachfrageprogramm
für Westdeutschland ignoriert werden. Die Finanztransfers bilden die Basis für die West-Ost Real-
transfers von Gütern und Dienstleistungen mit einem jährlichen Lieferüberschuss von rund 100 Mrd.
Euro, der durch die Übernahme eines großen Teils des ostdeutschen Markts und der ostdeutschen Ex-
porte nach Osteuropa möglich wurde. D.h., die finanziellen Transfers fließen in einem wirtschaftlichen
Kreislauf zu einem großen Teil zurück an westdeutsche Unternehmen, erhöhen ihre Gewinne und bil-
den eine finanzielle Voraussetzung für die Ausweitung des Absatzes. 


Diesem Lieferüberschuss entspricht nach Einschätzungen des DIW und des Instituts für Wirt-
schaftsforschung Halle (IWH) ein zusätzlicher Wachstumsschub in den Jahren 1990–1992 von min-
destens 5 % des Bruttoinlandprodukts (BIP), der auch in den Folgejahren in der Größenordnung von
ca. 100 Mrd. Euro als Niveaueffekt für die westdeutsche Wirtschaft erhalten blieb. Hieraus ergeben
sich für den Unternehmenssektor der alten Bundesländer neben dem Gewinnzuwachs weitere positive
Effekte, u.a. für die Beschäftigung, die Entwicklung der Arbeitseinkommen und für die Erhöhung der
Steuer- und Beitragseinnahmen im ehemaligen Bundesgebiet. Damit konnten im Westen über 1 Mil-
lion Arbeitsplätze sowie Steuer- und Beitragseinnahmen von jährlich über 40 Milliarden oder kumu-
lativ von 1991 bis 2004 von fast 600 Mrd. Euro entstehen. Diese müssten den Finanztransfers und
ihren Wirkungen auf den Zuwachs der Schulden gegengerechnet werden. Hinzu kommt der Zuwachs
an qualifizierten Arbeitskräften durch die Ost-West Wanderung – insgesamt im Zeitraum 1989 bis
2003 ein Wanderungsverlust bzw. -gewinn von 1,5 Millionen Menschen – und die Arbeitspendler. Sie
sind allesamt sowohl an der zusätzlichen Wertschöpfung als auch am Steueraufkommen des Bundes
und der westdeutschen Länder beteiligt.


Der Druck westdeutscher Ökonomen und Politiker auf eine Verringerung der Finanztransfers wird
angesichts der prekären Situation der öffentlichen Haushalte mit einer hohen jährlichen Neuverschul-
dung weiter zunehmen. Hier gibt es aber einen ähnlichen Zusammenhang wie generell bei der Redu-
zierung von staatlichen Ausgaben für öffentliche Investitionen und für Sozialleistungen: Kurzfristige
Entlastungen werden langfristig durch Beschädigungen im gesellschaftlichen Reproduktionsprozess
mehr als aufgehoben.


Eine Verringerung der Finanztransfers würde die Rahmenbedingungen für die ostdeutsche Wirt-
schaftsentwicklung noch mehr verschlechtern und nach kurzfristigen Entlastungswirkungen in der
Folgezeit zu weit größeren und länger anhaltenden Belastungen der öffentlichen Haushalte der alten
Bundesländer und der Sozialsysteme führen. Eine künftige Verringerung der finanziellen Transfers
kann nur auf der Grundlage einer Annäherung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Ostdeutsch-
lands an das durchschnittliche Niveau der alten Bundesländer durch eine spürbar höhere Wirtschafts-
dynamik erfolgen. Sollen Schritte in Richtung einer selbst tragenden wirtschaftlichen Entwicklung
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Ostdeutschlands überhaupt noch Chancen haben, so ist eine Verstärkung der öffentlichen und privaten
Transfers für Investitions- und Forschungszwecke unerlässlich.


Für eine differenzierte Analyse des Anstiegs der öffentlichen Schulden in der Bundesrepublik spie-
len seit 1990 neben den zu einem großen Teil durch eine falsche Politik verursachten Vereinigungs-
kosten vor allem folgende Faktoren eine entscheidende Rolle: (1) die finanziellen (fiskalischen)
Belastungen durch die hohe und weiter angestiegene Massenarbeitslosigkeit, (2) die Wirkungen der
Steuerreformen, insbesondere der Senkung der Gewinn- und Kapitalsteuern und der Spitzensteuersät-
ze der Einkommenssteuer, (3) das geringe Wirtschaftswachstum. 


Fiskalische Belastungen durch die hohe und weiter angestiegene Massenarbeitslosigkeit


Ausgangspunkt einer groben Berechnung der Wirkungen höherer Arbeitslosigkeit auf die öffentli-
chen Haushalte der Bundesrepublik sollen hier nur die registrierten Arbeitslosen und die durch die Ar-
beitslosigkeit entstandenen direkten fiskalischen Wirkungen sein, d.h. die zusätzlichen Ausgaben und
die geringeren Einnahmen der öffentlichen Haushalte, zu denen auch die Sozialversicherungen gehö-
ren. Dabei bleiben zwei Größen unberücksichtigt. Einmal der Verlust an Wertschöpfung durch die
Nichtnutzung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens von mehr als 10 %. Im Durchschnitt des Zeit-
raums 1991 bis 2004 handelt es sich um ein potenzielles BIP von über 200 Mrd. Euro pro Jahr. Zum
anderen bleiben die Verluste unberücksichtigt, die vor allem aus Langzeitarbeitslosigkeit für die be-
troffenen Menschen entstehen: Dequalifizierung, beruflicher Abstieg, psychosoziale und gesundheit-
liche Belastungen. 


Zu den gesamtfiskalischen Kosten werden die gesamten Ausgaben und Mindereinnahmen gezählt,
die sich für die öffentlichen Haushalte aus der Arbeitslosigkeit ergeben. Einerseits Ausgaben: Arbe-
itslosengeld, Arbeitslosenhilfe (bis 2004) danach Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe und Wohngeld; an-
dererseits Einnahmeausfälle durch entgangene Steuern und Sozialbeiträge. Die folgenden
Berechnungen beruhen auf einer Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der
Bundesagentur für Arbeit.2 


Im Durchschnitt kostete ein Arbeitsloser dem Fiskus im Jahre 2002 18.500 Euro. Die Einführung
des ALG II wird diese Kosten je Arbeitslosen etwas gesenkt haben. Die Ausgaben betragen rund 55
% und die Mindereinnahmen rund 45 % der fiskalischen Gesamtkosten. Bei 4,38 Millionen registrier-
ten Arbeitslosen ergibt sich daraus für 2004 eine Belastung von rund 80 Mrd. Euro. Das ist fast dieselbe
Größe wie die West-Ost Nettofinanztransfers dieses Jahres. Gegenüber dem Jahr 1991 (2,60 Millionen
registrierten Arbeitslose) war die Arbeitslosigkeit im Durchschnitt der Jahre 1992 bis 2004 um rund
1,4 Millionen höher. Im Vergleich zu 1991 sind somit die fiskalischen Wirkungen der Arbeitslosigkeit
um 26 Mrd. Euro pro Jahr angestiegen. Kumulativ entspricht dies einer Größe von rund 340 Mrd. Euro.
In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre wurden die Belastungen der öffentlichen Haushalte vor allem
in ihrer Dynamik stärker durch die fiskalischen Kosten der Arbeitslosigkeit als durch die Finanztrans-
fers West-Ost belastet. Dabei darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Vernichtung von 3,5
Millionen Arbeitsplätzen in Ostdeutschland auch der Hauptfaktor der notwendigen West-Ost Finanz-
transfers ist. 


Wirkungen der Steuersenkungen,


Die Steuerpolitik aller Regierungskoalitionen der letzten Jahrzehnte hat eine Politik der Umverteilung
zu Gunsten der Gewinn- und Kapitaleinkommen und insgesamt der Reduzierung dieser Steuereinnah-


2. Was kostet uns die Arbeitslosigkeit?  Gesamtfiskalische Modellrechnungen, IAB Kurzbericht, Ausgabe Nr. 10/2003
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men im Verhältnis zum BIP (der Steuerquote) durchgeführt. 1980 betrug der Anteil der Gewinn- und
Vermögenssteuern am gesamten Steueraufkommen ebenso wie der Anteil der Lohnsteuern knapp 30
% des gesamten Steueraufkommens. Bis 2004 ist dieser Anteil auf unter 15 Prozent gesunken, wäh-
rend der Anteil der Lohnsteuern weiter angestiegen ist. 


Quelle: Ver.di, Konzept Steuergerechtigkeit, 2004, S.1 


Tabelle 4: Anteile der Lohnsteuern und der Steuern auf Gewinne und Vermögen am gesamten Steueraufkommen (Anteile
in Prozent)


Seit 1980 ist die Steuerquote zurückgegangen, von 24 % 1980, auf 23 % in der ersten Hälfte der neun-
ziger Jahre und auf 20,5 % 2004. Die Steuerquote des Jahres 2000 hätte im Jahre 2004 zu rund 40
Mrd. Euro höheren Steuereinnahmen geführt. Eine Schätzung der kumulativen Einnahmeverluste
durch die Steuersenkungen ergibt für die Zeit 1991 bis 2004 eine Größenordnung von über 200 Mrd.
Euro. 


Von den Steuersenkungen ergeben sich negative Wirkungen auf die öffentlichen Schulden in zwei
Richtungen. Einerseits direkt durch den Druck, die Einnahmeausfälle aus dem geringeren Steuerauf-
kommen durch eine höhere Neuverschuldung auszugleichen, weil die erhofften positiven Effekte der
Steuersenkungen auf Investitionen, Arbeitsplätze und Wirtschaftswachstum ausgeblieben sind. Trotz
der Steuergeschenke an die Unternehmen sind bei hohen Gewinnzuwächsen die Investitionen weiter
zurückgegangen und die Arbeitslosenzahlen angestiegen. Andererseits indirekt, indem durch die Steu-
ersenkungen und das geringe Wirtschaftswachstum die Steuereinnahmen seit 2000 insgesamt zurück-
gegangen sind. Die gesamten Steuereinnahmen lagen 2004 mit 442,8 Mrd. Euro um rund 25 Mrd. Euro
unter dem Stand des Jahres 2000 mit 467,3 Mrd. Euro (Ergebnisse der Steuerschätzung vom 12. Mai
2005). Eine Gegenüberstellung der Ergebnisse der Steuerschätzung für 2004 aus dem Jahr 2000 und
der Istwerte dieses Jahres macht die Dimensionen deutlich, in denen die Steuerreform und die Wachs-
tumsschwäche zu steuerlichen Einnahmeverlusten geführt haben: Steuerschätzung des Jahres 2000:
547,4 Mrd. Euro, Ist-Wert: 442,8 Mrd. Euro. Dadurch erhöhte sich der Druck auf die Ausgaben, wo-
durch die schon erwähnten Effekte im Wirtschaftskreislauf eintraten: Rückgang der privaten und öf-
fentlichen Nachfrage mit negativen Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum und dadurch
wiederum auf die Steuereinnahmen. 


Geringes Wirtschaftswachstum


Die wirtschaftliche Stagnation 2001 bis 2003 mit einer durchschnittlichen Wachstumsrate des BIP
von knapp 0,3 %, die nicht überwundene Wachstumsschwäche 2004 mit einer Zunahme des BIP von
1,6 % , die von 1,5 % auf 0,7 % reduzierte Voraussage für 2005 und die insgesamt geringe wirtschaft-
liche Dynamik in der ganzen Periode 1992 bis 2004 mit einem durchschnittlichen Zuwachs des BIP
von 1,4 % waren Hauptfaktoren für die Zunahme der öffentlichen Schulden. Jedes Prozent geringeres


Anteil der Lohnsteuern Anteil der Gewinn- und Vermögenssteuern
1975 30 30
1985 33 23
1991 32 20
1995 35 14
2000 36 19
2003 35 13
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Wirtschaftswachstum entspricht einem Verlust an Einnahmen – Steuern und Sozialbeiträgen – der öf-
fentlichen Haushalte von fast 10 Mrd. Euro. Rechnerisch würde sich aus dem im Vergleich zum vor-
angegangenen Zeitraum geringeren Wirtschaftswachstum seit Anfang der neunziger Jahre ein
kumulativer Einnahmeverlust von rund 150 Mrd. Euro ergeben. 


Zusammenfassung der Faktoren


Bei dieser zusammenfassenden Übersicht über die Hauptfaktoren des Schuldenwachstums der öffent-
lichen Haushalte im Zeitraum 1990–2004 um rund 900 Mrd. Euro ist zu berücksichtigen, dass die ein-
zelnen Faktoren nicht genau voneinander abzugrenzen sind, dadurch teilweise Doppelzählungen
entstehen, und dass die Wirkungen dieser Faktoren auch nur grob einzuschätzen sind. Zu den Dimen-
sionen der Vereinigungskosten bzw. West-Ost-Finanztransfers wurden von Ulrich Busch („Am Tropf
– Die ostdeutsche Transfergesellschaft“, 2002) die bisher umfassendsten Untersuchungen durchge-
führt. Die Relationen zwischen den verschiedenen Faktoren geben Anhaltspunkte, um ihre jeweiligen
Einflüsse auf den Anstieg der öffentlichen Schulden der Bundesrepublik nach 1990 besser beurteilen
zu können.
• Vereinigungsbedingte Kosten, insbesondere West-Ost-Finanztransfers und Sonderfonds zur Fi-


nanzierung der Vereinigungskosten. Von den Nettotransfers im Zeitraum 1990-2004 in Höhe von
rund 1000 Mrd. Euro wurden ca. 225 Mrd. Euro durch die Sozialversicherungsträger über höhere
Beiträge finanziert. (Busch 2002: 202 f) Die kumulative Erhöhung der Einnahmen der öffentlichen
Haushalte (Steuern und Sozialversicherungsabgaben) durch den Produktionseffekt der Vereini-
gung auf die westdeutsche Wirtschaft umfasst wie bereits erwähnt eine kumulative Größenord-
nung bis zu 600 Mrd. Euro. Hinzu kommen die Effekte durch die Ost-West-Wanderung von
Arbeitskräften und durch Arbeitspendler. Hieraus würde sich schon eine Größenordnung ergeben,
die in die Nähe der gesamten Nettotransfers kommt. Ohne die Wirkungen des zusätzlichen Ar-
beitskräftepotenzials in Westdeutschland zu berücksichtigen, ergibt sich, dass knapp 200 Mrd.
Euro (1000 Mrd. Euro - 225 Mrd. Euro - 600 Mrd. Euro) aus Nettokreditaufnahmen, d.h. durch
höhere Schulden, finanziert wurden. Wenn jetzt noch die Sonderfonds in Höhe von 250 Mrd. Euro
einbezogen werden, ergibt sich ein vereinigungsbedingter Anstieg der Schulden von maximal 450
Mrd. Euro. Weniger als die Hälfte des Schuldenanstiegs kann auf die Vereinigung zurückgeführt
werden. 


• Fiskalische Belastungen durch die hohe und weiter angestiegene Massenarbeitslosigkeit: Kumula-
tiv rund 340 Mrd. Euro.


• Steuersenkungen: kumulativ über 200 Mrd. Euro.
• Geringeres Wirtschaftswachstum: kumulativ über 150 Mrd. Euro


3. Einige Probleme der öffentlichen Schulden der ostdeutschen Länder und Kommunen


Die generelle Problematik öffentlicher Schulden erfährt in den ostdeutschen Bundesländern eine Zu-
spitzung. Dafür gibt es mehrere Gründe:
1. Die öffentliche Verschuldung nahm in den ostdeutschen Bundesländern nach 1991 – Sachsen bil-


det eine gewisse Ausnahme – und in Berlin durch hohe jährliche Neuverschuldung nach 1991 in
einem rasanten Tempo zu. Die Schulden der Länder und Kommunen betrugen in Ostdeutschland
(ohne Berlin) 2004 insgesamt 89 Mrd. Euro, Länder 72 Mrd. Euro Kommunen 17 Mrd. Euro. Je
Einwohner sind das 6,6 Tausend Euro, einschließlich des Anteils an der Bundesschuld ergibt sich
eine Größe von 16 Tausend Euro je Einwohner. Für die ostdeutschen Regionen bedeutet dies eine
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insgesamt etwa gleiche Verschuldung pro Einwohner wie in Westdeutschland insgesamt und im
Vergleich zu den westdeutschen Flächenländern eine auf Einwohner bezogene überdurchschnitt-
liche Schuldenhöhe. 


2. Die etwa gleiche Schuldenhöhe je Einwohner ist jedoch mit einem relativ wesentlich geringeren
BIP je Einwohner (64 % des westdeutschen Niveaus) und einem relativ noch geringeren Steuer-
aufkommen je Einwohner (unter 40 % des westdeutschen Niveaus) verbunden. Insgesamt betrug
2003 die Zinslast für die Länder und Gemeinden in der ostdeutschen Region (ohne Berlin) 4,2 Mrd.
Euro oder 5,3 % der Ausgaben. Sie übersteigt damit bereits die laufenden Zuweisungen im übli-
chen horizontalen Länderfinanzausgleich um 1,5 Mrd. Euro. Daraus folgt, dass die ökonomischen
Belastungen aus den Schulden höher und die Bedingungen für die Bedienung und den Abbau der
Schulden schwieriger sind. 


3. Die Schulden je Einwohner werden in Ostdeutschland infolge der Abwanderung und des Bevölke-
rungsrückgangs auch dann weiter wachsen, wenn die absolute Schuldenhöhe gar nicht weiter an-
steigt. Der relativ stärkere Bevölkerungsrückgang in Ostdeutschland bewirkt somit eine
zusätzliche Belastung der hier lebenden Menschen 


4. Die finanziellen Probleme der ostdeutschen Länder und Kommunen werden sich langfristig weiter
verschärfen. Die Einnahmen der öffentlichen Haushalte schrumpfen bis 2020 absolut. Gründe hier-
für sind vor allem: Bevölkerungsrückgang, voraussichtlich relativ geringes Wirtschaftswachstum
und degressive Entwicklung der West-Ost Finanztransfers entsprechend dem Solidarpakt II – ab
2009 werden die Jahresbeträge des Korb I (insgesamt 105 Mrd. Euro) von 10,5 Mrd. Euro um jähr-
lich 776 Mill. Euro verringert, d.h. sie werden 2020 nur noch einen Restbetrag von < 25 % umfas-
sen. Der daraus folgende erhöhte Druck zur Reduzierung der Ausgaben und zu einer höheren
Neuverschuldung verschlechtert die Voraussetzungen für eine langfristige Konsolidierung der ost-
deutschen Haushalte.


5. Die hohe Verschuldung der ostdeutschen Länder und Kommunen, die Belastungen durch Zinsaus-
gaben und die unzureichenden eigenen Einnahmequellen (originäre Steuereinnahmen) engen ihre
wirtschafts- und beschäftigungspolitischen Spielräume stark ein. Diese Tendenz wird sich in der
Folgezeit wahrscheinlich noch zuspitzen. 
Zwischen den ostdeutschen Bundesländern bestehen erhebliche Unterschiede in der Verschuldung


je Einwohner: 


* mit Gemeindezweckverbänden;  ** nach IWH, Wirtschaft im Wandel, 14/2004, S. 414
Quelle: Destatis im Internet, Sept. 2004; entnommen Karl Mai, Zur ostdeutschen Länderverschuldung, 2004, Manuskript


Tabelle 5: Verschuldung der ostdeutschen Länder und Gemeinden 2003 (ohne Berlin) (in Mio. Euro, je Kopf in Euro)


4. Überlegungen für eine zukunftsorientierte Konsolidierung der öffentlichen Haushalte


Die abschließenden Überlegungen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte gehen von den der-
zeitigen Ergebnissen der Entwicklung der öffentlichen Verschuldung aus, insbesondere von den ne-


Länder Ost: Gesamt  Land Gemeinden * Schulden je Kopf Zinsen je Kopf **
Brandenburg   18.048   16.264   1.784    7010    339
Mecklenburg-Vp.   11.595     9.499   2.096    6675    341
Sachsen   16.541   11.343   5.198    3917    198
Sachsen-Anhalt   20.005   16.662   3.343    7902    414
Thüringen   15.995   13.073   2.922    6726    343
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gativen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der Sparpolitik zur Senkung der Ausgaben der
öffentlichen Haushalte. 


Ein Verzicht auf staatliche Neuverschuldung wirft auch die Frage auf, wie mit den enormen priva-
ten Geldvermögen umgegangen werden soll, die zu einem nicht geringen Teil als Finanzierungsquelle
der Staatsschulden eingesetzt werden. Das private Geldvermögen ist von 1991 bis 2004 von 2 Billio-
nen Euro auf 4,1 Billionen gestiegen (isw-wirtschaftsinfo 37, 2005: 45). Sie sind die Basis für die Fi-
nanzierung von Krediten natürlich nicht nur der öffentlichen Haushalte und für den Kauf von Aktien,
Investmentfonds u.a.. Die Größenordnungen des jährlichen Sparvolumens, die den Zuwächsen des
Geldvermögens entsprechen – im letzten Jahr über 140 Mrd. Euro –, zeigen, dass es eigentlich kein
Problem der Finanzierung der Staatsschulden von 1,4 Billionen Euro aus den privaten Geldvermögen
von über 4 Billionen Euro, oder der Neuverschuldung von rund 70 Mrd. Euro aus dem Zuwachs der
Geldvermögen um 140 Mrd. Euro gibt. Ebenso wie der private Besitz an öffentlichen Schuldtiteln
(Guthaben bzw. Forderungen) die andere Seite der öffentlichen Schulden ist, sind auch die privaten
Zinseinkommen aus öffentlichen Schuldtiteln die andere Seite der Zinsausgaben des Staates von 66
Mrd. Euro. 


Folgende Aspekte sollen hier zusammenfassend hervorgehoben werden:
• Die öffentliche Verschuldung hat seit 1950 ständig zugenommen. Durch das schnellere Wachsen


gegenüber dem nominalen BIP haben die Gesamtschulden und die Schuldenquoten gegenwärtig
eine Größe erreicht, die besonders für mehrere Bundesländer und für viele Kommunen problema-
tisch ist. Die Situation der öffentlichen Haushalte ist in den ostdeutschen Ländern und Kommunen
besonders zugespitzt. Das trifft auf die gegenwärtige Lage und auch auf die voraussichtliche Zu-
kunft zu. 


• Die Problematik der Neuverschuldung und der Gehsamtschulden in der Bundesrepublik liegt nicht
in den angeblichen finanziellen Belastungen kommender Generationen, sondern vor allem in der
Einengung der wirtschafts-, sozial- und beschäftigungspolitischen Spielräume durch hohe Zins-
zahlungen und in der ökonomisch ungünstigen Verwendung der aufgenommenen Kredite. Sie
wurden in den letzten Jahren zunehmend zur Finanzierung von Steuersenkungen und immer weni-
ger für öffentliche Investitionen eingesetzt. Im Gegensatz zur Finanzierung öffentlicher Investitio-
nen, die in der Regel einen bleibenden Nutzen für heute und auch für später Lebende hervorrufen,
bedeutet ihr Einsatz zur Finanzierung von Steuersenkungen für Gewinne und hohe Einkommen,
dass die Kreditbelastungen erhöht werden, um eigentlich unnötige Haushaltslöcher zuzudecken. 


• Die Finanzpolitik der Bundesregierung, die darauf gerichtet war, unabhängig von der konjunktu-
rellen Situation möglichst rasch ein Nulldefizit zu erreichen, ist fehlgeschlagen. Das bestätigt, dass
eine Politik, die unter Bedingungen wirtschaftlicher Stagnation oder sehr geringen Wirtschafts-
wachstums, die Ausgaben kürzt und darüber hinaus noch die Steuern senkt, das Gegenteil einer
Haushaltskonsolidierung erreicht, sie tappt tiefer in die Schuldenfalle. Bisher ist auch nach der be-
schlossenen Korrektur des SWP nicht ersichtlich, dass die Bundesregierung hieraus einen kon-
struktiven Ausweg findet. 
Eine zukunftsorientierte Politik der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist notwendig. Dies


schließt m. E. ein, die Schuldenstandsquote langfristig zu senken, um die Belastungen durch Zinszah-
lungen zu verringern und die Handlungsspielräume für eine aktive Wirtschafts- und Beschäftigungs-
politik zu erhöhen. Dies gilt für den Bund und differenziert für die Länder und Kommunen. Die
Schritte einer solchen Konsolidierung müssen stets die gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge be-
achten. 


Eine theoretisch begründete und empirisch bestätigte Erfahrung hierfür ist: Aus einer hohen Neu-
verschuldung kann man sich nicht in erster Linie heraussparen, man muss daraus vor allem heraus-
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wachsen. Diese Erkenntnis reicht jedoch nicht. Notwendig sind Zielvorstellungen für eine rationale,
tragfähige Gesamt- und auch Neuverschuldung. Diese kann jedoch nicht als fixe Größe bestimmt wer-
den. Sie ist vielmehr veränderlich. Entscheidend ist, dass der Staat die Steuerungsfähigkeit über die
Schulden behält, und dass die Aufnahme öffentlicher Kredite auch tatsächlich zur Finanzierung von
Zukunftsaufgaben genutzt wird. 


Es bleibt eine Herausforderung an eine praktikable, auf die Lösung der Probleme gerichteten Wirt-
schaftstheorie, ein gesamtwirtschaftlich und zukunftorientiertes rationales Verhältnis zwischen der Fi-
nanzierung der Aufgaben des Gemeinwesens durch Steuern und durch Aufnahme von Krediten zu
bestimmen und entsprechend der Spezifik der zu lösenden Aufgaben und des Konjunkturverlaufs zu
überprüfen und zu korrigieren. Ständig sich wiederholende zusätzliche Ausgaben für den Konsum,
z.B. für die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme, sollten nicht dauerhaft durch die Aufnahme
neuer Schulden, sondern müssten über Sozialabgaben und Steuern finanziert werden. 


Daraus ergibt sich auch als Konsequenz: Lohndruck und Ausweitung des Niedriglohnsektors sind
ebenso wenig wie die Senkung der Sozialleistungen entsprechend den „Reformen“ der Agenda 2010
und den Hartz-Gesetzen erfolgversprechende Wege zur langfristigen Konsolidierung der öffentlichen
Haushalte. 


Eine effektive Konsolidierung der öffentlichen Haushalte verlangt, die konjunkturelle Situation
stärker als bisher in der Finanzpolitik zu beachten, wozu vor allem die schon lange von der alternativen
Wirtschaftspolitik kritisierte Überwindung der Dogmatik und Starrheit der Maastrichter Kriterien und
des SWP gehört. Die im März 2005 auf der Gipfelkonferenz der EU Staats- und Regierungschefs be-
schlossene Modifikation des SWP zeigt, dass auch neoliberale Politiker nicht völlig resistent gegen-
über praktischen Erfahrungen sind.


Eine erfolgreiche Konsolidierung der öffentlichen Haushalte setzt voraus, dass die beiden Mög-
lichkeiten, zu einem ausgeglichenen Haushalt zu kommen, Sparen durch Begrenzen der Ausgaben auf
der einen, und Erhöhen der Einnahmen durch Wachstum und Steuerpolitik auf der anderen Seite, in
ihrem Zusammenhang betrachtet und gemeinsam genutzt werden. Steuererhöhungen bis zu einer in-
ternational vergleichbaren Steuerquote dürfen kein Tabu sein. Es kommt darauf an, ein gerechteres
Steuersystem zu erreichen, in dem die Konzerne, die Vermögenden und Bezieher hoher Einkommen
einen entschieden höheren Beitrag zur Finanzierung des Gemeinwesens leisten. 


Die Aufnahme von Nettokrediten gilt es wieder verstärkt mit ihrer eigentlichen Funktion zu ver-
binden: öffentliche Investitionen vor allem in Wissenschaft und Forschung, Bildung und in die Infra-
struktur zu finanzieren, d.h. Zukunftsaufgaben im Interesse nachfolgender Generationen zu sichern.
Der Rückgang der öffentlichen Investitionen – 2004 nur noch 70 % des Umfangs von 1991 – muss
endlich gestoppt und in eine Erhöhung ihres Anteils am BIP umgekehrt werden. 


Die zugespitzten, spezifischen Haushaltsprobleme der ostdeutschen Länder und Kommunen wer-
den sich nicht von selbst lösen oder auch nur entspannen. Schritte in Richtung ihrer zukunftsorientier-
ten Konsolidierung sind untrennbar mit einer höheren Dynamik der ostdeutschen Wirtschaft
verbunden. Sie setzen u.a. eine zielgerichtete Fortführung der West-Ost Finanztransfers und eine kon-
sequente Politik zum Abbau der ostdeutschen Entwicklungsrückstände voraus. 
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Toleranz in der politischen Kultur als Voraussetzung für Konfliktmanagement in den 
interethnischen bzw. interreligiösen Beziehungen – Das Beispiel Israel


Das in der deutschen wie in der internationalen Medienlandschaft verbreitete Israel-Bild war lange
und ist bis heute in hohem Maße durch den Nahostkonflikt bzw. die zugespitzte israelisch-palästinen-
sische Konfrontation geprägt. Während der vier Jahre der Al-Aksa-Intifada erreichten den Medien-
konsumenten fast täglich Meldungen über palästinensische Selbstmordattentate in Israel oder über
Aktionen der israelischen Armee in der Westbank und im Gaza-Streifen. In einer Zeit, in der sich die
Gewaltspirale immer schneller zu drehen schien, verhallten Appelle an Vernunft und Toleranz zu-
meist ungehört.


Das Konfliktmanagement im israelisch-palästinensischen Verhältnis und die Suche nach tragfähi-
gen Kompromissen waren und sind für das tägliche Leben und die künftige Existenz beider Völker
von zentraler Bedeutung und daher Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Erörterungen und pu-
blizistischer Reflektionen. Der vorliegende Beitrag sei dennoch nicht primär der Austragung des zen-
tralen Konflikts, sondern den i. d. R. weniger belichteten innerisraelischen Spannungsbögen
gewidmet. Deren Ausprägung, Reflektion und Bearbeitung geben Auskunft darüber, in welchem
Maße in der israelischen Gesellschaft bisher die Fähigkeit und Bereitschaft zu kompromiss- und to-
leranzorientierten Übereinkünften vorhanden sind, welche konkreten Erfahrungen vorliegen und wie
diese für die Regelung äußerer Widersprüche – nicht zuletzt für ein künftiges friedliches Nebenein-
ander zweier Völker und Staaten auf dem Boden des historischen Palästina – nutzbar gemacht werden
könnten. Folgende Fragen seien angesprochen:


1. Welche interethnischen und interreligiösen Konfliktlinien kennzeichnen die israelische Gesell-
schaft?


2. Wie tolerant sind israelische Politik und Gesellschaftsbeziehungen im innerstaatlichen jüdisch-
arabischen Verhältnis?


3. Welche Ansätze und Erfahrungen kompromiss- und toleranzorientierten gesellschaftlichen Kon-
fliktmanagements existieren in Israel?
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1. Innerisraelische Konfliktlinien


Zu Beginn des 21. Jahrhunderts zeichnen sich in der israelischen Gesellschaft mehrere zentrale Wi-
derspruchsachsen ab, die jeweils eigenständige kausale und historische Wurzeln haben, eng mitein-
ander verwoben sind, in hohem Maße die gegenwärtige Situation prägen und existenziell auch die
Zukunft des Landes bestimmen werden. Es handelt sich dabei um 
a) Gegensätze auf sozio-kultureller bzw. ethnischer Ebene – sei es zwischen Juden aus Europa und
Amerika (Aschkenasim) auf der einen und dem orientalischen „Zweiten Israel“ (Misrachim) auf der
anderen Seite, sei es zwischen Alteingesessenen und Neuzugewanderten, insbesondere den Migran-
ten des letzten Jahrzehnts;
b) Widersprüche auf nationaler Ebene – zwischen jüdischer Bevölkerungsmehrheit und arabisch–pa-
lästinensischer Minderheit;
c) Antagonismen auf weltanschaulicher Ebene – insbesondere zwischen Religiösen und Säkularen;
d) Konfrontationen auf politischer Ebene – d.h. zwischen „Tauben“ und „Falken“ bzw. zwischen de-
mokratisch-liberalen Kräften und dem „Nationalen Lager“;
e) Verwerfungen auf sozialer Ebene – gekennzeichnet vor allem durch den Abbau sozialer Stützungs-
systeme und die schnell wachsende Arm-Reich-Polarisierung.


Zu den wichtigsten gesellschaftlichen Bruchlinien gehören zunächst Gegensätze auf ethnischer
bzw. sozio-kultureller Ebene. Das ursprüngliche „Schmelztiegelkonzept“ der Gründerväter richtete
sich auf die Schaffung kollektiver jüdisch-israelischer Identität. Es sah vor, die vor allem während der
ersten Jahrzehnte israelischer Staatlichkeit eingewanderten afroasiatischen Zuwanderer schnell in die
bestehende europäisch geprägte Gesellschaft zu integrieren bzw. sie gemäß dem Menschenbild und
Gesellschaftsprogramm der aschkenasischen Elite umzuformen. David Ben Gurion kleidete dieses
zentrale Anliegen 1951 in die Worte: „Ein jemenitischer Jude ist in erster Linie ein Jude und wir wollen
ihn so schnell wie möglich von einem Jemeniten in einen Juden verwandeln, der vergisst, woher er
gekommen ist, so wie ich vergessen habe, dass ich Pole bin.“1


Durch das zahlenmäßige Gewicht der orientalischen Juden bzw. der nach 1989 ins Land gelangten
etwa eine Million zählenden russischsprachigen Neuzuwanderer büßte Israel während der letzten Jahr-
zehnte partiell sein westeuropäisches Gepräge ein. Beide Bevölkerungsgruppen verdeutlichen durch
zunehmendes Selbstbewusstsein und die Artikulation spezifischer Gruppeninteressen ihr Bestreben,
die Gesellschaft mitzugestalten und Führungspositionen zu übernehmen. Eine facettenreiche „Mosa-
ikgesellschaft“ wurde nicht nur sichtbare Realität, sondern von den politischen Entscheidungsträgern
auch als solche anerkannt.


Die ethnischen Konfliktfelder überschneiden sich mit sozialen Trennlinien bzw. widerspiegeln
nicht selten weltanschauliche und politische Besonderheiten, die sich aus der unterschiedlichen So-
zialisation und Lebenserfahrung der Zuwanderergruppen ergeben und nicht zuletzt im Wahlverhalten
zum Ausdruck kommen. Noch sind Aschkenasim überproportional im politischen und wirtschaftli-
chen Establishment des Landes präsent. Ihre Dominanz in Spitzenpositionen wird jedoch zunehmend
in Frage gestellt.


Ein zweites virulentes Spannungsfeld, ebenfalls der demografischen Komposition geschuldet, exi-
stiert nach wie vor zwischen jüdischer Mehrheit und arabisch–palästinensischer Minderheit. Die is-
raelische Bevölkerung zählt heute 6,8 Mill. Menschen. Davon sind 19% Staatsbürger


1. Divrei ha-Knesset (Knessetprotokolle), 14. Februar 1951, S. 1102, zit. nach Lissak, Moshe: Images of Immigrants –
Stereotypes and Stigmata, in: Zweig, Ron (Hrsg.): David Ben-Gurion. Politics and Leadership in Israel, London
(Frank Cass) 1991, S. 244.
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palästinensischer Nationalität (81,5% Muslime, 9,6% Christen und 8,9% Drusen). Der natürlichen Be-
völkerungsentwicklung geschuldet, wird sich der Prozentsatz arabischer Bürger im jüdischen Staat im
kommenden Jahrzehnt deutlich erhöhen und laut Schätzungen israelischer Demographen im Jahr 2025
bei 25% liegen.


Das innergesellschaftliche jüdisch-arabische Verhältnis wurde und wird bedeutend durch die Hö-
hen und Tiefen des Nahostkonflikts bzw. der Friedenssuche beeinflusst. In Phasen zugespitzter israe-
lisch-palästinensischer Konfrontation – z. B. während der ersten und zweiten Intifada – trat es
deutlicher konfliktiv zutage als in Zeiten politischen Verhandelns. Nicht zu übersehen ist, dass die so-
ziale Polarisierung den nationalen Antagonismus gravierend verschärft, stellt die arabische Bevölke-
rung doch den höchsten prozentualen Anteil an Arbeitslosen, Niedrigverdienenden und
Wohnungssuchenden. Für sie sind Misrachim, Neueinwanderer und ausländische Arbeitskräfte po-
tenzielle oder reale Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt und bei der Nutzung sozialer Stützungssy-
steme.


Eine dritte gesellschaftliche Bruchlinie entwickelte sich entlang der unterschiedlichen Interessen-
lagen und Lebenshaltungen von säkularen Israelis auf der einen und Vertretern religiös-orthodoxer
bzw. ultraorthodoxer Weltsicht und Lebensgestaltung auf der anderen Seite. Im Mittelpunkt der Aus-
einandersetzungen standen und stehen die Festlegungen der Status-quo-Vereinbarung von 19472, die
die religiöse Säule zum Bestandteil des konstitutiven Fundaments der jüdisch-israelischen Gesell-
schaft werden ließ. Sie kulminieren in der Frage nach dem gegenwärtigen und künftigen Charakter
des Staates.


Austragungsebenen des Konflikts sind gleichermaßen Legislative, Exekutive und Jurisdiktion, aber
auch zivilgesellschaftliche Organisationen und insbesondere die Medien. Am offensichtlichsten zeigt
sich der „Kulturkampf“ im Ringen säkularer und religiöser Parteien, Wählermehrheiten in der Knesset
und in den Munizipalräten zu erlangen.


Während einerseits die religiösen Parteien für die Ausweitung einer religionsgemäßen Gesetzge-
bung bzw. für die strikte Einhaltung der religiösen Vorschriften in Gesellschaft und Familie eintreten,
um den jüdischen Charakter Israels mittel- und langfristig zu erhalten, votieren säkulare Parteien für
einen modernen Staat nach westeuropäischem Vorbild, in dem schrittweise die Trennung von Staat
und Religion hergestellt werden sollte.


Die vierte innergesellschaftliche Widerspruchsachse – die Polarität zwischen „Falken“ und „Tau-
ben“ – ist an die Frage gebunden, wie, in welchen Formen und mit welchen Garantien dauerhaft in-
dividuelle und nationale Sicherheit der israelischen Bürger gewährleistet werden kann. Seit dem
Sechstagekrieg von 1967 wurden die ursprünglich sozial-politischen Stratifizierungskriterien „links“
und „rechts“ zunehmend auf die Haltung zu den während des Krieges besetzten arabischen und palä-
stinensischen Territorien übertragen. Während die „Tauben“ für territoriale Kompromisse eintreten,
sind die „Falken“ bestrebt, die israelische Herrschaft über die palästinensischen Gebiete zu zementie-
ren bzw. allenfalls jene Territorien der palästinensischen Verwaltung zu unterstellen, die israelische
Sicherheits- und Territorialinteressen nur sekundär berühren.


2. Mehrere Monate vor der Staatsgründung verständigte sich der Führer der israelischen Sozialdemokratie, David Ben
Gurion, mit Vertretern religiöser Parteien und der Allgemeinen Zionisten über die Rolle, die der jüdischen Religion
im öffentlichen Leben Israels künftig zukommen sollte. Die so genannte Status-quo-Vereinbarung legte fest, dass die
religiösen Gesetze in zentralen Bereichen beachtet werden sollten. Das betraf insbesondere die Regelung von Perso-
nenstandsfragen nach religiöser Vorschrift, die Festlegung des Schabat und religiöser Feiertage als gesetzliche Ruhe-
tage, die Einhaltung der Speisegesetze in öffentlichen Einrichtungen und die Autonomie ultraorthodoxer
Bildungseinrichtungen.
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Die Hoffnung auf Entspannung dominierte, insbesondere während der Jahre 1993–95, den Oslo-
Prozess. Die auf israelischen Herrschaftsansprüchen in der Westbank und im Gaza-Streifen, auf dem
Golan und in Ostjerusalem beharrenden „Falken“ waren vorübergehend in die Defensive gedrängt.
Seit Mitte der neunziger Jahre verstärkten sie jedoch erneut ihre politischen Aktionen und Siedlungs-
Aktivitäten. Die öffentliche Diskreditierung des parteipolitischen Gegners – als „Kriminelle von Os-
lo“ bzw. als „Verräter nationaler jüdischer Rechte und Interessen“ – mündeten in die tödlichen Schüs-
se auf Ministerpräsident Jizchak Rabin. Einen Höhepunkt erreichte die politische Polarisierung mit
Antritt der zweiten Scharon-Regierung, wobei sich 2004 in Verbindung mit deren Plänen, den Gaza-
Streifen und einige jüdische Siedlungen in der nördlichen Westbank zu räumen, eine neue und zu-
gleich zugespitzte Konstellation zwischen kompromissorientierten „Tauben“ und gewaltbereiten
„Falken“ herausbildete.


Zu den Infragestellungen auf ethnisch-kultureller, nationaler, weltanschaulicher und sicherheitspo-
litischer Ebene gesellt sich als fünftes zentrales Spannungsfeld die sich rasch vertiefende Kluft zwi-
schen Arm und Reich. Die Veränderungen in den entwickelten Industriestaaten, die sich zunehmend
vom Modell der sozialen Marktwirtschaft bzw. des Wohlfahrtsstaates ab- und der Gewinnmaximie-
rung zuwandten, in denen die sozialen Sicherungssysteme schrittweise abgebaut wurden, die Medien
entscheidenden Einfluss auf Gesellschaft und Individuen erlangten und Partikularismus, Pragmatis-
mus bzw. Konsumdenken zu bestimmenden Interessen- und Verhaltensmustern aufstiegen, blieben
nicht ohne Auswirkungen auf die sich maßgeblich an westlichen Werten orientierende israelische Ge-
sellschaft.


Auf sozialem Gebiet zeigen sich die Überlagerung der bereits benannten Widerspruchsebenen und
–felder bzw. die Verquickung ethnischer, religiöser und politischer Befindlichkeiten besonders deut-
lich. So wird dem wohlhabenden, säkularen und „linken“, vor allem aschkenasischen Nord-Tel Aviv
nicht selten die Einwohnerschaft der südlichen Vororte oder einzelner Entwicklungsstädte gegen-
übergestellt, bewohnt von in ärmlichen Verhältnissen lebenden und mehrheitlich Vertreter des „Na-
tionalen Lagers“ bzw. religiöse Parteien wählenden orientalischen Juden und Neuzuwanderern.


Mit Ausbruch der zweiten Intifada Ende September 2000 verloren die benannten gesellschaftli-
chen Frage- und Infragestellungen vorübergehend an Gewicht. Erneut stiegen Konflikt, Abgren-
zungsbemühen und Feindbilder – die emotionale und reale Distanzierung vom „anderen“ – zu
prägenden Elementen für die politische und individuelle Identitätsbestimmung wie auch für die poli-
tische Kultur auf. Wurden in den „friedlichen“ neunziger Jahren mit Bezug auf die gemeinsame
Staatsbürgerschaft und unter dem Schirm eines kollektiven israelischen Patriotismus den spezifischen
Interessenlagen ethnischer oder religiöser Gruppen zunehmend Freiräume gewährt, so dominierte seit
Herbst 2000 wieder der „nationale Imperativ“. In diesem Kontext und vor dem Hintergrund des mi-
litanten Austrags des israelisch-palästinensischen Konflikts verschlechterte sich insbesondere das
Verhältnis zwischen jüdischen und arabischen Staatsbürgern.


Vor dem Hintergrund der skizzierten innergesellschaftlichen Trennlinien und der ihnen entsprin-
genden Gefahren für Gegenwart und Zukunft des jüdischen Staates lautet eine für Israel zentrale Fra-
gestellung: Wie wird es möglich sein, in einer vielfältig zerklüfteten und gespaltenen Gesellschaft
demokratische Ideale und Toleranzwerte zu vermitteln, d. h. anderen Kulturen und Lebensorientie-
rungen Respekt, Akzeptanz und Anerkennung zu zollen und die fundamentalen Menschenrechte zu
achten? Toleranz basiert auf Wissen, Offenheit und Kommunikation, auf Freiheit des Denkens, der
Gewissensentscheidung und des Glaubens. Diese Werte und Handlungsmaximen sind an einen klar
fixierten politischen und gesellschaftlichen Rahmen gebunden.
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In einer Gesellschaft, die sich seit Jahrzehnten im Kriegszustand befindet und in der die Bürger
ihre physische Existenz bedroht sehen (sei dies nun real oder subjektiv perzipiert), gedeihen vor allem
Abgrenzungsphobien, Nationalismus und Wagenburgmentalität. Eine Kultur des Friedens und der To-
leranz dagegen benötigt ein friedliches Umfeld und einen innergesellschaftlichen Konsens des huma-
nen und achtungsvollen Umgangs mit dem „anderen“. Diese Einlassung soll die israelische
Gesellschaft keinesfalls als intolerante Gemeinschaft charakterisieren oder die Möglichkeit ausschlie-
ßen, der Politik und den Beziehungen zwischen den Staatsbürgern Werte der Toleranz zugrunde zu
legen. Sie soll vielmehr auf die spezifische Problematik hinweisen und Ansätze würdigen, die auf Aus-
gleich und Humanität gerichtet sind.


Für Israel gilt wie für andere Gesellschaften: Eine Kultur der Verständigung über nationale, eth-
nische und religiöse Grenzen hinweg zu erreichen, ist zunächst eine Frage an die „Königsebene“; die
politischen Entscheidungsträger sind gefragt. Die Vermittlung von Werten, wie Pluralismus und Ach-
tung der Menschenrechte, erfolgt über die Gesetzgebung, über das staatliche Bildungssystem und
über die Medien. Nicht zuletzt sie formen die junge Generation. Neben der Makroebene existiert je-
doch immer auch die Mikroebene der Gruppenbeziehungen und der konkreten individuellen Wahrne-
hmungen und Erfahrungen. Die zivilgesellschaftlichen Organisationen – Ende 2002 existierten in
Israel 38.833 eingetragene Vereine und Organisationen3 – spielen eine bedeutende Rolle, lassen sie
die Gesellschaft doch trotz widriger Rahmenbedingungen gestaltbar erscheinen. Dialog- und Koope-
rationsprojekte auf „people-to-people“-Ebene wirken zwar nicht unbeeinflusst von der Makroebene;
sie sind jedoch nicht vollends von ihr abhängig und können durchaus im Widerspruch zu ihr stehen.
Bevor auf entsprechende Erfahrungen im innergesellschaftlichen Konfliktmanagement eingegangen
sei, mögen Ausmaß und Konfliktträchtigkeit des jüdisch-arabischen Widerspruchs als der inneren
Hauptherausforderung an die israelische Gesellschaft näher betrachtet werden.


2. Der jüdisch-arabische Widerspruch als kardinale innergesellschaftliche Herausforderung


Die nationale Minderheit der arabisch–palästinensischen Staatsbürger Israels bildet einen eigenstän-
digen und gewichtigen Baustein der israelischen „Mosaikgesellschaft“. Bis 1966 der israelischen Mi-
litäradministration unterworfen und maßgeblich in der Bewegungsfreiheit eingeschränkt, von
jüdischen Israelis misstrauisch als „Fünfte Kolonne“ der arabischen Feindstaaten betrachtet und von
den Arabern der Nachbarländer nicht selten als „Verräter“ am Arabismus gebrandmarkt, war es für
die Mehrheit der Palästinenser in Israel nicht einfach, sich in die zionistisch dominierte Gesellschaft
zu integrieren und gleichzeitig die nationale Identität zu bewahren bzw. neu zu bestimmen.


Während in den siebziger und achtziger Jahren unter den palästinensischen Bürgern des jüdischen
Staates ein „Israelisierungsprozess“, d. h. das Bemühen um Teilnahme am sozialen und wirtschaftli-
chen Leben bzw. die Anpassung an die Realitäten, zu verzeichnen war, belegen repräsentative Mei-
nungsumfragen für die neunziger Jahre einen zunehmenden „Palästinisierungstrend“. So sank im
Zeitraum von 1995 bis 1999 der Anteil derjenigen, die ihre Identität mit „arabisch–israelisch“ oder
„israelisch“ benannten, von 38,4% auf 11% bzw. von 7,8% auf 4,2%. Als „Palästinenser in Israel“
bezeichneten sich 1999 dagegen 46% (1995 – 27,4%), als „arabisch“, „palästinensisch“ oder „ara-
bisch–palästinensisch“ 33,8% (1995 – 17,7%).4 Eine vergleichbare Umfrage von März 2001 bestätigte
die 1999 sichtbar gewordenen Verschiebungen in den Identitätsmustern. Nunmehr definierten sich
knapp zwei Drittel der Befragten primär als „palästinensisch“, „arabisch-palästinensisch“, „Palästi-


3. Yishai, Yael: Civil Society in Israel (Hebr.), Jerusalem (Carmel) 2003, S. 15.
4. Survey of Arab Attitudes, imra@netvision.net.il (30. März 2000).
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nenser in Israel“ oder „palästinensisch-israelisch“.5 Mit dieser Selbstdefinition verbindet sich eine
deutliche Abnahme des Gefühls und der Hoffnung, gleichberechtigt dem Staatsvolk Israels anzuge-
hören.


Viele arabische Israelis setzten große Hoffnung auf die 1992 gewählte Regierung unter Jizchak
Rabin und den beginnenden Friedensprozess. Der arabische Schriftsteller Emil Habibi sprach die Er-
wartungen vieler aus, als er formulierte: „Wir, die Palästinenser in Israel, können am meisten durch
das Oslo-Abkommen gewinnen.“6 Die Jahre zwischen 1992 und 1996 wiesen in der Tat einige Ver-
änderungen zum Positiven auf. So wurden zwei arabische Bürger zu stellvertretenden Ministern er-
nannt; erstmals wurde ein arabischer Knessetabgeordneter zum Mitglied des wichtigen
Staatskontrollausschusses berufen. Das Budget für arabische Ortschaften erhöhte sich, und die größte
arabische Stadt in Israel, Nazareth, erhielt den Status eines staatlich geförderten Touristengebiets. Im
Bildungswesen wurde schrittweise versucht, die Minderausstattung arabischer Schulen zu überwin-
den. Kinderreiche arabische Familien wurden hinsichtlich der sozialen Zuwendungen jüdischen Fa-
milien gleichgestellt.


Nach der Ermordung Jizchak Rabins im November 1995 erlitten die jüdisch-arabische Konsens-
suche und die innerisraelische Kooperation massive Rückschläge. Die arabischen Staatsbürger fielen
in den Status von „Stiefkindern“7 zurück. Die Unzufriedenheit in großen Teilen der arabischen Be-
völkerung vertiefte sich. Insbesondere Angehörige der jungen, in Israel aufgewachsenen und soziali-
sierten Generation, denen sich trotz guter Ausbildung nur bedingt berufliche Entwicklungschancen
auftaten, rebellierten. Ihre Forderungen richteten sich nicht mehr nur auf soziale Gleichstellung, son-
dern zunehmend auch auf die Anerkennung nationaler Rechte und kulturelle Autonomie. Politische
Parteien – seit 1999 sind drei Parteien in der Knesset präsent, die vorwiegend arabische Mitglieder
und Wähler zählen – und zivilgesellschaftliche Organisationen suchten zunehmend den Forderungen
auf politischer bzw. gesellschaftlicher Ebene Ausdruck zu verleihen.


Der Trend zur staatsbürgerlichen Separation hat auch religiöse Facetten. Seit Ende der siebziger
Jahre vergrößerte sich mit zunehmender Progression der Einfluss des islamischen Fundamentalismus
auf die israelischen Araber. Anstöße kamen von der iranischen Revolution und deren Folgewirkungen
sowie vom Vormarsch militant-islamischer Bewegungen in arabischen Nachbarstaaten und in den von
Israel besetzten Gebieten. Erklärtes Ziel der religiös-politischen Agitation war es zunächst, die Exi-
stenz der islamischen Gemeinschaft im nichtmuslimischen Staat zu bewahren und zu stärken. Die
muslimischen Aktivisten fanden beachtlichen Resonanzboden durch ihr Bestreben, soziale und reli-
giöse Fragen miteinander zu verknüpfen. Insbesondere in Städten wie Nazareth und Umm el-Fahm
mit 59.600 bzw. 35.600 Einwohnern, aber auch im dicht besiedelten Triangel8 gelang es ihnen, tradi-
tionell Denkenden und nach neuen Werten Suchenden eine Alternative zu den säkularen Aktivitäten
der Kommunistischen Partei bzw. von Chadasch zu bieten, die bis dahin einen nicht geringen Teil der
Araber politisch repräsentiert hatten. In den Fragen der Koedukation oder des Nebeneinanders von
Moschee und Kirche kam es zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen Säkularen und Religiösen
bzw. zwischen arabischen Muslimen und Christen, die dem „Kulturkampf“ im jüdischen Bevölke-


5. Ghanem, As’ad: The Palestinians in Israel: Individual and Collective Aspirations and Their Political Orientation – A
Comparative Analysis of the Results of a Survey in 2001. Zur Verfügung gestellt von imra@netvision.net.il am 22.
Oktober 2001.


6. Ha-Arez, 12. September 1993, zit. nach Rekhess, Elie: Israel’s Arab Citizens and the Peace Process, in: Freedman,
Robert O. (Hrsg.), Israel under Rabin, Boulder (Westview) 1995, S. 189.


7. Ha-Arez, 13. Juni 2000.
8. Als Triangel (Meschulasch) wird das fast vorwiegend arabisch besiedelte Gebiet um die Orte Tirah, Taibe und Qalan-


suwa bezeichnet.
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rungssektor nicht unähnlich waren. Objektiv wirkte die Agitation der Islamisten sowohl den Trends
zur Säkularisierung als auch der Israelisierungstendenz unter arabischen Bürgern entgegen. Zugleich
förderte sie die Verbreitung nationalistischen Gedankenguts.


Eine Zäsur im Verhältnis von jüdischer Bevölkerungsmehrheit und arabischer Minorität bildete die
Solidarisierung nicht weniger Palästinenser in Israel mit der Al-Aksa-Intifada in den besetzten Gebie-
ten. Als Anfang Oktober 2000 die Polizei – wie in der Westbank und im Gazastreifen nunmehr auch
auf israelischem Staatsterritorium – von der Schusswaffe Gebrauch machte und 13 demonstrierende
arabische Staatsbürger tötete, schien das Ende der jüdisch-arabischen Koexistenz in Israel gekommen.
Wenngleich sich die Situation in den folgenden Monaten wieder beruhigte und nach massivem Druck
arabischer Persönlichkeiten, Parteien und Organisationen eine Knesset-Kommission zur Untersu-
chung der Vorfälle eingesetzt wurde, blieb das Verhältnis gespannt. Als am 6. Februar 2001 in direkter
Wahl der neue israelische Premierminister bestimmt wurde, verweigerten sich 80% der arabischen
Wahlberechtigten der Abstimmung. Der Wahlboykott entsprang nicht nur aktuellen Stimmungen; er
verdeutlichte gravierende Veränderungen in der Haltung der arabischen Bürger zum jüdischen Staat.


Trotz zunehmender Palästinisierungs- und Islamisierungstendenzen sieht die überwiegende Mehr-
heit der arabischen Bürger ihre Zukunft in Israel. Wie eine Meinungsumfrage des Friedensforschungs-
zentrums Givat Haviva von November 2002 ergab, traten 46,9% der arabischen Israelis für eine
Zweistaatenlösung auf dem Boden des historischen Palästinas ein; nur 4,8% der Befragten befürwor-
teten die Schaffung eines islamischen Staates in ganz Palästina und 3,7% votierten für einen binatio-
nalen israelisch-palästinensischen Staat. Auch hinsichtlich der Intifada zeichneten sich deutliche
Unterschiede zum Stimmungsbild in den besetzten Territorien ab. 19,3% der israelischen Staatsbürger
palästinensischer Nationalität sprachen sich für die Fortsetzung der Intifada aus; 65,1% hingegen for-
derten deren Beendigung.9


Ansätze jüdisch-arabischer Kooperation, die während der neunziger Jahre eine gewisse Breiten-
wirkung erlangten, konnten sich in der konfliktiven Atmosphäre seit Oktober 2000 kaum erhalten, ge-
schweige denn verbreitern. Um so wichtiger sind Projekte, die die gesellschaftlichen Akteure beider
Bevölkerungsgruppen – Juden wie Araber – mit dem Ziel zusammenbringen, Stereotype, Vorurteile
und Phobien abzubauen, Vertrauen zu schaffen und konfliktmindernde Maßnahmen auf breiterer Ebe-
ne vorzubereiten. Sie stellen das Miteinander in den Vordergrund ihrer Tätigkeit, vermitteln Kennt-
nisse über den „anderen“ und suchen auf diese Weise den Toleranzgedanken mit Leben zu erfüllen.
Zwei Projekte mit derartigen Zielstellungen seien nachfolgend vorgestellt.


3. Innergesellschaftliches Konfliktmanagement am Beispiel zweier Dialoggruppen


Projekte israelischer Nichtregierungsorganisationen, die sich auf Krisenprävention, Konfliktbeile-
gung und Friedenskonsolidierung richten, widmen sich zwei eigenständigen, jedoch eng miteinander
verbundenen politischen Konfliktfeldern – einerseits dem israelisch-palästinensischen Konflikt und
andererseits der tiefen Kluft zwischen der jüdischen Bevölkerungsmehrheit und der arabisch-palästi-
nensischen Minderheit innerhalb des Landes. Während es beim ersten Widerspruchsfeld vor allem um
die Durchsetzung von Völker- und Menschenrechten, um politische Kontrolle über Territorien, um
Grenzziehung und die Bildung eines palästinensischen Staates sowie um Souveränitätsprobleme, Si-
cherheitsfragen, die Problematik der palästinensischen Flüchtlinge wie auch der jüdischen Siedler so-
wie um den Status von Jerusalem geht, beinhaltet die zweite Ebene des Konfliktmanagements


9. Ozacky-Lazar, Sara/Atrasch, Eas: Seker emdot politijiot we-le’umijot schel ha-aravim be-Jisrael, Oktober – Novem-
ber 2002 (Umfrage zu politischen und nationalen Positionen der Araber in Israel), Givat Haviva (Ha-Machon le-che-
ker ha-schalom) 2003, S. 19.
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insbesondere Fragen der Bürgerrechte und der innerstaatlichen nationalen, sozialen und kulturellen
Gleichberechtigung.


Die Aktivitäten zivilgesellschaftlicher Organisationen, die auf einen israelisch-palästinensischen
Ausgleich bzw. auf jüdisch-arabische Verständigung und Kooperation gerichtet waren, verstärkten
sich während des Oslo-Prozesses und erreichten ihren Höhepunkt Mitte der neunziger Jahre. Mit Aus-
bruch der zweiten Intifada wandelte sich das Bild. Viele Vorhaben wurden aus politischen Erwägun-
gen abgebrochen; verringerte Finanzierungsmöglichkeiten ließen nur wenige neue Dialoggruppen und
Kooperationsprojekte entstehen. Der veränderte gesellschaftliche Rahmen erschwerte das Agieren bi-
nationaler Organisationen und ihr Wirken innerhalb der jeweiligen Bevölkerungsgruppe. Um so wich-
tiger erscheinen daher Aktivitäten, die mit dem Ziel weitergeführt oder neu gestartet werden, Dialog
und Toleranz zu fördern und insbesondere der jungen Generation die Werte der Demokratie, der Men-
schen- und der Bürgerrechte zu vermitteln. Sie sind geeignet, zumindest mittelfristig zum Abbau von
Feindbildern und Spannungen beizutragen.


Das gemeinsame Ziel der beiden vorzustellenden Projektgruppen ist es, jüdische und arabische
Staatsbürger Israels an einen Tisch zu bringen, nationale Klüfte und religiöse Vorurteile zu überwin-
den, Toleranz und Verständnis zu vermitteln und auf diese Weise Grundlagen für ein künftiges ko-
operatives Agieren zu legen – auch wenn zunächst nur zahlenmäßig kleine Zielgruppen erreicht
werden.


Das Projekt „Through Others’ Eyes“ des Begegnungszentrums Givat Haviva nutzt z. B. die ge-
meinsame Ausbildung jüdischer und arabischer Jugendlicher in Fotografie als Weg und Methode, ein-
ander kennen zu lernen und Verständigungsbereitschaft zu entwickeln. Givat Haviva ist das
Bildungszentrum der Kibbuzbewegung Israels. Bereits seit seiner Gründung 1949 sucht es das jü-
disch-arabische Verhältnis im Land zu verbessern. 1988 wurde ein Kunstzentrum eröffnet, in dem das
vorzustellende Projekt angesiedelt ist. Die Philosophie der Begegnungsstätte heißt „ learning coexi-
stence by working together“.


Nach Ausbruch der Al-Aksa-Intifada bemühten sich die Initiatoren um neue Wege, die sich vertie-
fende Kluft zwischen Juden und Arabern zu überbrücken. Mit Hilfe eines wöchentlich stattfindenden
Fotokurses, an dem während des gesamten Schuljahres zehn jüdische und zehn arabische Gymnasia-
sten teilnehmen, widmeten bzw. widmen sie sich Fragen der Identität, des Dialogs und der Koexistenz.
Die beteiligten Schüler besuchen die Familien ihrer Partner und fotografieren einander in ihrem un-
mittelbaren Lebensumfeld. Dabei stellen sie nicht selten fest, dass in den Zimmern der gleichaltrigen
– jüdischen wie arabischen – Kameraden die Poster derselben Filmstars, Popidole oder Sportler an
den Wänden hängen und dass sie die gleiche Musik mögen. Zu den Ergebnissen des Projekts gehören
Fotoausstellungen, die nicht nur in Givat Haviva und im arabischen Dorf Kfar Kara gezeigt wurden,
sondern bis nach Toronto und Berlin reisten.


Im Verlauf des jeweils zehn Monate andauernden Projekts werden die Teilnehmer mittels Frage-
bogen nach den Beweggründen für ihre Beteiligung am Fotokurs gefragt. Die Antworten des Jahres
2002/03 reichen von „Ich fotografiere gern und wollte das professionell lernen“ bis „Ich wollte gern
eine Gruppe Gleichaltriger kennenlernen, die ich sonst nie treffen würde“. Mehrere Schüler unterstri-
chen bereits zu Beginn ihren Wunsch, etwas für die jüdisch-arabische Koexistenz zu tun. Für die mei-
sten ergab sich dieser Aspekt jedoch erst im Verlauf der Projektrealisierung.


„Through Others’ Eyes“ widmet sich somit primär der Überwindung der nationalen Kluft zwi-
schen Juden und Arabern. Wenngleich es sich bei den arabischen Jugendlichen sowohl um Christen
als auch Muslime handelt, spielt das religiöse Element keine besondere Rolle, zumal die Kursanten
eher aus einem säkularen denn religiösen familiären Umfeld kommen.
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Das zweite Projekt stellt den interreligiösen Dialog in den Mittelpunkt. Es wird durch den Interre-
ligious Coordinating Council in Israel (ICCI) verantwortet und steht unter dem Motto „Reconciliation:
Voices for Religious Moderation“. Der Council arbeitet mit religiösen Autoritäten zusammen und ist
bemüht, durch Dialogseminare und Aktivitäten auf kommunaler Ebene eine Bewegung politisch-re-
ligiöser Versöhnung zu initiieren.


Der 1991 von zwei Juden und drei Christen ins Leben gerufene Rat ist heute eine Dachorganisation
für 73 jüdische, muslimische und christliche Institutionen in Israel. Das Projekt ist somit auf inneris-
raelische Spannungsfelder fokussiert. Ziel war es von Anbeginn, einen Kern religiöser Führungsper-
sönlichkeiten zu formieren, die als Multiplikatoren wirken und über ihre Funktion den Gedanken der
interkulturellen Verständigung, der interreligiösen Toleranz und der innergesellschaftlichen Koexi-
stenz in Israel verbreiten sollten. Zu diesem Zweck wurden Vertreter unterschiedlicher religiöser
Gruppen gewonnen, in mehreren halbtägigen Seminaren miteinander bekannt gemacht und während
eines einwöchigen Kurses außerhalb Israels – in Belfast und Dublin – zur Diskussion relevanter Fra-
gen veranlasst. Es ist vorgesehen, nach der Startphase entsprechende Aktivitäten in der jeweils eige-
nen religiösen Gemeinschaft einzuleiten und schließlich – nach Erweiterung der Gruppe – eine
landesweite Versöhnungskonferenz durchzuführen.


Wenn Toleranz als „das Dulden und Ertragen der Anschauungen, Sitten und Lebensformen anderer,
die von den eigenen abweichen“10 definiert wird, so zeigen die vorgestellten Dialogprojekte das Be-
mühen um Verständigung und Akzeptanz – sei es im Bestreben, Wissen über die „anderen“ zu ver-
mitteln, sei es in der Bereitschaft, deren „Anschauungen, Sitten und Lebensformen“ zu „dulden“ und
sich mit der Realität auseinanderzusetzen. Zugleich wird eine Vielzahl von Problemen deutlich, die
im konfliktiven jüdisch-arabischen bzw. israelisch-palästinensischen Verhältnis wurzeln und nur auf
der Makroebene bewältigt werden können. Die Zivilgesellschaft bzw. zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, Aktivitäten und Projekte können nicht leisten, was Aufgabe der Politik und des Staates ist.
Sie können jedoch staatliche Aktion begleiten, diese notfalls erzwingen und eine Brücke zwischen der
politischen Makroebene und den Interessenlagen auf der Mikroebene bauen.


4. Zusammenfassung


Sind die Erfahrungen der israelischen Zivilgesellschaft vorwiegend spezifisch oder verbirgt sich in
ihnen partiell auch Allgemeingültiges? Der Konflikt mit den arabischen Bewohnern der Nahostregion
beeinflusst seit mehr als einem halben Jahrhundert die israelische Gesellschaft. Er prägt Innen- und
Außenpolitik, Verteidigungsstrategie, politische Kultur und öffentlichen Diskurs. Die jüdische Be-
völkerungsgruppe in Palästina und später im jungen Staat Israel entwickelte sich als „Volk unter Waf-
fen“. Ihre Hauptsorge galt dem zionistischen Aufbauwerk und der Abwendung äußerer Bedrohung.
Aus der Erfahrung mit dem Holocaust kamen zusätzliche zentrale Impulse für Überlebensstrategien
und Sicherheitskonzepte. Die Erziehung zum Frieden und zur Versöhnung mit den Nachbarn, zu in-
nergesellschaftlichem Pluralismus und zur Toleranz spielte eine untergeordnete Rolle. Dennoch –
oder gerade deshalb – nährte der zu Beginn der neunziger Jahre eingeleitete nahöstliche Verhand-
lungsprozess in großen Teilen der israelischen Bevölkerung neue Friedenshoffnungen. Diese verban-
den sich mit dem Wunsch, der jüdische Staat möge sich nunmehr in eine Gesellschaft verwandeln, die
weniger kriegerisch sein müsse und sich vorrangig den inneren Herausforderungen stellen könne – in


10. Hügli, Anton/Lübcke, Poul (Hg.): Philosophenlexikon. Personen und Begriffe der abendländischen Philosophie von
der Antike bis zur Gegenwart, Hamburg (rowohlt) 2003, S. 629.
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eine „Gesellschaft wie jede andere“. Der Zukunftsoptimismus jedoch wich bald neuer Skepsis und er-
neuten Spannungen.


Der Konflikt mit den Palästinensern, die Überbetonung des Militärischen in der und durch die Po-
litik, aber auch die Nichtbeachtung innergesellschaftlicher Spannungsfelder vergifteten erneut die Ge-
sellschaft. Nur langsam wuchs die Erkenntnis, dass sich nationale oder religiöse Widersprüche und
Spannungen militärisch, d. h. durch Einsatz individueller oder staatlich-struktureller Gewalt, im besten
Fall vorübergehend verdrängen, nicht jedoch dauerhaft entschärfen oder gar regulieren lassen. Das
sind bedenkenswerte israelische Erfahrungen – auch wenn sie bisher nur Teile der israelischen (wie
auch der palästinensischen) Bevölkerung erfasst haben und für das nahöstliche Konfliktmanagement
kaum genutzt werden.


Gleiche Rechte für alle Bürger des Landes, wie in der Unabhängigkeitserklärung von 1948 verkün-
det, gelten den Israelis noch nicht (oder nicht mehr) als selbstverständlich. Die Intoleranz bestimmten
Bevölkerungsgruppen gegenüber ist zwar keine generelle Erscheinung, sondern in hohem Maße an
den spezifischen Standort des jeweiligen Akteurs in der gesellschaftlichen Auseinandersetzung ge-
bunden, verdeutlicht jedoch Probleme im Demokratieverständnis. In dem Maße, wie z. B. der Konflikt
zwischen Religiösen und Säkularen mit sozio-ethnischen und -kulturellen Gegensätzen zusammenfällt
bzw. sich einzelne Widerspruchsebenen überlappen, vertieft sich die Kluft zwischen beiden Polen. Die
Kontrahenten werden in ihren Ansichten, Forderungen, Argumenten und Aktionen kompromissloser
und gewalttätiger. Toleranz in Glaubensfragen z. B. gilt für etwa die Hälfte der jüdischen Bürger Is-
raels als Selbstverständlichkeit; sie nimmt mit zunehmender Religiosität jedoch ab. Im Juli 2002 – auf
dem Höhepunkt der Al-Aksa-Intifada – befürworteten 59% der befragten Israelis eine Einschränkung
der bürgerlichen Rechte arabischer Staatsbürger; 41% wollten die Rechte der ultraorthodoxen Reli-
giösen und 34% die der Siedler beschnitten wissen.11


Die Widersprüchlichkeit und Unvereinbarkeit in den Grundpositionen der benannten Gruppen
nahm die Leiterin des Instituts für Toleranz, Liberalismus und Demokratie „Mifneh“ (Wende), Zvia
Grinfeld, zum Anlass für ein provozierendes Gedankenspiel. Sie schlug die Errichtung dreier Staaten
innerhalb der „Grünen Linie“, also auf dem israelischen Staatsterritorium, vor: Der erste solle für die
liberalen Säkularen in der Küstenebene, ein zweiter – zusätzlich zum arabisch-palästinensischen Staat
– für die israelischen Araber in Galiläa und ein dritter für alle religiös orientierten und traditionsver-
pflichteten jüdischen Bürger in den Bergen um Jerusalem errichtet werden. Religiöse wie arabische
Bürger lud Grinfeld ein, im säkular-liberalen Tel-Aviv-Staat zu leben – unter der Bedingung, dass sie
dessen Grundprinzipien nicht in Frage stellten.12


Die gesellschaftliche Realität der neunziger Jahre und viereinhalb Jahre Intifada verdeutlichen die
Komplexität und das Wechselverhältnis innerer und äußerer Wirkungsfaktoren. In der Entspannungs-
phase verringerte sich der staatlich beschworene nationale Konsens der jüdischen Bevölkerung. Indi-
viduelle und Gruppeninteressen traten in den Vordergrund. Zugleich brachen die ethnischen,
weltanschaulichen und politischen Widersprüche verstärkt auf. Die Öffnung der israelischen Gesell-
schaft wiederum bewirkte ein neues Herangehen an den israelisch-palästinensischen Widerspruch.
Der Oslo-Prozess wurde erst möglich, als historisch gewachsene und ideologisch zementierte Tabus
nicht mehr als „ewig“ betrachtet, sondern ob ihrer Revidierbarkeit öffentlich hinterfragt wurden. Diese
Erkenntnis und Erfahrung gelten für jedes künftige Konfliktmanagement. Nicht zufällig fielen die For-


11. Zemach, Minah: Rov ha-zibur: ha-mazav ha-kalkali meajem al ha-demokratijah joter me-ha-mazav ha-bitchoni
(Bevölkerungsmehrheit: Die wirtschaftliche Lage bedroht die Demokratie mehr als die Sicherheitslage), in: Seder
jom, Juli 2002, S. 8.


12. Grinfeld, Zvia: Kach tukam Jisrael ha-chadaschah (So wird das neue Israel entstehen), Ha-Arez, 27. Januar 2002, S. 2b.
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mierung und Ausweitung der Zivilgesellschaft in den Entwicklungsabschnitt von Oslo. Sie waren mit
größerem Demokratiebewusstsein verbunden. Öffentliche Debatten über Rechtsstaatlichkeit, politi-
sche Normen und Verhaltensweisen der Politiker intensivierten sich in dem Maße, wie die äußere Be-
drohung abnahm. Der entgegengesetzte Trend lässt sich für die letzten vier Jahre konstatieren.


Toleranz in den Menschen- und Völkerbeziehungen ist im Nahen Osten noch kaum Realität, sondern
für die meisten Bewohner der Region ein fernes Ziel bzw. ein „Prinzip Hoffnung“. Offen bleibt dabei
die Frage, was die betreffenden bzw. betroffenen Menschen und ihre Politiker zu erbringen haben und
was von externen Einflussfaktoren geleistet werden kann und muss. Der Nahe Osten ist für Europäer
so fern nicht. Immer, wenn „weit hinten in der Türkei“ die Völker einander die Köpfe einschlagen,
erreichen die Schwingungen auch Europa. Tel Aviv, Beirut oder Damaskus sind nur vier Flugstunden
von Berlin entfernt. Friedliche Existenzbedingungen der Staaten, wirtschaftliche Prosperität und to-
leranzorientierte Menschenbeziehungen in der nahöstlichen Nachbarregion sind darum unabdingbar
auch Existenzfragen europäischer Sicherheit, Wirtschaftsentwicklung und Politikgestaltung.


Anschrift d. Verf.: Dr. sc. Angelika Timm; 6, Lassalle Str.; Tel Aviv 63409, Israel
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Wie sich Hirnzellen gegen Sauerstoffmangel wehren
Herrn Professor Samuel Mitja Rapoport in memoriam
Vortrag vor dem Plenum der Leibniz-Sozietät am 16.9.2004


Patienten, die an einem chronischen Nierenversagen leiden und deshalb dialysepflichtig sind, leiden
oft an einer schweren Anämie und müssen deshalb mit rekombinantem, humanem Erythropoietin
(rHuEpo) behandelt werden. Nun haben die Kliniker, welche diese Patientengruppe behandelt haben,
oftmals eine signifikante geistige Aufhellung ihrer Patienten beobachtet, ohne dass man genau wus-
ste, ob diese Verbesserung der geistigen Leistungsfähigkeit auf eine Erhöhung der Erythrozytenzahl
(und damit der Sauerstofftransportkapazität im Blut) oder auf eine direkte Wirkung von rHuEpo im
Gehirn zurückzuführen sei.


Was hat es mit dem Epo auf sich?


Zunächst zur Ausgangslage: Erythropoietin (Epo) ist ein Glykoproteinhormon, das von interstitiellen
Zellen in der Niere beim Erwachsenen gebildet wird und im Knochenmark die Bildung von erythro-
iden Vorläuferzellen „befeuert“. Die erythroiden Vorläuferzellen bestehen aus zwei zellulären Ein-
heiten, den „Burst Forming Units - Erythroid“ (BFU-E) sowie den „Colony Forming Units-Erythroid
(CFU-E). Diese beiden zellulären Einheiten unterscheiden sich bezüglich ihrer „Ansprechbarkeit“ be-
züglich Epo: die BFU-Es stellen eine zelluläre Frühform in der erythroiden Differenzierung dar. Sie
tragen nur eine geringe Anzahl von Rezeptoren für Epo (Epo-R) auf ihrer zellulären Oberfläche und
die Rezeptoren sind auch bezüglich ihrer intrazellulären Signalübermittlung viel unempfindlicher als
diejenigen der CFU-Es (Koury and Bondurant, 2002; De Maria et al., 1999). Die CFU-Es wiederum
sind mit Epo-Rezeptoren bestens ausgestattet und freuen sich nur darauf, mit Epo zu reagieren. Was
geschieht in diesen erythroiden Vorläuferzellen, wenn sie mit ihren Rezeptoren die von der Niere ge-
lieferten Epo-Moleküle einfangen? In diesem Moment wird innerhalb der CFU-Es ein Programm in
Gang gesetzt, das den programmierten Zelltod, die so genannte „Apoptose“ hemmt (Gregory et al,
1999). 


Was muss man sich unter dem Begriff „Apoptose“ genauer vorstellen? Der Begriff wurde 1972
von Kerr, Wyllie und Currie geprägt und bedeutet so viel wie „Abfallen“ (vom Präfix „apo“ mit der
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Bedeutung von: „weg“, „ab“ und „ptosis“, das Fallen). In der Zellbiologie wird dieser Begriff des „Ab-
fallens“ auch mit „programmiertem Zelltod“ beschrieben, der für die Entwicklung und Erhaltung viel-
zelliger Organismen wichtig ist. Die Apoptose stellt ein genau kontrolliertes Ereignis dar, wo in
Zellen, welche planmässig entfernt werden sollen, die DNA im Zellkern in Bruchstücke zerlegt wird
und die betroffenen Zellen danach absterben.


Die Apoptose ist ein Energie verbrauchender Prozess, der durch spezifische Gene kontrolliert und
durch „Überlebenssignale“ wie Epo aufrecht erhalten wird (Strasser et al., 2000).


Solche apoptotischen Ereignisse finden in unserem Körper ständig statt und erlauben zum Beispiel
eine ständige Erneuerung der Darmschleimhaut, der immunkompetenten Zellen oder der erythroiden
Zellen im Knochenmark. Welche Zellen fallen also weg, wie welkes Laub? Diejenigen, die nicht durch
biochemische Signale, wie z.B. Epo, am Leben gehalten werden und sich somit unter der Schutzwir-
kung von Epo vermehren und differenzieren können (Koury and Bondurant, 2002). Interessanterweise
sind diejenigen Vorgänge, die eine zelluläre Apoptose entweder verhindern oder auslösen können, in
den meisten Zellen sehr ähnlich und unterscheiden sich z.B. in erythroiden Knochenmarkszellen und
Hirnzellen nicht nennenswert voneinander (Digicaylioglu and Lipton, 2001; De Maria, 1999). 


Steigt also die Epo-Konzentration im Blut an, so werden weniger erythroide Knochenmarkszellen
dem programmierten Zelltod unterliegen und es kommt mit einer Zeitverzögerung von etwa einer Wo-
che zu einer Zunahme der Erythrozytenzahl im Blut. Damit steigt auch die Sauerstoff-Transportkapa-
zität des Blutes an, wodurch die Epo-Bildung wieder gedrosselt wird. Auf diesen interessanten
Rückkopplungsmechanismus wird gleich in den nächsten Abschnitten eingegangen.


Wo wird Epo gebildet?


Das im Blut zirkulierende Epo stammt beim Erwachsenen zu 80 – 90% aus der Niere, wo es von einer
morphologisch unscheinbaren Zellpopulation, den peritubulären Fibroblasten (interstitielle Zellen)
gebildet wird. Diese sitzen rundherum verteilt um die Harnkanälchen (Tubuli) in der Nierenrinde. In
diesem Nierenabschnitt herrschen auch grosse Gradienten für den Sauerstoff-Partialdruck (pO2), also
derjenigen Grösse, welche die Sauerstoffdiffusion entlang von pO2-Gradienten bewirkt. Für die Epo-
bildenden Fibroblasten heisst dies, dass sie auf nur geringe Änderungen des pO2 sehr empfindlich mit
einer „Epo-Antwort“ reagieren können. Beim chronischen Nierenversagen sind auch diese Zellen in
ihrer Zahl und ihrer Funktion massiv beeinträchtigt, mit dem Resultat, dass sie keine ausreichenden
Mengen von Epo bilden können: es kommt zu schweren (renalen) Anämien, die erfolgreich mit re-
kombinantem, humanem Epo (rHuEpo) behandelt werden können. 


Jedoch ist die Niere keineswegs der einzige Bildungsort von Epo im Körper. Vor allem im Gehirn
(Marti, 2004) und im Herz (Semenza, 2004) wurde das „Epo-System“ nachgewiesen, das aus Epo und
dem zugehörigen Rezeptor besteht. Im Gehirn sind es vor allem die Neurone und eine Untergruppe
der neuronalen Gliazellen, den Astrozyten, die das „Epo-System“ aufweisen. In diesen Organen wird
Epo durch eine Gewebshypoxie nach oben reguliert, aber wie „merkt“ eine Zelle, dass ein Sauerstoff-
mangel herrscht? Damit kommen wir zum O2-Sensor, der viele O2-abhängige Reaktionen steuert und
eben auch die Epo-Bildung.


Wie wird der pO2 im Körper gemessen?


Hypoxie-induzierbare Transkriptionsfaktoren (HIF) spielen eine zentrale Rolle bei der lokalen und
systemischen Anpassung an eine verminderte Sauerstoffversorgung. HIF aktiviert Gene, die massge-
blich an Anpassungsprozessen wie beispielsweise der Gefässneubildung (VEGF), der Modulation des
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Gefässtonus (NO-Synthase, Endothelin), dem zellulären Glukose-Einwärtstransport (GLUT 1 und 3),
der Glykolyse (glykolytische Enzyme) und der Erythropoiese (Epo) beteiligt sind (Schofield and
Ratcliffe, 2004; Semenza, 2004).


HIF ist ein Protein, das aus zwei Untereinheiten besteht (Heterodimer). Die β-Untereinheit wird
konstitutiv gebildet, während die α-Untereinheit sauerstoffabhängig reguliert wird. Mehrere Isofor-
men der HIFα Untereinheit sind beschrieben worden, von denen HIF-1α und HIF-2α von entschei-
dender funktioneller Bedeutung sind. Die Regulation der α-Untereinheiten erfolgt durch
sauerstoffabhängige proteosomale Degradation (Abb.1; Tabelle 1). Grundlage dieser Regulation ist
die sauerstoffabhängige Hydroxylierung zweier Prolinreste der HIFα Untereinheiten (Schofield and
Ratcliffe, 2004; Semenza, 2004). Nur in dieser hydroxylierten Form können die HIFα-Untereinheiten
das von Hippel-Lindau Protein (pVHL) als Bestandteil einer E3-Ubiquitin Ligase binden, wodurch
der Abbau von HIFα eingeleitet wird. Die Hydroxylierungsreaktion wird durch die so genannten Pro-
lylhydroxylasen vermittelt, von denen vier Isoformen identifiziert werden konnten. Neben den Pro-
lylhydroxylasen wurde auch eine Asparaginyl-Hydroxylase geortet, die HIFα an einem
Asparaginylrest hydroxyliert, welcher seinerseits für die Wechselwirkung mit weiter helfenden Tran-
skriptionsfaktoren (CBP/p300) zuständig ist. 


Die Zusammenfassung ist, dass die Hydroxylierung der Prolylreste 402 und 564 bei HIF-1α (Pro-
405 und Pro-531 bei HIF-2α) zu einem Abbau von HIFα in Minutenschnelle führt (Jewell et al. ,2001),
während die Hydroxylierung von Asn-803 bei HIF-1α und Asn-851 bei HIF-2α eine verminderte
Wechselwirkung mit den die Genexpression „verstärkenden“ Transkriptionsfaktoren (CBP, p300) be-
wirkt. Diese letztgenannte Form der Wechselwirkung ist eher chronischer Natur, womit das „Aspara-
ginyl-System“ eine physiologisch sinnvolle Ergänzung zur schnellen Anpassung über das „Prolyl-
System“ bildet (Wiesener et al., 2003). 


Unabdingbares Substrat für beide Systeme sind molekularer Sauerstoff und Fe2+. Da beide Systeme
eine O2-Abhängigkeit im physiologischen Bereich zeigen, kann man mit Fug und Recht von einer bio-
logischen O2-Sonde, bzw. von einer biologischen pO2- Elektrode sprechen. Noch ist nicht ganz klar,
welche funktionelle Bedeutung die verschiedenen Isoformen der Prolyl-Hydroxylasen genau besitzen,
jedoch wurde klar gezeigt, dass sie durch unterschiedliche pO2-Werte aktiviert werden, wobei der Pro-
lyly-Hydroxylase 2 (PHD2) eine führende Rolle für die schnelle Regulation von HIF zukommt (Berra
et. al. 2003, William et al., 2002). 


Alles zusammen genommen, erfüllt das „HIF-Hydroxylase-System“ die Voraussetzungen, welche
man an einen physiologischen O2-Sensor zu stellen hat und zwar sowohl bezüglich der direkten An-
sprechbarkeit im physiologischen pO2 Bereich (Hydroxylasen) und der Aktivierung von O2-abhängi-
gen Genen durch HIF. Diese Aussage trifft glasklar auch für das Gehirn zu (Sharp and Bernaudin,
2004) und Epo ist eines der Paradebeispiele für ein solches O2-abhängiges Gen, dessen Rolle bei der
Blutbildung oben beschrieben wurde. Nun wollen wir betrachten, was dieses Hormon besonders im
Gehirn zu tun hat.
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Abbildung 1: Komponenten der HIF-Regulation, die die Komplexität des Systems bestimmen.


Welche physiologische Rolle hat das „Epo-System“ im Gehirn?


Obschon Epo ausserhalb der Niere auch nachgewiesen wurde, wie z.B. im Hirn, Herz und im Pankre-
as (Jelkmann and Wagner, 2004), ist doch sein Vorkommen im ZNS besonders interessant, da das
ZNS den Geist gestaltet und dazu hin noch besonders empfindlich ist gegen heftigen Lebensunge-
mach, wie etwa apoplektische Krisen. Die physiologische Bedeutung von Epo im ZNS ist systema-
tisch noch wenig erforscht, aber folgende Befunde sind doch klar erhoben worden:


Epo und sein Rezeptor (Epo-R) kommen im ZNS vor, und dieses lokale „Epo-System“ (Epo / Epo-
R) konnte im ZNS von verschiedenen Säugetieren, inklusive des Menschen klar nachgewiesen wer-
den. (Marti, 2004; Genc et al., 2004). Was hat es dort für eine physiologische Rolle? 


Wichtig ist die Beteiligung des „Epo-Systems“ an der Regulation der Glutamat-Konzentration in
der interstitiellen Flüssigkeit im ZNS. Glutamat ist der wichtigste „anregende“ Überträger (Transmit-
ter) im ZNS, der auch bei der Bildung von Gedächtnisinhalten eine bedeutende Rolle spielt. Bei der
Konstanthaltung der physiologischen Konzenteration von Glutamat spielt Epo eine wichtige Rolle,
und dient damit auch bei der Verfestigung (Konsolidierung) von Gedächtnisinhalten (Tang et al.,
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1999; Miu et al., 2004). Eine solche Konsolidierung des Gedächtnisses durch Epo wurde auch in Ori-
entierungsexperimenten bei Ratten im Schwimmtest nachgewiesen (Sadamoto et al., 1998) und wurde
bestätigt durch die verbesserte synaptische Übertragung, die durch Epo im ZNS bewirkt wird (Weber
et al., 2002). Beim Menschen haben sich ähnliche Befunde ergeben, die alle zeigen, dass rHuEpo wenn
es Patienten mit chronischem Nierenversagen verabreicht wird, zu einer Verbesserung aller gemesse-
nen kognitiven Funktionen führt, bevor die Erythrozytenzahl und damit die O2-Kapazität des Blutes
ansteigt (Ehrenreich and Sirén, 2001). 


Aber Epo hat auch noch andere Funktionen: Es „befeuert“ nämlich die zerebrale Durchblutung im
Akutversuch (Springborg et al., 2002) und führt in chronischen Experimenten zu einer gesteigerten
Angiogenese und Arteriogenese, indem es die Proliferation von Endothelzellen (Buschmann and Sc-
haper, 1999; Marti, 2004) und von glatten Gefässmuskelzellen (Smith et al., 2003) anregt und so zu
einer Durchblutungsverbesserung im Gehirn beiträgt. Diese angiogenetische Wirkung von Epo hat
auch direkt zu tun hat mit dem therapeutischen Einsatz von Epo beim Schlaganfall. 


Welche pathophysiologische Rolle hat das „Epo-System“ im Gehirn?


Um es gleich vorwegzunehmen: Eine erstaunlich grosse Menge von in sich konsistenten Daten haben
klar gezeigt, dass das „Epo-System“ im ZNS durch verschiedene Formen des Sauerstoffmangels wie
Verminderung der Blutversorgung (ischämische Hypoxie) oder der O2- Konzentration im Blut (an-
ämische Hypoxie) aktiviert wird (Marti, 2004). Die Aktivierung des „Epo-Systems“ führt zu einem
Schutz der O2-empfindlichen Neurone gegenüber der toxischen Wirkung von NO-Radikalen sowie
überschiessenden Mengen von Calcium, die als Folge einer ca.1000-fach erhöhten Konzentration von
Glutamat im Gehirn als Folge einer zerebralen Minderdurchblutung entstehen. Diese riesige Anhäu-
fung von Glutamat im Zwischenzellraum des Gehirns als Folge einer zerebralen Minderdurchblutung
führt zu der so genannten „Glutamat-Toxizität“, die als eine der wichtigsten Ursachen des ischämi-
schen Hirnschadens angesehen wird (Dirnagl et al., 2003). Die Calcium-induzierte Verminderung des
mitochondrialen Membranpotentials führt zu einer Freisetzung von Cytochrom C aus den Mitochon-
drien, wodurch die neuronale Apoptose eingeleitet wird (Vannucci and Hagberg, 2004). Epo verhin-
dert diese „Glutamat-Toxizität“ in verschiedenen in vitro Modellen von Hirnzell-Kulturen, indem es
die Glutamat-Freisetzung hemmt und gleichzeitig die Glutamat-Rezeporen auf den Neuronen unemp-
findlicher macht (Buemi et al., 2003).


Die überzeugendsten Hinweise, dass Epo zu einer Neuroprotektion in vivo bei Versuchstieren führt,
wurden von der Arbeitsgruppe um Sasaki erbracht. Diese Autoren konnten zeigen, dass endogen ge-
bildetes Epo eine Schutzwirkung auf ischämische CA1 Neurone im Hippokampus ausübt und dass die
“Rettung“ dieser CA1 Neurone von einer signifikanten Verbesserung der Gedächtnisleistung dieser
Tiere begleitet ist (Sakanaka et al., 1998). Es sei hier daran erinnert, dass der Hippokampus diejenige
Hirnstruktur darstellt, die eng mit Gedächtnisleistungen verbunden ist und sich auch besonders anfäl-
lig gegenüber Durchblutungsstörungen erwiesen hat. Diese in vivo Befunde bestätigen die Schutzwir-
kung von Epo in neuronalen Zellkulturmodellen, die durch eine Stimulierung des anti-apoptotischen
Komplexes bcl-xL bewirkt wird (Siren et al., 2001; Wen et al., 2003). Darüber hinaus befördert Epo
die Differenzierung von kortikalen, dopaminergen Neuronen (Studer et al., 2000), die Rekrutierung
von neuronalen Stammzellen (Shingo et al., 2001; Rossi and Cattaneo, 2002) und damit die Neuroge-
nese. Somit besitzt Epo eine erstaunlich vielfältige Anzahl von Wirkungen, welche die Neurogenese,
die neuronale Differenzierung, die zerebrale Angiogenese und den Schutz des Gehirns vor Schäden
durch Sauerstoffmangel umfassen.
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Epo kann auch therapeutisch eingesetzt werden


In Anbetracht der Tatsache, dass Epo so viele physiologische und pathophysiologische Wirkungen
ausübt, war es naheliegend, Patienten mit einem Schlaganfall mit Epo zu behandeln. Zunächst stan-
den diesem mutigen Zugang theoretische Erwägungen gegenüber: wie kann das stark negativ gelade-
ne Epo mit einer relativen Molekularmasse von immerhin 30 kDa überhaupt in das Gehirn gelangen,
welches doch durch seine Blut-Hirn-Schranke so gut geschützt ist? Brines und seine Mitarbeiter
konnten nun zeigen, dass die Blut-Hirn-Schranke doch kein so unüberwindliches Hindernis darstellt,
wie angenommen wurde und es zeigte sich, dass Epo, wenn es intravenös oder intraperitoneal verab-
reicht wird, sehr wohl die Gehirnzellen erreichen kann (Brines et al., 2000). Diese Autoren haben sich
damit aber noch nicht zufrieden gegeben und haben weiterhin überprüft, ob Epo auch eine Schutzwir-
kung bei verschiedenen experimentellen Schäden von Versuchstieren haben kann. Tatsächlich wurde
in diesen Experimenten klar gezeigt, dass Epo die Blut-Hirn-Schranke durch Transzytose überwindet
und das Gehirn gegenüber so verschiedenen experimentellen Schäden wie Ischämie, Hirntrauma, En-
zephalitis und Epilepsie zu schützen vermag. Besonders erwähnenswert ist auch das experimentelle
Zeitfenster, innerhalb dessen Epo seine Schutzwirkung ausübt: es beträgt für den experimentellen
Schlaganfall immerhin sechs Stunden; eine Zahl, die für den Einsatz von Epo in der Klinik von hoher
Relevanz ist.


Hannelore Ehrenreich und ihre Mitarbeiter haben nun kürzlich getestet, ob intravenös verabreich-
tes Epo auch bei Patienten mit Schlaganfall erfolgreich eingesetzt werden kann (Ehrenreich et al.,
2002). Zunächst wurde mit 13 Patienten eine Sicherheitsstudie durchgeführt, wobei rHuEpo für drei
Tage in einer vergleichsweise hohen Dosierung (33'000 Einheiten pro Tag) nach dem Schlaganfall
verabreicht wurde. Danach wurde die eigentliche Studie an 40 Patienten durchgeführt, wobei ein the-
rapeutisches Fenster von weniger als acht Stunden gewählt wurde. Die Ergebnisse dieser Studie zeig-
ten ein hochsignifikant vermindertes Infarktvolumen, gemessen mit der Methode des „Magnetic
Resonance Imaging“ (MRI) bei denjenigen Patienten, die mit rHuEpo behandelt worden waren. Die
Verminderung der Infarktgrösse ging einher mit einer Verbesserung aller untersuchten neurologi-
schen Parameter. Somit ist die Therapie des Schlaganfalls mit rHuEpo, das ein überragendes Sicher-
heitsprofil besitzt, in greifbare Nähe gerückt und muss nun noch durch Multizenter-Studien mit einem
grossen Patientenkollektiv bestätigt werden.


Die Gesamtheit dieser Daten bestätigt überzeugend, wie die Grundlagenforschung direkt in die Kli-
nik überführt werden kann. Damit ist eines der Konzepte erfüllt, welches Inge und Mitja Rapoport
stets verfolgten: „Denke klar und verliere nicht den Boden unter den Füssen“.


Ganz persönlich möchte ich den wundersamen Mächten danken, die mir die Freundschaft zu Inge
und Mitja Rapoport geschenkt haben. 
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Gesundheitsfördernde Wirkungen von Flavonoiden
Vortrag in der Klasse Naturwissenschaften


Die Endlosigkeit des wissenschaftlichen Ringens sorgt unablässig dafür, dass dem forschenden
Menschen seine beiden edelsten Antriebe erhalten bleiben und immer wieder von neuem ange-
facht werden: die Begeisterung und die Ehrfurcht .


Max Planck


Die Ernährung hat für die Erhaltung der körperlichen und geistigen Leistungsfähigkeit einen hohen
Stellenwert. Pflanzliche Lebensmittel spielen dabei nicht nur traditionell sondern auch ernährungs-
physiologisch eine große Rolle. Ihre Energiedichte ist gering, und sie enthalten eine Reihe von Stof-
fen, auf deren Zufuhr der Mensch angewiesen ist, wie: Mineralien, Vitamine, ungesättigte Fettsäuren,
Ballaststoffe und Sekundärmetabolite. Zu letzteren zählen Polyphenole, deren wichtigste Vertreter
die Flavonoide sind.


Struktur der Flavonoide


Die Grundstruktur dieser niedermolekularen phenolischen Substanzen ist die 3-Ringstruktur des Fla-
vans; sie besteht aus den zwei aromatischen Ringen A und B, die über einen oxygenierten heterozyk-
lischen Ring C miteinander verbunden sind (Abb.1). 


Bekannte Flavane sind die Catechine. Insgesamt lassen sich die Flavonoide in 7 Hauptgruppen ein-
teilen. Zur 2. Gruppe gehören die Flavanone. Sie sind durch eine Carbonylgruppe in der Position 4
des C-Ringes gekennzeichnet. Wichtige Vertreter sind Taxifolin, Naringenin und Naringin. Eine 3.
Gruppe bilden die Flavone. Sie besitzen außer der Carbonylgruppe noch eine Doppelbindung in der
2/3 Position des C-Ringes. Bekannte Verbindungen sind Luteolin und Apigenin. Zur 4. Gruppe zählen
die Flavonole. Sie unterscheiden sich von den Flavanonen durch eine zusätzliche Hydroxylgruppe in
der Position 3 des C-Ringes. Häufig auftretende Flavonole sind Quercetin, Myricetin und Kaempherol.
Weitere Hauptgruppen umfassen die Anthozyanidine, Chalkone und Isoflavonoide. Die Anzahl der
Aglykone in den einzelnen Hauptgruppen ist relativ klein. Die große Zahl von mehr als 4000 Flavo-
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noiden resultiert aus der Vielfalt von Veresterungen mit unterschiedlichen Zuckern sowie Acetylie-
rungen und Methylierungen. Allein im Apfel treten etwa 25 verschiedene Quercetinglykoside auf. Die
größte Bedeutung für gesundheitsfördernde Effekte haben Quercetinglukoside wie das Quercitrin und
das Quercetinrutenosid Rutin. Dieser Beitrag konzentriert sich auf die Wirkungen von Quercetin,
Quercitrin und Rutin.


Abb. 1: Struktur der Aglykone von Flavonoidgruppen.


Die Synthese von Flavonoiden 


Flavonoide können im Säugetierorganismus nicht synthetisiert werden. Rutin war auf grund eines
protektiven Permeabilitätseffektes auf Blutgefäße deshalb lange Zeit als P-Vitamin bekannt (1). Die
Synthese der Flavonoide erfolgt über den Phenlpropanoidweg, über den der Mensch nicht verfügt (2).
Dabei kondensieren 3 Malonyl CoA- Moleküle mit Cumaroyl CoA zu Tetrahydroxychalkon. Diese
Zwischenverbindung wird über eine Isomerasereaktion zu dem Flavanon Naringenin umgesetzt. Spe-
zifische Flavonidsynthasen katalysieren daraus die Bildung des Isoflavons Genistein und des Flavons
Apigenin. Eine Hydroxylase setzt Naringenin zu Dihydrokaempherol um, aus dem durch weitere Mo-
difikationen die Catechine, Anthozyanidine und Flavonole entstehen.


 Zwei Gründe waren dafür verantwortlich, dass vor einigen Jahren das Forschungsinteresse an den
Flavonoiden wieder geweckt wurde: erstens stützten Ergebnisse von in vitro Experimenten und epi-
demiologischen Untersuchungen die Arbeitshypothese, dass Flavonoide antiartherosklerotische, an-
tiinflammatorische, antikarzinogene, antibakterielle, antivirale und immunprotektive Effekte ausüben
können. Zweitens wurde es durch methodische Entwicklungen möglich, Experimente mit geringen,
biologisch relevanten Flavonoidkonzentrationen durchzuführen sowie die Transportformen und Me-
tabolite zu identifizieren und zu quantifizieren.
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Bakterielle Umsetzungen von Flavonoiden im Verdauungstrakt


Um die biologischen Effekte des Quercetins, seiner Angriffspunkte und die dabei ablaufenden Me-
chanismen zu verstehen, ist es notwendig, zwischen bakteriell vermittelten und systemischen Effek-
ten zu unterscheiden. Aus Ergebnissen eigener Untersuchungen ist zu schlussfolgern, dass
antikarzinogene, antiinflammatorische und antiartherosklerotische Effekte vorrangig systemisch er-
folgen, während präbiotische, immunprotektive und z. T. auch antioxidative Wirkungen bakteriell
vermittelt werden. Flavonoide können im Verdauungstrakt bakteriell abgebaut werden. Mittels der
Oligonukleotidsondentechnik wurden mehrere dazu fähige Spezies identifiziert. So gibt es Bakterien,
die Rutin hydrolysieren, aber das freigesetzte Quercetin nicht abbauen, weiterhin solche, die das
Aglykon abbauen, aber Rutin nicht spalten können. Außerdem wurden Spezies nachgewiesen, die
beides können. Bakterien, die Rutin nur hydrolysieren, sind in der Mundhöhle, sowie im Dünndarm
lokalisiert. Jedoch erst im Dickdarm wird das Ringgerüst der Flavonoide bakteriell abgebaut. Die be-
deutendste Rolle spielt dabei das Eubakterium ramulus. Es kann außer Rutin und Quercetinglukosi-
den auch Glykoside von Luteolin, Kaempherol und Naringenin abbauen und dabei das
Flavonoidgerüst als Kohlenstoff- und Energiequelle nutzen. Hervorzuheben ist, dass die Spaltung des
Aglykons anaerob erfolgt. Dabei wird zuerst die OH-Gruppe in 3-Stellung und die Doppelbindung im
C-Ring aufgehoben, ehe der Ring zum Chalkon gespalten und weiter zu 3,4-Dihydroxyphenylessig-
säure ( 3,4-DHPE), CO2 und Phloroglucinol umgesetzt wird. Phloroglucinol wird zu Acetat abgebaut.
3,4- DHPE passiert dann den enterohepatischen Kreislauf. Ein Teil der Verbindung wird dabei aus
dem Blut über die Niere ausgeschieden. Der Rest gelangt wieder über die Galle in den Darm und wird
mit dem Faeces abgegeben. CO2 wird über die Lunge abgeatmet.


Der von E. ramulus fermentierte Kohlenhydratanteil liefert als ein Endprodukt Butyrat. Diese kurz-
kettige Fettsäure ist nicht nur das wichtigste Substrat für den Energiestoffwechsel der Epithelzellen
des Dickdarmes sondern beeinflusst als Signalmetabolit auch die normale Differenzierung der Zellen.
Der präbiotische Effekt besteht somit darin, das Wachstum des E. ramulus und ähnlich wirkender Bak-
terien zu steigern und durch Fermentation von Kohlenhydraten eine ausreichende Zufuhr von Butyrat
den Epithelzellen der Dickdarmschleimhaut bereit zu stellen. Bei flavonoidfreier Kost fällt dagegen
die Anzahl von E. Ramulus um 90% ab und als Konsequenz daraus der luminale Butyratspiegel (3).


Resorption von Flavonoiden


Bis vor kurzem wurde in der Literatur die Auffassung vertreten, dass die β-glykosidische Bindung in
Flavonoiden ausschließlich bakteriell gespalten wird und deshalb nur das Aglykon resorbiert werden
kann. Dieses Postulat konnten Holger Pforte und ich in Experimenten mit keimfreien Ratten widerle-
gen. Das Studiendesign dafür umfasste 4 Tiergruppen. Den Ratten wurden entweder Lösungen, die
1mg Quercetin bzw. die entsprechende Menge an Isoquercitrin, Rutin oder Wasser enthielten, ge-
schlündelt. Im Abstand von 1 bis 24 Stunden wurde alle 4 Stunden eine Anzahl von Tieren jeder
Gruppe getötet. Die Flavonoide, ihre Umsetzungen und die Endprodukte wurden in den Wänden des
Magens und in denen der einzelnen Darmabschnitte sowie im Lumen des Gastrointestinaltraktes, im
Faeces, Blut, in den Nieren und im Urin analysiert. Die Ergebnisse belegten, dass sowohl Isoquerci-
trin als auch Rutin hydrolysiert wurden, obwohl keine Bakterienflora vorhanden war. Außer dem
Aglykon wurden methyliertes Quercetin, Isorhamnetin, und als Abbauprodukte 3.4-DHPE und Ho-
movanilinsäure (HVA) nachgewiesen. Der größte Anteil an Isorhamnetin wurde nach der Schlünde-
lung von Quercetin festgestellt. Da Isorhamnetin weniger antioxidativ wirkt, ist die Methylierung des
Aglykons als eine Schutzfunktion aufzufassen, durch die eine prooxidative Wirkung durch zu hohe
Quercetinspiegel verhindert wird. Bei Zufuhr von Rutin stieg dagegen die Quercetinkonzentration in
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den Epithelzellen des Verdauungstraktes weniger an, da die Deglykosylierung des Rutins der lang-
samste Schritt ist. Entsprechend weniger Quercetin wurde deshalb zu Isorhamnetin umgesetzt. Im
Plasma erreichte die Quercetinkonzentration nach 2 Stunden ein Maximum. Der Spiegel war bei den
keimfreien Tieren, die Isoquercitrin erhielten, höher als bei denen, die Rutin aufnahmen, da Glukoside
schneller gespalten werden. Reines Quercetin wurde dagegen wesentlich weniger und langsamer re-
sorbiert.


Auch in der Leber war Quercetin nach Zufuhr von Isoquercitrin am schnellsten nachweisbar. Dabei
zeigte sich ein biphasischer Verlauf mit 2 Maxima nach 2 und 12 Stunden. Außerdem traten in der
Leber Isorhamnetin, 3.4-DHPE und HVA auf. Bei den Tieren, die das Aglykon erhielten, dominierte
Isorhamnetin in der Leber; das Maximum wurde erst nach 8 Stunden erreicht. In der Niere wurden im
Gegensatz zur Leber keine freien Aglykone gefunden sondern nur glukuronidierte Quercetinverbin-
dungen und Isorhamnetin wie im Blutplasma. Maximale Spiegel wurden nach 8 Stunden festgestellt.
Ein kleiner Teil des Quercetins kann in der Leber auch oxidativ gespalten werden; denn wenn man
eine Leber mit einer Quercetinlösung durchströmt, findet man im Effluat 3,4-DHPE. Es ist zu vermu-
ten, dass die oxidative Spaltung des C-Ringes analog wie beim Abbau von Phenylalanin durch eine
Dioxygenase katalysiert wird. Die Tatsache, dass die Leber das bevorzugte Organ für die Konjugation
von Fremdstoffen ist, steht nicht im Gegensatz dazu, dass in der Leber nur freies Quercetin nachge-
wiesen wurde. Lebermikrosomen glukuronidieren in vitro auch Quercetin, die glukuronidierte Form
wird aber, da sie die Transportform darstellt, in vivo sehr schnell aus der Leber an das Blut und die
Galle abgegeben. Dagegen wird bei der Aufnahme des Flavonoids in die Gewebszelle jeweils das freie
Aglykon gebildet. 


Diese Befunde lassen folgende Schlussfolgerungen zu : Quercetinglykoside benötigen zur Degly-
kosylierung keine bakterielle β-Glykosidasen. In Übereinstimmung dazu wurden vor kurzem zwei β-
Glykosidasen in Dünndarmepithelzellen nachgewiesen, eine Lactasephlorizinhydrolase an der apika-
len Membran der Zellen und eine zytosolisch lokalisierte β-Glukosidase (4). Beide Enzyme hydroly-
sieren sehr gut Quercetin-3 und –4 Glukoside aber nicht Rutin. Die für diese Verbindung erforderliche
Hydrolase wurde noch nicht identifiziert. Folgendes Resorptionsmodell lässt sich derzeit für Querce-
tinglukoside ableiten: die Lactasephlorizinhydrolase, deren katalytisches Zentrum an der Zelloberflä-
che in das Darmlumen hineinragt, hydrolysiert die Glukoside und transportiert sie als Aglykon in die
Zelle. Außerdem werden Quercetinglukoside mit Hilfe des Glukosetransporters SGLT-1 in den En-
terozyten aufgenommen und dort durch eine spezifische β-Glukosidase gespalten. Die freigesetzten
Aglykone werden dann an den OH-Gruppen glukuronidiert und in die Blutbahn abgegeben. Tatsäch-
lich findet man im Blutplasma 5 verschiedene Quercetinglukuronide, die Hauptfraktion bildet aber
stets Quercetin, das an der 3-OH-Gruppe des C-Ringes glukuronidiert ist. Rutin wird ebenfalls als Gly-
kosid in die Zelle aufgenommen. Unterschiede in der Aktivität der Enzyme, die am Resorptionspro-
zess beteiligt sind, erklären die relativ großen individuellen Unterschiede, die in der Bioverfügbarkeit
der Flavonoide zu beobachten sind. Zusätzlich wird der Resorptionsvorgang durch die verschiedenen
Matrices bei den natürlich vorkommenden Flavonoiden beeinflusst. In den Pflanzen sind Flavonoide
bevorzugt mit Zellwandkomponenten assoziiert, deshalb ist ihre Bioverfügbarkeit auch von der Spal-
tung der Zellwandbestandteile abhängig. Aber auch dann können sich Flavonoide an Zellulosen und
Stärken binden, die sich im Darmlumen befinden. Zur Optimierung des Flavonoidspiegels für syste-
mische Effekte eignen sich deshalb besonders Quercetinglukoside und Glykoside, die z. B. aus Vor-
speisen schnell in die Epithelzelle aufgenommen, dort aber nur langsam gespalten und glukuronidiert
werden. Bakteriell vermittelte Effekte werden dagegen am besten durch Flavonoide gefördert, die erst
im Kolon aus komplexen Verbindungen der Pflanzen freigesetzt werden.
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Eine Speicherung von Flavonoiden findet weder im Fett noch in der Muskulatur statt. Durch diesen
Befund war die Voraussetzung gegeben, aus pharmakokinetischen Parametern der totalen Quercetin-
Resorption und –Elimination aus dem Plasma nach Gabe einer Einzeldosis von Quercetin-4-Glukosid
oder Rutin in reiner Form bzw. als Zwiebel oder Buchweizen die Halbwertszeit des Quercetins im Or-
ganismus zu berechnen. Sie lag für alle 4 Flavonoidquellen bei 11 Stunden (5).


Quercetin hemmt die Karzinomentwicklung im Darm


Die kolorektale Karzinogenese ist multifaktoriell bedingt. In der Ätiologie der Karzinome spielen
Genmutationen, Polymorphismen und Umweltfaktoren eine wichtige Rolle. Die häufigste primäre
Ursache kolorektaler Karzinome sind apc-Gen-Mutationen. Sie führen zur Ausbildung eines Stopco-
dons oder zur Verschiebung des Leserasters, wodurch bei der Translation eine verkürzte Polypepti-
kette des APC-Proteins resultiert. Die Tumorsuppressorfunktion ist bei einem verkürzten APC-
Protein aufgehoben. Dadurch wird eine Kaskade von nachfolgenden Mutationen in weiteren Tumor-
suppressorgenen und Onkogenen eingeleitet, die den Ablauf des Zellzyklus verändern. Sie manife-
stieren sich in einer Hyperproliferation der Darmschleimhaut und der Ausbildung von Polypen, aus
denen sich Adenome entwickeln, deren Wachstum zum Karzinom führt. Mutationen des apc-Gens
können hereditär sein oder spontan auftreten. Der Erbgang der hereditären Form ist autosomal domi-
nant und manifestiert sich bei heterozygoten Merkmalsträgern meistens ab dem 3. Lebensjahrzehnt
als familiäre adenomatöse Polyposis (FAP) im Dickdarm.


An einem apc-Gen defekten Min-Maus-Stamm, der das gleiche Krankheitsbild statt im Kolon im
Dünndarm entwickelt, überprüfte ich mit meiner Arbeitsgruppe den antikarzinogenen Effekt von
Quercetin. Das Studiendesign umfasste 5 Gruppen. Die erste Gruppe erhielt eine semisynthetische
Standarddiät, die zweite zusätzlich Quercetin in einer Konzentration von 14µg/g Futter. Der dritten
Gruppe wurde die Flavonoidmenge in Form von reinem Rutin verabreicht. Bei der vierten Gruppe
wurde als Rutinquelle Pulver von Buchweizenblättern eingesetzt. Das Futter der fünften Gruppe ent-
sprach dem der vierten, lediglich 10% der Kohlenhydrate waren durch resistente Stärke Typ3 (RS3)
ersetzt, die im Dünndarm nicht hydrolysiert und deshalb auch nicht resorbiert werden konnte, jedoch
im Dickdarm gut fermentiert wurde. Wie wirkte sich die unterschiedliche Zusammensetzung des Fut-
ters auf die Tumorbildung aus? (Tab.1) 


BWP : Buchweizenblätterpulver
RS3 : Resistente Stärke Typ 3
Fütterungsdauer: 60 Tage, Alter der Min-Mäuse 90 bis 110 Tage
Konzentration von Quercetin 14µg und von Rutin 47µg/g Futter


Tab.1: Antikarzinogene Wirkung von Quercetin bei apc-Gen defekten Min+/- Mäusen in Abhängigkeit von der Resorpti-
onsfähigkeit des Flavonoids


Durchschnittlich entwickelten die Tiere unter der Standarddiät 72 Polypen. Nur 8 kleine Polypen tra-
ten dagegen bei den Tieren auf, deren Futter reines Quercetin oder Rutin enthielt. Damit wurde zum
ersten Mal eine antikarzinogene Flavonoidwirkung experimentell unter in vivo Bedingungen belegt
(6). Dieser Effekt hing von der Resorption des Quercetins ab. Deshalb war er wesentlich geringer,
wenn statt des reinen Rutins Pulver von Buchweizenblättern als Flavonidquelle verwandt wurde;


Gruppe 1 2 3 4 5
Futter Standard +Quercetin +Rutin +Rutin u. BWP +Rutin, BWP u. 


RS3
Polypen 72 +/- 40,3 8 +/- 4,2 8 +/- 5,1 28 +/- 8,1 58 +/- 29,3
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denn aus dieser Matrix wurde nur eine geringe Menge von Rutin im Dünndarm freigesetzt. Nahezu
aufgehoben war die antikarzinogene Wirkung bei den Tieren, die zusätzlich RS3 erhielten. Die Ursa-
che dafür ist die Bindung von Rutin an RS3. Da diese Stärke erst im Dickdarm fermentiert wird, er-
folgt auch die Freisetzung dieses Rutinanteils erst im Dickdarm, wodurch eine Resorption im
Dünndarm verhindert wird. Die Tiere der 5. Gruppe waren dagegen durch eine besonders hohe Buty-
ratbildung im Kolon charakterisiert, da das gleichzeitige Angebot von RS3 und Rutin optimale Be-
dingungen für das Wachstum des E. ramulus einstellte. Wie wir in einer späteren Studie am
Dimethylhydrazin-Tumormodell der Ratte zeigten, lässt sich aber unter diesen Bedingungen eine
Karzinomentwicklung im Dickdarm vollständig unterdrücken (7). Ergebnisse zusätzlicher Experi-
mente bewiesen, dass der entscheidende Effekt für die antikarzinogene Wirkung hierbei präbiotisch
durch die Einstellung eines hohen luminalen Butyratspiegels zustande kommt (7). Diese Beispiele
veranschaulichen, dass gesundheitsfördernde Flavonoideffekte nur bei der richtigen Auswahl und
Verabreichungsform von Quercetinglykosiden zu erreichen sind.


Wodurch wird der direkte antikarzinogene Quercetineffekt bewirkt? Das Aglykon hemmt das
Wachstum intestinaler Tumore durch transkriptionale Veränderungen von Genen, die für den Ablauf
des Zellzyklus verantwortlich sind. Eine wichtige Rolle spielt dabei der zyklinabhängige Kinase
(CDK)- Inhibitor p21. Seine Expression ist in kolorektalen Tumoren gehemmt. Daraus resultiert eine
gesteigerte Proliferation der malignen Zellen. Quercetin steigert die Expression von p21, wodurch ein
Arrest der Zellen in der späten G1-Phase eintritt (8). Dieser Arrest wird unter Quercetin durch eine
parallele Abnahme von Zyklin E und –B unterstützt. Dadurch wird die Hemmung von p21 auf den
Zyklin-CDK 2-Komplex verstärkt. Zusätzlich blockiert p21 in der S-Phase den Zyklin A-CDK 2-
Komplex. Durch die Abnahme von Zyklin B verringert sich auch der mit CDK 1 komplexierte Anteil
in der G2-Phase, wodurch der Übergang von G2 in die M-Phase des Zellzyklus ebenfalls gehemmt
wird. Außerdem wird durch Quercetin eine Protease, Caspase 3, aktiviert, die eine Kernfragmentie-
rung der Tumorzellen ohne Zytotoxizität einleitet. Als proapoptotisch ist auch die Abnahme der COX-
2-mRNA durch Quercetin einzuschätzen. COX-2 ist in nahezu allen Tumoren hochreguliert und für
den Verlust der Wachstumskontrolle mitverantwortlich, der sich in einer Hemmung der Apoptose
(dem programmierten Zelltod) widerspiegelt.


Protektive Wirkungen von Rutin bei chronisch entzündlichen Darmerkrankungen


Unter dem Begriff der chronisch entzündlichen Darmerkrankungen (CED) werden Krankheitsbilder
unterschiedlicher Genese zusammengefasst. Dazu zählen der Morbus Crohn (MC), die Colitis Ulce-
rosa (CU), die lymphozytäre Colitis, die Pouchitis u.a.. Die Häufigkeit dieser Erkrankungen hat seit
dem Ende des 2. Weltkrieges besonders in den Industrieländern stark zugenommen. Die Prävalenzen
reichen derzeit für CU von 80 bis 157 und für MC von 27 bis 106 pro 10000 Einwohner. Trotz nach-
gewiesener genetischer Dispositionen, handelt es sich bei den CED um multifaktorielle Erkrankun-
gen, bei denen Veränderungen in der Zusammensetzung der intestinalen Mikroflora und im
Immunsystem, sowie Störungen der Resorption und Mikrozirkulation in der Dickdarmmukosa und
Belastungsfaktoren, zu denen Infektionen, Schadstoffe und die Ernährung zählen, eine entscheidende
Rolle spielen. Auffällig ist ein drastischer Anstieg an CED-Erkrankungen mit der klinischen Einfüh-
rung von Antibiotika und von nichtsteroidalen antiinflammatorischen Arzneimitteln. Ein ähnlicher
Bezug lässt sich zu Veränderungen im Ernährungsverhalten feststellen. Daraus wurde die Arbeitshy-
pothese abgeleitet, dass für die Manifestation von CED Störungen in der Wechselwirkung zwischen
intestinaler Mikroflora und Dickdarmschleimhaut bestimmend sind. Folgende experimentelle Daten
stützen diese Aussage: 1. Die Resorption der bakteriell gebildeten kurzkettigen Fettsäuren ist ge-
hemmt und damit auch der Energiegewinn durch die Oxidation von Butyrat. 2. Die Zellzahl der Eu-
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bakterien ist vermindert. Sie lässt sich durch Zufuhr von RS3 und Rutin weitgehend normalisieren. 3.
Die Konzentration der Kernfraktion des Transkriptionsfaktors NF-κB ist erhöht, wodurch Gene, die
für die Immun- und Entzündungsantwort verantwortlich sind, einschließlich der COX-2, hochregu-
liert werden. Durch Rutin und RS3 können diese Veränderungen unterdrückt und dadurch die Erkran-
kunge in einen Remissionszustand gebracht werden. Die Aktivitäten der Myeloperoxidase und
alkalischen Phosphatase nehmen ab, der intestinale Glutathionspiegel steigt wieder an und damit auch
die oxidative Belastungsfähigkeit. Ebenso nimmt auch die Wasserrückresorption aus dem Dickdarm
zu. Die Zellproliferation wird aktiviert, wodurch Defekte der Schleimhaut schneller abheilen und
neue Krypten gebildet werden (7).


Ausblick


Die aus epidemiologischen Untersuchungen abgeleiteten kardioprotektiven Flavonoideffekte, die auf
eine Hemmung der Oxidation von low density lipoproteins (LDL) und auf eine Verringerung myo-
kardialer postischämischer Schädigungen zurückgeführt werden, haben insbesondere industrielle Ge-
schäftsinteressen an Flavonoiden geweckt. Die schon lange angepriesenen Buchweizen- und
Kakaoprodukte sind nach der Beschreibung des französischen Paradoxons (weniger Herzkreislaufer-
krankungen bei Rotweingenuss) durch Rotweintabletten, Bonbons und Brotprodukte mit Zusätzen
von Extrakten aus roten Weintrauben u.a. ergänzt worden. In diesem Zusammenhang ist von Interes-
se, dass der Anteil an Flavonoiden, der mit dem Trester bei der Apfelsaft und Weinproduktion verlo-
ren geht, durch eine Zellulasebehandlung der Maische um eine Größenordnung verringern werden
kann (9). Wichtiger jedoch ist es, die wissenschaftlichen Erkenntnisse in einer normalen gesunden Er-
nährung umzusetzen.


Literatur 


1. Y. Brückner, A. Szent-Györgi: Vitamin P: Flavonols as Vitamins. Nature 138: 1057,1936
2. W. Heller, G. Forkmann: Biosynthesis of Flavonoids. In: The Flavonoids; Advances in research since 1986.


Ed. by J. B. Harborne Chapman & Hall, London 1989
3. R. Simmering, H. Pforte, G. Jacobasch, M. Blaut: The growth of flavonoid- degrading intestinal bacterium,


Eubacterium ramulus, is stimulated by in vivo. dietary flavonoids. FEMS Microbiology 40: 243–248, 2002
4. A. J. Day, F. J. Canada, J. C. Diaz, P. A. Kroon, R. Mclauchlan, C. B. Faulds, G.W. Plumb, M. R. A. Mor-


gan, G. Williamson: Dietary flavonoid and isoflavone glycosides are hydrolysed by the lactase site of lac-
tase phlorizin hydrolase. FEBS Letters 468: 166–170, 2000


5. E. Graefe, J. Wittig, S. Mueller, A. Riethling, B. Uehlke, B. Drewelow. H. Pforte, G. Jacobasch, H. Deren-
dorf, M. Veit: Pharmacokinetics and biovailability of quercetin glycosides in humans. J. Clin. Pharmacol.
41: 492–499, 2001


6. G. Jacobasch, S. Florian, H. Pforte. J. Hempel, K. Schmehl, D. Schmiedl: Inhibition of hereditary intestinal
carcinoma development by flavonoids. Dietary and Anticarcinogens and Antimutagens. Chemical and Bio-
logical Aspects. The Royal Soc. Chem. Cambridge 320–323, 2000


7. G. Jacobasch: Prävention und Therapie der kolorektalen Kanzerogenese und chronisch entzündlicher
Darmerkrankungen durch resistente Stärke Typ 3 Getreidetechnologie 58: 163–169, 2004


8. C. B. Matranga, G. I. Shapiro: Selective sensitization of transformed cells to flavopiridol-induced apoptosis
following recruitment to S-phase. Cancer Res. 62: 1707–1717, 2002 


9. S. Sembries, G. Dongowski, G. Jacobasch, K. Mehrlander, F. Will, H. Dietrich: Effects of dietary fibre-rich
juice colloids from apple pomace extraction juices on intestinal fermentation products and microbiota in
rats. Br. J. Nutrition 90: 607–615, 2003


Anschrift d. Verf.: Prof. Gisela Jacobasch, Ahornstr.4 , 16348 Wandlitz

 7





		Gisela Jacobasch

		Gesundheitsfördernde Wirkungen von Flavonoiden

		Struktur der Flavonoide

		Die Synthese von Flavonoiden

		Bakterielle Umsetzungen von Flavonoiden im Verdauungstrakt

		Resorption von Flavonoiden

		Quercetin hemmt die Karzinomentwicklung im Darm

		Protektive Wirkungen von Rutin bei chronisch entzündlichen Darmerkrankungen

		Ausblick

		Literatur






Leibniz Online
Jahrgang 1/2005, Heft 1


www.ls-journal.de
ISSN xxxx-xxxx

Laudatio für Dieter B. Herrmann, anläßlich der 
feierlichen Verabschiedung Dieter B. 
Herrmanns, Direktor der Archenhold-
Sternwarte und des Zeiss-Großplanetariums 
Berlin am 10. Sept. 2004


Lieber Prof. Herrmann, sehr verehrte Damen und Herren,


als mich unlängst Ihre Mitarbeiter anriefen und fragten,
ob ich nicht am heutigen Tag Ihre Laudatio übernehmen
könne, da dachte ich natürlich gleich an die herzlichen
Worte, die Ihr langjähriger Weggefährte und Freund E.
Rothenberg anlässlich Ihres 65. Geburtstages für Sie ge-
funden hat und fragte mich, ob nicht besser ein älterer
Kollege hier sprechen sollte, jemand, der Sie schon viel
länger als ich kennt. Allerdings beschlich mich auch eine
gewisse Ahnung, die sich etwa wie folgt umschreiben
lässt:


Die Planetarier und Archenholdler haben von Ihnen
viel über Wissenschaftsgeschichte gelernt und wissen,
dass man eine Person in ihrem Wirken und Schaffen nur
dann richtig beurteilen kann, wenn man sie sich auch an-
hand von Berichten, Erzählungen und Publikationen „er-
arbeiten“ muss. Eine Rückfrage ergab, dass ich meine
Aufgabe hier tatsächlich so verstehen soll und wohl auch
verstehen muss. Denn obwohl ich Sie persönlich seit nun-
mehr fast genau 15 Jahren kenne, haben Sie so unglaub-
lich viel vor dem Herbst 1989 – dem Augenblick meines
Eintreffens an der Archenhold-Sternwarte – geleistet,
dass ich tatsächlich historische Studien betreiben musste,
um Ihre Beiträge zur Wissenschaft, zu deren Popularisie-
rung und natürlich auch Ihre Arbeit als Direktor richtig
würdigen zu können. Um es aber gleich vorwegzuneh-
men, auch ich werde mir natürlich nicht nehmen lassen,
einige persönliche Erinnerungen einzuflechten.


Bereits die Tatsache, dass ich im Herbst 1989 an die
Archenhold-Sternwarte kam, hat viel mit Ihrer Arbeit vor


1989 zu tun. Ende der achtziger Jahre etablierte sich in der
DDR so etwas wie ein Austauschprogramm für Studen-
ten. Junge Leute sollten von Hochschulen und Universi-
täten an herausragende Einrichtungen geschickt und dort
gefördert werden, die Archenhold-Sternwarte war in die-
ses Programm einbezogen worden. Planetarium und
Sternwarte hatten eine herausgehobene Stellung, weil sie
multifunktional wahrgenommen wurden: als einflussrei-
che Forschungsstätten, als Museen, als Orte des Schulun-
terrichtes, als Stellen, an denen immer wieder besonders
herausragende Kulturveranstaltungen stattfanden, als
Volkssternwarte, als öffentliche Bibliothek, die sowohl
von Wissenschaftlern als auch interessierten Laien ge-
nutzt werden konnte, als Einrichtungen, in denen der be-
kannte AHA-Prof. Herrmann als Direktor tätig war, als
Orte, von denen aus der Direktor und viele seiner Mitar-
beiter unermüdlich durch das Land zogen, um die Men-
schen in öffentlichen Vorträgen für die Astronomie zu
begeistern.


Diese Popularität in Verbindung mit dem hohen wis-
senschaftlichen Ruf – und die dadurch gewonnenen und
immer wieder verteidigten Freiräume – verdankten die
Einrichtungen in erster Linie Ihnen: Anfang 1970 waren
Sie als frisch promovierter Astronomiehistoriker an die
Archenhold-Sternwarte berufen worden, 1976 erfolgte
der Ruf zum Direktor der Sternwarte und 1987 zum Leiter
des Zeiss-Großplanetariums. Schon 1977 hatte ihre Mo-
deratorentätigkeit bei der bekannten populärwissen-
schaftlichen Sendung „AHA“ im DDR-Fernsehen begon-
nen, daher auch die schon erwähnte Namensgebung
AHA-Professor. Diejenigen unter uns, die das DDR-Fern-
sehen erlebt haben, wissen: So einen netten und sympa-
thischen Spitznamen hat das Fernsehpublikum im Osten
nur wenigen Moderatoren vergeben. 


Parallel zu dieser in der breiten Öffentlichkeit wahr-
genommen Entwicklung haben Sie sich auch weiterhin
der Wissenschaft gewidmet: 1986 erfolgte die Habilitati-
on, kurz darauf die Berufung zum Honorarprofessor an
die Humboldt-Universität, gegenwärtig lehren Sie an der
Technischen Universität in Berlin. 
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Rückblickend und ganz nüchtern beurteilt, erscheint
es irgendwie zwingend, dass nach dem Zusammenbruch
der DDR zunächst erst einmal jedes Modell, das man für
Planetarium und Sternwarte in der Berliner Verwaltung
entwickelte, die in beiden Häusern vorhandene und durch
Sie repräsentierte Vielfalt nicht abzubilden vermochte,
was zu schmerzlichen Einschnitten führte. Übrigens
konnte ich 1989 selbst kaum glauben, was ich hier erlebt
habe: Als ich in den ersten Tagen so durch das Haus wan-
derte, um die Kollegen näher kennen zu lernen, da traf ich
auf einen technischen Direktor, der einen Sternkalender
herausgab und sich zu diesem Zwecke gerade in Epheme-
ridenrechnungen versenkt hatte, sein Stellvertreter foto-
metrierte Sternbedeckungen durch den Mond, der
technische Mitarbeiter baute in seiner Werkstatt einen
Plotter, für den er eine eigene Ansteuerungssoftware ent-
wickelt hatte, der Personalchef kehrte soeben von einer
Dienstreise aus der damaligen Tschechoslowakei zurück,
der Leiter der Abteilung Wissenschaftsgeschichte arbei-
tete gerade für längere Zeit zu Hause, weil er dringend
eine Monographie fertig stellen musste und ihre Frau be-
eindruckte mich mindestens ebenso tief, als sie einer
Gruppe von offenbar Leitungskadern aus Sachsen, bei de-
nen irgend etwas mit der Besichtigung im Treptower Eh-
renhain nicht geklappt hatte und die jetzt unangemeldet
hier auftauchten, freundlich aber resolut bedeutete, man
könne hier im Haus nicht einfach so aufkreuzen und eine
Führung erwarten. Damit hatte sie auch recht, denn prak-
tisch ohne Pause strömten im Stundentakt die Führungs-
gruppen ins Haus. 


Mindestens ähnlich vielfältig wie in der Sternwarte
waren die Aktivitäten im Planetarium. Die Kollegen mö-
gen mir verzeihen, dass ich keine konkreten Erinnerungen
an die einzelnen Projekte dort habe, weil ich mich zu-
nächst nur in der Sternwarte aufhielt.


Für das Einräumen der gerade erwähnten Freiheiten
sind Ihnen Ihre Mitarbeiter sehr dankbar; Jürgen Hamel
bat mich, seine Einschätzung hierzu unbedingt mitzutei-
len. Er schrieb mir:


„Herrmann entwickelte an der Sternwarte und im Pla-
netarium einen Mitarbeiterstab aus ehemaligen Mitglie-
dern in Arbeitsgemeinschaften und Amateurastronomen,
die sich vor allem auszeichneten durch ihr brennendes In-
teresse an der Arbeit. Herrmann war darin mit seiner ver-
trauensvollen und unaufdringlichen Forderung und
Förderung und Unterstützung der unbestrittene Mittel-
punkt. Seine Persönlichkeit als langjähriger Direktor war
eine wesentliche Voraussetzung für die gedeihliche Ent-
wicklung dieses Hauses. Um ihn scharten sich jahrelang
Mitarbeiter, die von ihrer Arbeit begeistert waren, nicht
auf Arbeitszeiten und Geld sahen, sondern sich der Astro-
nomie und diesem ehrwürdigen und doch so lebendigem
Haus widmen wollten. Man fand in Herrmann einen je-
derzeit aufmerksam zuhörenden Chef, der seine Mitarbei-


ter gern eigene Ideen verfolgen ließ, wenn sie Erfolg
versprachen, der stets gern Ideen und Anregungen ande-
rer anerkannte und würdigte.“


Doch kommen wir zu meinem unmittelbaren Auftrag
zurück, mit dem die folgende Frage verknüpft ist. Sie lau-
tet: Mit welchen Leistungen haben Sie sich in die Annalen
dieses Hauses eingeschrieben, was wird die Zeiten über-
dauern und – ganz pragmatisch gedacht – was sollte sich
der neue Direktor unbedingt zum Vorbild nehmen? Dar-
auf gibt es viele Antworten, aber unheimlich schwierig ist
es, diese Antworten zu sortieren – ein Problem, das durch
die Vielfalt Ihres Schaffens verursacht wird:


Ihr Buch „Geschichte der Astronomie von Herschel
bis Hertzsprung“ – übrigens nur eines von insgesamt 31
– ist erstmals 1975 erschienen, dann in noch drei weiteren
Auflagen, wobei die letzte, 1984, dadurch herausragt,
dass sie ins englische übersetzt und bei Cambridge Uni-
versity Press erschienen ist. In der deutschen Version fand
dieses Buch ein nach zehntausenden Lesern zählendes
Publikum und wurde in vielen astronomiehistorischen
Arbeiten zitiert, in der englischen Version fand es Ein-
gang in nahezu alle seither erschienenen einschlägigen
wissenschaftlichen Monographien zur Geschichte der
Astronomie und Astrophysik.


Unter den Teilgebieten Ihres wissenschaftshistori-
schen Schaffens will ich diejenigen herausheben, bei de-
nen Ihre Bedeutung als Historiker bereits feststeht: Sie,
der Sie sich mit den Pionieren in der Astronomie beschäf-
tigt haben, also mit Leuten, die originelle Ideen in die Ent-
wicklung neuer Fachgebiete eingebracht haben, gelten
inzwischen selbst als Pionier – nämlich als einer der Er-
sten, der die Herausbildung der Astrophysik als eigen-
ständiges Fachgebiet untersucht hat. Zahlreich sind Ihre
Untersuchungen hierzu, Höhepunkte bilden Ihre 1994 im
Springer-Verlag erschienene Hertzsprung-Biographie und
Ihre Arbeiten über Zöllner.


Ihre besondere wissenschaftliche Liebe galt und gilt
der quantitativen Wissenschaftsgeschichte - als dem Be-
streben, die Entwicklung der Wissenschaft und ihrer Teil-
gebiete selbst quantitativ, am besten durch
mathematische Gleichungen, zu erfassen. Nun sollte man
eigentlich erwarten, dass Forscher, die in den exakten Na-
turwissenschaften zu Hause sind, dem Versuch offen ge-
genüberstehen, auch nach exakt zu bemessenden
Kennziffern zu suchen, welche die Entwicklung ihrer ei-
genen Wissenschaft charakterisieren können. Aber diese
optimistische Erwartung, die Sie an Ihre seit den siebziger
Jahren erschienenen Untersuchungen zu diesem Thema
geknüpft hatten, wurden damals nicht ganz erfüllt. Heute,
im Zeitalter des sogenannten Forscher-, Hochschul- und
Standortrankings sieht man die Notwendigkeit zur quan-
titativen Erfassung der Wissenschaftsentwicklung fast
schon als Selbstverständlichkeit an und die Zielrichtung
einiger Ihrer klassischen Arbeiten hierzu – etwa zur Sta-
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tistik der Sternwartengründungen – kann heute ernsthaft
kein Forscher mehr anzweifeln. Natürlich werden neue
Daten immer wieder zur Abwandlung der zugrunde lie-
genden mathematischen Modelle führen, aber als For-
scher ist Ihnen das freilich eine geläufige Tatsache. Ihnen
kam und kommt es – wie Sie mir einmal sagten – in erster
Linie darauf an, dass man diese spezielle Forschungsrich-
tung überhaupt systematisch für die Astronomie betreibt.
Ihnen kommt das Verdienst zu, hier als einer der Allerer-
sten gearbeitet zu haben.


Um Ihre Erfolge als Popularisator der Wissenschaften
richtig würdigen zu können, muss man zunächst darauf
hinweisen, dass derzeit in Deutschland mit Ausnahme der
Biologie alle Naturwissenschaften in einer tiefen Nach-
wuchskrise stecken: Viel zu wenig Schüler interessieren
sich für die Wissenschaft, die Leistungskurse, die es an
den Gymnasien für Physik gibt, kann man in manchen
Bundesländern fast an den Fingern beider Hände abzäh-
len. Wie man heute weiß, hat man gerade in der Physik
versäumt, für die Phase der Lebensorientierung junger
Leute attraktive und ansprechende Angebote zu entwik-
keln - quasi um sie erst einmal auf die Seite der Wissen-
schaft zu ziehen. Wie man gerade das bewerkstelligen
kann, darüber haben Sie sich schon sehr frühzeitig Gedan-
ken gemacht: 


Als neues Element ist hier die vor fünfundzwanzig
Jahren noch umstrittene, heute weithin geläufige Verbin-
dung zwischen Wissenschaft und Kunst zu nennen. In un-
terschiedlichen Veranstaltungen in Planetarium und
Sternwarte wurden Musikeinspielungen eingesetzt, Texte
wurden auf professionelle Weise von bekannten Schau-
spielern gesprochen, wissenschaftliche Shows konzipiert,
bei denen sich die Wissenschaft harmonisch in die Unter-
haltung einfügte und dabei wohltuend dominierend blieb.
Mir fällt hierzu eine Erinnerung aus meinen Kindheitsta-
gen ein – zu Zeiten, als Sie in der AHA-Sendung im Fern-
sehen schon mit Wissenschaft Fernsehunterhaltung
betrieben haben, fuchtelte noch so man anderer Modera-
tor an einem Schreibtisch mit farbigen Holzkugeln her-
um, um das Planetensystem zu erklären. Die Aufgabe,
Konzepte im Herrmannschen Sinne zu entwickeln, um
Menschen für die Wissenschaft zu begeistern, ist aktuel-
ler denn je, die Zukunft unserer Gesellschaft hängt näm-
lich davon ab.


Es scheint das Schicksal der Direktoren hier im Hause
zu sein, neben ruhigen Tagen auch immer wieder Um-
bruchsituationen zu erleben. Ihre Aufgabe sollte es sein,
für Sternwarte und Planetarium einen neuen Platz in der
gesamtberliner Kultur- und Wissenschaftslandschaft zu
finden. Die damit verbundene Odyssee hat ihre Spuren
hinterlassen. Einerseits konnte aus verschiedenen Grün-
den nicht die ganze Vielfalt Ihres Schaffens gerettet wer-
den und manche Träne ist während der Umstrukturierung
geflossen. Andererseits präsentieren sich die Häuser heu-


te im renovierten Zustand, sind mit neuer Technik ausge-
rüstet und Touristen wie Berliner besuchen Planetarium
und Sternwarte in immer größerer Zahl. Den hier Anwe-
senden ist bewusst, dass beide Häuser mit großer Wahr-
scheinlichkeit ihre jetzige gesicherte Daseinsform ohne
Sie nicht erlangt hätten.


Sie wären nicht Sie, wenn es nicht auch schon wieder
Anstrengungen gäbe, um die stellenweise eingebüßte Pio-
nierrolle in bestimmten Arbeitsfeldern wieder zu erlan-
gen. Erinnert sei hier an die Fachtagung über den
Astrophysiker Friedrich Zöllner, die unlängst an der
Sternwarte erfolgte. Eingeweihte wissen auch längst, wie
innig die „Acta Historica Astronomiae“ mit Ihrem Hause
verbunden ist, jene vor wenigen Jahren neu gegründete
astronomiehistorische Schriftenreihe, die sich gerade an-
schickt, eine beachtetes internationales Fachblatt zu wer-
den. Und es gibt keinen Zweifel, dass Sie in den nächsten
Jahren immer neue Arbeitsfelder an beiden Einrichtungen
etablieren würden, wenn, ja wenn Sie nicht heute das Heft
des Handelns aus den Händen geben müssten.


Ein Historiker lebt zumeist nicht einfach so in den Tag
hinein. Hat ihn das Leben an eine exponierte Position ge-
bracht, dann stellt er berufsbedingt etwas häufiger als an-
dere die Frage, wie man sein Handeln später beurteilen
wird. Und so werden auch Sie sich – natürlich – gefragt
haben:


Werden meine wissenschaftlichen Leistungen Be-
stand haben? Wird man von mir sagen können, dass ich
Menschen für meine Wissenschaft begeistert habe? Wird
man mich als Direktor sehen, der die Tradition der Fami-
lie Archenhold mit herausragenden Leistungen fortge-
setzt und bereichert hat?


Ich will Ihnen hier die Antwort auf diese Fragen ge-
ben. Ja, man wird!


Nachsatz: Aus Anlaß des 65.Geburtstages des Mitglieds
unserer Gesellschaft erschien eine Festschrift „Wege der
Erkenntnis“, in der Reihe „Acta Historica Astronomiae“,
Band 21, ISBN 3-8171-1744-2, mit wissenschaftlichen
Beiträgen und einer Bibliographie der wissenschaftlichen
Veröffentlichungen Herrmanns (weitere Angaben und
Zusammenfassungen aller Beiträge unter: 
http://www.astro.uni-bonn.de/~pbrosche/aa/acta) 


Oliver Schwarz
unter Mitwirkung von Jürgen Hamel


Anschriften d. Verf.: Dr. Jürgen Hamel, c/o Archenhold-
Sternwarte, Alt-Treptow 1, D-12435 Berlin; Oliver 
Schwarz, Universität Landau, 94405 Landau, Im Fort
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Jürgen Hamel


Kosmische Rhythmen, weltumspannende Harmonien
Alternative Versuche zur Stellung des Menschen in der Welt von der Antike bis zur 
frühen Neuzeit


Perioden der Planetenbewegung als Gegenstand der Astronomie


Spricht man über das Thema Rhythmus, werden die meisten Menschen sicherlich an etwas mit der
Musik verbundenes denken, an mitreißende Rhythmen, an einzelne Musikrichtungen, wie „Rhythm
and Blues“. Erst auf Nachfrage mögen Begriffe fallen, wie Tag-Nacht-Rhythmus, Rhythmus der Jah-
reszeiten, der Rhythmus der Woche, d.h. der Wechsel von Arbeitstagen und einem freien, vielleicht
auch mit Arbeit verbundenen, aber doch frei gestaltbaren Wochenende oder der Rhythmus des Herz-
schlages.


Da ich in den nächsten Abschnitten verschiedene Exkurse unternehmen möchte, soll gleich ein-
gangs ein Beispiel folgen, damit ersichtlich wird, worauf ich mit dem Thema der „kosmischen Rhyth-
men“ prinzipiell hinaus möchte: Rhythmen, die mit dem Tag, der Woche oder dem Jahr
zusammenhängen, finden in unseren Kalendern ihren Niederschlag. Doch es gibt weitere Rhythmen,
die sich, wie die des Kalenders, auf die Bewegung der Himmelskörper beziehen. Es sind Rhythmen,
die für uns heute kaum eine Rolle spielen, denen jedoch der Mensch vergangener Zeiten eine große
Bedeutung beimaß. Diese Rhythmen kommen uns reichlich versteckt vor, sie sind nicht erfaßbar durch
tradierte Wissenschaftssysteme, doch sind sie es wert, einer Untersuchung zugeführt zu werden. Wor-
um es geht ist natürlich klar, um die Astrologie – sagen wir um eine Betrachtung der Astrologie, die
kulturhistorisch motiviert ist.1


Der Wechsel der Mondphasen ist nachweislich ein elementares Erlebnis früher Naturbeobachtung.
Astronomisch erfolgt er mit einer Periode von etwa 29 Tagen, 12 Stunden, 44 Minuten, 2,8 Sekunden.


1. Es soll hier und im folgenden nicht jedesmal darauf verwiesen werden, daß die Lehren der Astrologie zwar in den
Zeiten, die hier betrachtet werden, als wissenschaftlich geltend einen bdeutenden Platz in der Naturerkenntnis ein-
nahmen, jedoch im Laufe der Zeit, besonders seit der Zeit um 1700 am Ende ihre wissenschaftliche Berechtigung
verloren. Und es liegt mir daran zu betonen, daß die historische Astrologie nicht mit der heutigen – sogenannten –
Astrologie verbunden werden darf, die vor allem dem Streben nach materiellem Gewinn, nicht der Erkenntnis der
Welt verbunden ist. Dies wird allgemein als Konsens vorausgesetzt.

 1







Jürgen Hamel Leibniz Online, Jahrgang 1/2005, Heft 1
Kosmische Rhythmen, weltumspannende Harmonien

Die Astrologie entwickelt auf den später noch zu erörternden Qualitäten des Mondes einen in sehr ver-
schiedener Weise ausgeprägten Rhythmus. „Von der Konjunktion [Neumond] bis zum Halbmond
wirkt so der Mond mehr feuchtend, von da bis zum Vollmond mehr wärmend. Von dort weiter bis
neuerdings zum Halbmond trocknend, von dieser Stelle ab bis zum verfinsterten Neumond kältend.“2


Dies wird in Bild 1 veranschaulicht.


Bild 1. Die Periode der Mondphasen begründet kosmische Rhythmen, die in der Astrologie beschrieben werden. Es han-
delt sich um einen rhythmischen Wechsel von Kräften, die wärmend, kältend, feuchtend oder trocknend wirken.


Nach astrologischer Lehre begründet der Mondphasenwechsel den Rhythmus von Feuchtigkeit und
Trockenheit, von Wachstum und Absterben im Reich der Pflanzen, der Tiere, aber auch des Men-
schen, was man in dem Bild des Auf- und Abschwellens  natürlicher Kräften fassen kann. Damit wie-
der zur Systematik des Themas; ich komme auf mein Beispiel noch einmal zurück.


Die Beschreibung der Bewegung der Himmelskörper, die Feststellung ihrer Umläufe, seien diese
gedacht um die in der Weltmitte ruhende Erde, oder um die in dieser ruhende Sonne, obliegt der astro-
nomischen Forschung. Aus jahrzehnte- und jahrhunderteumspannenden Beobachtungen leitet der
Astronom Umlaufperioden der Planeten mit höchster Genauigkeit ab und macht ihre Bewegungen be-
rechenbar. Der Mensch kommt in dieser Wissenschaft nicht vor. Die Bewegung der Himmelskörper
vollzieht sich unabhängig und außerhalb seines Beobachtens und Denkens.


Die Motive dafür, warum der Mensch geistige Kraft sowie materielle und finanzielle Mittel daran
setzte, die Bewegung der Himmelskörper und ihre Stellung am Himmel zu einem (fast) beliebigen
Zeitpunkt zu wissen, waren historisch sehr unterschiedlich. Stets gab es jedoch gesellschaftliche Be-
dürfnisse, die hierfür ausschlaggebend wurden und die sich dann in den die Forschung ausübenden
Personen als individuelle Bedürfnisse, im Rahmen gesellschaftlicher Möglichkeiten äußerten. Eines
der bedeutendsten dieser Bedürfnisse, am bedeutendsten, weil am tiefsten ausgeprägt und historisch
über den längsten Zeitraum wirkend, war die Astrologie. Der Rhythmus der Gestirne ist astronomisch
bedeutungslos – hier geht es nur um Umlaufzeiten, um Perioden. Die sich aus diesen Perioden erge-


2. Ptolemäus, Claudius: Tetrabiblos. Ins Deutsche übertragen von Erich Winkel, 2. Band. Berlin 1923, S. 27

 2







Jürgen Hamel Leibniz Online, Jahrgang 1/2005, Heft 1
Kosmische Rhythmen, weltumspannende Harmonien

benden Rhythmen bleiben, weil nur für den Menschen von Bedeutung, außerhalb der Betrachtung;
den Gegenstand der Astronomie betreffen sie ja nicht. D.h. die Feststellung, daß sich die Sonne mit
einer Periode von 365 Tagen, 5 Stunden, 48 Minuten und etwa 46 Sekunden scheinbar um die Erde
bewegt, ist Astronomie. Der sich daraus ergebende Rhythmus der Jahreszeiten bleibt in diesem Rah-
men außerhalb des Interesses. Die jahreszeitliche Rhythmik ist eine Fragestellung der Verbindung des
Himmels mit der Erde im allgemeinen und des Himmels mit dem Menschen im speziellen.


Die Welt als kosmischer Organismus


Zunächst: Spricht man über Astrologie, fühlt man sich oft verpflichtet, so etwas wie eine Entschuldi-
gung oder wenigstens Begründung für diesen Gegenstand abzugeben, scheint sie doch auch heute
noch nicht als Objekt wissenschaftshistorischer Forschung anerkannt zu sein. Dennoch kann nicht be-
stritten werden, daß die Astrologie in mehrfacher Hinsicht eine bedeutende Rolle in der Geistesge-
schichte gespielt hat und das nicht nur als negative Größe. Seit antiker Zeit, bis in das 17. Jahrhundert
hinein, stellt die Astrologie auch den Versuch dar, die Erkenntnis der Welt auf Bereiche auszudehnen,
die den zeitgenössischen Möglichkeiten der Naturforschung teilweise oder ganz verschlossen blieben,
also Grenzen der Erkenntnis zu überwinden.3 Daß wir heute um die Fehlerhaftigkeit dieser Denkan-
sätze wissen, relativiert zwar deren Bedeutung, darf jedoch nicht zu deren Negierung als Thema der
Forschung führen.


Zu diesen Denkansätzen der Astrologie, die der zeitgenössischen Astronomie verschlossen waren,
gehört die Frage nach der Stellung des Menschen in einem kosmischen Gesamtzusammenhang, der
Verbindung des Mikro- mit dem Makrokosmos. Die antike Wissenschaft teilt die Welt auf geozentri-
scher Grundlage in zwei strikt voneinander getrennte Bereiche, den sublunaren und den supralunaren,
die durch die Sphäre des Mondes voneinander geschieden sind (Bild 2). Diese Trennung fand ihre em-
pirische Begründung in sehr unterschiedlichen Verhältnissen in beiden Bereichen. Sind im sublunaren
und damit auf der Erde, Veränderung, Entwicklung und Niedergang, Unregelmäßigkeit und Unstetig-
keit das kennzeichnende Merkmal, so im supralunaren Weltbereich die Harmonie und Ordnung der
kreisförmigen Bewegungen, die Schönheit und Göttlichkeit, kurz das Kosmische in seiner eigentli-
chen Bedeutung. Zwar bleibt die Welt als Ganzes von Himmel und Erde z.B. bei Aristoteles im Prinzip
einer einzigen Harmonie, einer „einzigen alldurchdringenden Kraft“4 durchaus erhalten, doch entsteht
die Frage, wie diese Beziehung zwischen „Oben“ und „Unten“ im einzelnen zu denken ist. Sie ledig-
lich auf die Entstehung der Jahreszeiten hin zu deuten, wäre kein befriedigendes Ergebnis.


Die Astronomie war nicht in der Lage, zur Lösung der Frage der Beziehungen zwischen Himmel
und Erde, damit zwischen Mensch und Kosmos, einen Beitrag zu leisten. Spätestens seit dem 3. Jh.
v. Chr. war sie auf die rein mathematische, d. h. vorwiegend geometrische Beschreibung der Bewe-
gungsphänomene der Himmelskörper festgelegt, ohne Aussagen über die Realität dieser mathemati-
schen Modelle treffen zu müssen, ja treffen zu dürfen. Die Weltmodelle der Astronomie wurden als
rein hypothetisch gedacht, ohne Anspruch darauf, den wahren Weltbau darzustellen.5 Da die Aufgabe
der Astronomie darin bestand, für eine Berechnung der Örter der Himmelskörper in Vergangenheit
und Gegenwart Sorge zu tragen, war auch die Frage nach der Natur der Himmelskörper aus dem Ge-
genstand dieser Wissenschaft ausgeschlossen. 


3. Hamel, Jürgen: Die Astrologie als Versuch einer „anderen Welt“ oder der Mensch im Kosmos. Vision umd Realität
im Ablauf von Jahrhunderten. In: Die Sterne 69 (1993), S. 15–25


4. Aristoteles: Meteorologie. Über die Welt. In: Ders., Werke, Bd. 12. Berlin 1979, S. 250
5. Hamel, Jürgen: Nicolaus Copernicus. Leben, Werk und Wirkung. Heidelberg [u.a.] 1994, S. 36–49, 267–287
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Bild 2. Das geozentrische Weltbild nach Peter Apian (Cosmographia. Antwerpen 1539).


Doch die Klärung des Verhältnisses zwischen Mensch und kosmischer Umwelt, soll sie den Rahmen
reiner Spekulation verlassen, kann nur auf physikalischen Aussagen der Natur der Planeten und der
anderen Himmelskörper sowie der großräumigen Struktur des Kosmos beruhen. Hier stoßen wir auf
zeitbedingte Erkenntnisgrenzen.


Elemente kosmischer Rhythmen: Die „Natur“ der Himmelskörper und der Tierkreiszeichen


Angesichts dieser Tatsachen suchen wir in astronomischen Werken vergeblich nach Antwort auf Fra-
gen nach der Natur der Himmelskörper, nach kosmischen Rhythmen. Der Mensch spielt hier nur in-
sofern eine Rolle, als er im Mittelpunkt der Welt stehend, als Betrachter des Ablaufs der
Weltmaschine gedacht wird. Weitergehende Fragen blieben im wesentlichen der Philosophie und
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Theologie vorbehalten, in deren Rahmen oft Gedanken großer Tragweite entwickelt wurden, die je-
doch stets an ihrem mangelnden naturwissenschaftlichen Zugriff eine Beschränkung erfuhren.


Wollen wir der Suche nach einem Zugang zur Frage der Stellung des Menschen in der Welt, der
durch kosmische Rhythmen vermittelten Bedeutung der Himmelskörper für den Menschen, der Ein-
heit von sub- und supralunarer Welt nachspüren, müssen wir einen anderen Weg als den der Astrono-
mie einschlagen und der führt zur Astrologie.


Die unterschiedlichen inhaltlichen Zuweisungen für Astronomie und Astrologie lassen sich anhand
der Werke von Claudius Ptolemäus darstellen. Die Astronomie ist für ihn mit Berufung auf Aristoteles
eine mathematische Disziplin, die „Wissenschaft von den ewig sich gleichbleibenden Dingen“, wie
er im „Almagest“ schreibt.6 Die Astronomie solle die sich in den Ortsveränderungen offenbarende Be-
wegung erforschen, hinsichtlich der Himmelskörper und den Weltbau Gestalt, Quantität, Größe, Raum
und Zeit und ähnliches ergründen.7 Dagegen solle die Astrologie, aufbauend auf der Astronomie, den
Wissensbereich des Menschen ganz erheblich erweitern, auch wenn dies nach unseren Einsichten nur
eine scheinbare Erweiterung darstellt. In seinem Werk „Tetrabiblos“ schreibt Ptolemäus, daß die
Astrologie auf zweifacher Grundlage bauen müsse: „Die eine, welche auch naturgemäß zuerst Beach-
tung erfahren muß und das Fundament darstellt, ist die Beobachtung, durch die wir zu jedweder Zeit
die Bewegung der Sonne, des Mondes und der übrigen Gestirne festzustellen imstande sind. Die zweite
dagegen ist die Untersuchung, durch welche wir die Veränderungen zu erkennen trachten müssen, die
diese Bewegungen in den Erdenkörpern verursachen, nämlich inwiefern diese Veränderungen in der
irdischen Welt den Stellungen der Gestirne entsprechen, wobei wir eben wieder von den natürlichen
Eigenschaften der Gestirne auszugehen pflegen.“8 


Das Stichwort, auf das es hier zunächst ankommt, ist das der „natürlichen Eigenschaften der Ge-
stirne“, eben der Natur der Himmelskörper. Diese waren, wie schon festgestellt, mit astronomischen
Methoden nicht zugänglich, wohl aber der Betrachtungsweise der Astrologie. Um zu verdeutlichen,
was Ptolemäus unter der „Natur“ eines Planeten verstand, sei ein Beispiel gegeben: „Der Planet Jupiter
nennt eine gemäßigte Natur sein eigen, da er die Mitte hält zwischen der kältenden Wirkung Saturns
und der brennenden, verzehrenden des Mars. Ebenso wärmt und feuchtet er, da jedoch die wärmende
Kraft vorherrscht, so werden die Winde von ihm zu befeuchtendem Wirken angefacht.“9


Solcherart „Naturbestimmung“ hat in der Geistesgeschichte eine lange Tradition. Nachdem die Be-
obachtung des Himmels bestätigte bzw. zu bestätigen schien, daß ein Zusammenhang zwischen irdi-
schem Leben und himmlischen Erscheinungen gegeben ist, was bis in vorgeschichtliche
Kulturepochen zurückverfolgt werden kann, suchte man nach einer genaueren Bestimmung dieser Zu-
sammenhänge, eben nach der „Natur“ der Himmelskörper. Diese waren beispielsweise aus Eigentüm-
lichkeiten der Bewegung und des Aussehens der Planeten zu gewinnen. Hieraus wurden Symbolketten
entwickelt, die am Ende die „Natur“ des Himmelskörpers und, damit verbunden, dessen Wirkung auf
irdisches Geschehen offenbaren sollten. Besonders leicht durchschaubar ist der Mondsymbolismus,
der sich speziell in Hinsicht auf die Lichtphasen, auf die Gestaltveränderung dieses Himmelskörpers
folgendermaßen ergibt: Nacht, Wasser, Fruchtbarkeit, Mutter, periodische Regeneration, Werden,
Vergehen, Zufall, Glück, Schicksal, Tod, Auferstehung. 


6. Ptolemäus, Claudius: Handbuch der Astronomie. Leipzig 1963, S. 4 vgl. auch Hamel, Jürgen: Geschichte der Astro-
nomie. In Texten von Hesiodbis Hubble. Essen 2004, S. 109–111


7. Ebd., S. 2
8. Ptolemäus, Claudius: Tetrabiblos (wie Anm. 2), 1. Bd. Berlin [1923], S. 1; vgl. auch Hamel, Jürgen: Geschichte der


Astronomie. In Texten von Hesiodbis Hubble (wie Anm. 6), S. 118
9. Ptolemäus, Claudius: Handbuch der Astronomie (wie Anm. 6), S. 23
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Was beim Mond der Phasenwechsel, ist beim Merkur dessen rasche Pendelbewegung um die Son-
ne, bei der Venus das ruhige, strahlend weiße Licht, beim Mars die rote Färbung und die deutliche
Schleifenbewegung, beim Jupiter dessen „majestätischer“ Lauf und die große Helligkeit, beim Saturn
dagegen dessen langsame Bewegung und das blasse Aussehen (Bild 3).


Bild 3. „Planetenkinderbild“ des Mars, ein Bild der durch die „Natur“, die „Kräfte“ dieses Planeten auf den Menschen
ausgeübten, rhythmisch zur Herrschaft kommenden Wirkungen; Holzschnitt von Georg Pencz, um 1530.


Die Gedankenkette setzt sich fort: In der periodischen Wiederholung dieser Abläufe liegt eine Har-
monie begründet, die der Mensch für sein Leben fruchtbar machen – oder die sich durch Nichtbeach-
tung auf sein Leben negativ auswirken kann. Es ist also die Frage, ob der Mensch gewillt und in der
Lage ist, sich in die kosmischen Rhythmen einzufügen, sie zu beachten und für sich nutzbar zu ma-
chen. „Vir sapiens dominabitur astris“ – „Der weise Mann überwindet die Sterne“, so lautete einer der
am häufigsten zitierten Grundsätze der Astrologie, in der Tradition irrtümlich Ptolemäus zugeschrie-
ben. Es wird hierin ausgedrückt, daß der Weise, oder in christlicher Sicht, der Fromme, dem Gestirns-
einfluß zwar auch unterliegt, er jedoch lernen kann, mit diesem umzugehen und insofern keinem
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Zwang der Gestirne ausgesetzt ist. Dabei ist einerseits möglich, die Gestirnseinflüsse zu erkennen und
als Bedingungen des menschlichen Lebens zu begreifen, dabei aber mit der Möglichkeit, negative
Dispositionen durch den freien Willen wenigstens abzuschwächen und positive Ansätze zu stärken.
Andererseits geht es in der christlich geprägten Astrologie darum, Gott als den Schöpfer der Gestirne
anzuerkennen, dessen Weisheit das kommende prägt, vor dem der gottesfürchtige Christ keine Furcht
zu haben braucht.


Für Ptolemäus war die Astrologie nichts Mystisches, sondern die notwendige praktische Ergänzung
der Astronomie, die Lehre von den Beziehungen des Menschen zu den Gestirnen – also der physische
Teil seines Weltbildes. Ihren Nutzen sah er, getreu den Lehren der Stoiker, in der Bewahrung der See-
lenruhe des Menschen. Aus den Sternen lesen wir unser Schicksal, denn „wissen wir von dem, was
uns bevorsteht, so gewöhnt dies unsere Seele vorher daran und mäßigt ihre Erregung, wodurch sie dem
Kommenden gegenüber sich festigt, bis es Wirklichkeit geworden ist und uns in den Stand setzt, es
in Frieden und gefaßt entgegenzunehmen.“10 Doch wenn Ptolemäus auch eingangs seiner „Tetrabib-
los“ eine Astrologie in der Art eines Ersatzes für eine kosmische Physik verspricht, in der die Einflüsse
der Gestirne physikalisch begründbar sind, bietet er dann schließlich doch eine Kodifizierung speku-
lativer Vorstellungen.


Erneut bemühte sich Johannes Kepler um 1600 um eine rationale Begründung der Astrologie, auch
wenn sich spekulative Momente untermischen, was wir wohl als selbstverständlich hinnehmen müs-
sen. Kepler sieht die Wirkung der Planeten aus ihrer physikalischen Natur resultieren, ihren, wie er es
nennt, „jnnerlichen Leibsqualiteten“,11 die er z.B. für den Mond so begründet: „Weil dann aus vielen
Anzeigungen ... gutermassen erwiesen werden mag, dass dess Monds Kugel der Erdenkugel allerdings
gleich, und allein dess Wassers mehr dann der Insel oder continentium haben möchte: Dahero wil mir
fast gläublich werden, dass dess Mondes Liechttheil für sich selbst, theils durch eine sonderbare spe-
ciem immateriatam dess Wassers im Mondt seine Art und Eygenschafft zu befeuchten, überkommen
habe: Und wie die Sonne nichts thut, denn wärmen, also der Mondt nichts thue, dann befeuchtigen:
das ist, die täugliche Materyen zuzubereytten, zu einer Resolution und Befeuchtigung.“12 Diese „Be-
feuchtigung“ unterliegt in astrologischer Sicht, dies zur Erinnerung, dem in den Mondphasen begrün-
deten Rhythmus.


Die „species immateriata“, die Kepler zur Erklärung der Planetenwirkung begründet, hat nichts
Übernatürliches an sich, sondern wird von ihm mit dem Schall, dem Licht, der Wärme, dem Geruch
oder dem Magnetismus verglichen und bleibt damit prinzipiell im Bereich physikalischer Beschreib-
barkeit. Eine besondere Beziehung gebe es zum Licht der Planeten, der Sonne und des Mondes, von
dem die „species immateriata“ ausfließe, das Licht sei der „Postreutter“ oder das „ vehiculum“. Die
in diesem Zusammenhang ganz physikalisch gedachten Planeteneigenschaften leitet Kepler nun aus
der heliozentrischen Stellung der Planeten ab. Von den unteren Planeten hat Merkur mehr Wärme als
Feuchte, Venus mehr Feuchte als Wärme, von den oberen Planeten Mars ein Übermaß an Hitze, keine
Feuchte, Saturn ein Übermaß an Feuchte, die wegen des Mangels an Wärme gefroren ist, und schließ-
lich Jupiter das mittlere, ausgeglichene Verhältnis an wärmenden und feuchtenden Eigenschaften (Ta-
belle 1). Je weiter die Planeten von der Erde entfernt seien, um so schwächer sei ihre Wirkung wegen
der Abnahme des Lichtes.13 Diese Verhältnisse sind nach Keplers Auffassung Teil eines lebendigen
kosmischen Zusammenhangs, an dem die Planeten und mit ihnen die Erde teilhaben. Die Planeten be-


10. Ebd., S. 15 vgl. auch Hamel, Jürgen: Geschichte der Astronomie. In Texten von Hesiodbis Hubble (wie Anm. 6), S. 119
11. Kepler, Johannes: Tertius Interveniens. Das ist, Warnung an etliche Theologos, Medicos und Philosophos [1610].


Hrsg. von Jürgen Hamel. Frankfurt a. M. 2004 (Ostwalds Klassiker der exakten Wissenschaften; 295), These 29, S. 79
12. Ebd.
13. Ebd.
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sitzen ein eigenes Leben und es sei „gläublich, daß sie auch einen Verstandt haben“, so meint Kepler,14


woraus ein Anklang an pantheistische Lehren der Allbeseeltheit der Welt deutlich wird.
Gegensatz ohne Zentrum


Tab. 1. Keplers Ableitung der Natur der Planeten auf der Grundlage von Harmonien und Gegensätzen15


Die durch das Licht der Planeten vermittelte Wirkung kombiniere sich nach Kepler in Abhängigkeit
vom gegenseitigen Stand der Planeten, wie er von der Erde aus erscheint, und wirkt auf alles Irdische
ein – das Wetter, die Pflanzen und Tiere und natürlich auf den Menschen. Die tatsächliche Größe der
Gestirne sei dabei unerheblich, da sie „nach dem Augenmaaß, nach dem jeder groß scheinet allhie auff
Erden, allda die Werckstatt zu solcher Wirckung ist“ ihren Einfluß ausüben. Deshalb spiele es hin-
sichtlich der Astrologie keine Rolle, ob man die Sonne oder die Erde ins Zentrum der Planeten setze.16


Es wird schon hier deutlich, daß sich kosmische Rhythmen aus bestimmten Gegensatzpaaren er-
geben, wie warm-kalt, trocken-feucht, hell-dunkel, aber auch weiblich-männlich oder aktiv-passiv.
Das Überwiegen oder das Unterliegen einzelner Pole dieser Gegensätze unterliegt nach der Bewegung
der Himmelskörper bestimmten Rhythmen.


Kosmische Rhythmen in der periodischen Gliederung der Zeit


Stellen wir zunächst einmal fest, in welcher Weise sich kosmische Rhythmen manifestieren können.
Wir haben
• den Rhythmus von Tag und Nacht, von Hell und Dunkel,
• den Rhythmus des Mondphasenwechsels,
• den in den Rhythmus des Jahreswechsels eingebundenen Rhythmus der Jahreszeiten
• sowie zeitlich größere Rhythmen, die sich aus der Bewegung der Planeten ergeben.


Die Astrologie begründet innerhalb der Rhythmen des Jahreslaufes, des durchgehenden Tag- und
Nachtrhythmus, eine individuelle Prägung jedes einzelnen Tages. Diese Prägung kommt äußerlich
durch den jeweiligen astrologischen Tagesherrscher zustande. Jedes einzelne Element dieses rhyth-
mischen Ablaufs gewinnt auf diese Weise eine besondere Qualität.17 Wir finden sie noch heute mehr
oder weniger deutlich in der Bezeichnung der Wochentage, die sich aus den jeweiligen planetaren Ta-
gesherrschern ableitet (Tabelle 2).


14. Ebd., These 50, S. 119


Saturn Jupiter Mars Sonne Merkur Venus
Übermaß an 
gefrorener 
Feuchte, Mangel 
an Wärme


Mitte der oberen 
Planeten, warm 
und feucht zu 
gleichen teilen, 
Übermaß an 
Hitze


von den oberen 
Planeten der 
sonnennächste, 
trocken


mehr Wärme als 
Feuchte, 
Hitze des Mars, 
Feuchte des 
Jupiter


mehr Feuchte als 
Wärme, Feuchte 
des Saturn, 
Wärme des 
Jupiter


haben Jupiter unter sich aufgeteilt,
Venus die Wärme, Merkur die Feuchte


obere Planeten: Gegensatz mit Zentrum untere Planeten: Gegensatz ohne Zentrum


15. Ebd., nach These 32, S. 80–85
16. Ebd., These 40, S. 103
17. Hamel, Jürgen: Geschichte der Astronomie. Von den Anfängen bis zur Gegenwart. Stuttgart 2002, bes. S. 101–110
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Tab. 2. Zuordnung von Planetengöttern zu den Wochentagen


Aus den jeweiligen Qualitäten des planetaren Tagesherrschers ergibt sich die Qualität eines jeden Ta-
ges.


Wie mit dem Jahr verhält es sich mit dessen Teilen. Für die Quartale beispielsweise war die Stellung
der Gestirne im Moment des astronomischen Jahreszeitbeginns, des Frühlingsäquinoktiums, aus-
schlaggebend. Die Qualität dieser Zeitabschnitte ist demnach mehr als nur der einfache, erwartungs-
gemäße jahreszeitliche Rhythmus. Jeder Frühling, Sommer, Herbst und Winter unterscheidet sich von
der entsprechenden Jahreszeit eines anderen Jahres durch seine Gestirnung, erhält so eine unverwech-
selbare, individuelle Qualität. Ähnliches gilt für die Monatsviertel aus den Mondphasen und weiter
zu kleineren Zeiteinheiten. Fortschreitend finden wir astrologische Tages- und Stundenherrscher.
Nach diesem System der Zeitherrscher erhält überhaupt jeder beliebige Zeitpunkt eine vollkommen
unverwechselbare, qualitative Bestimmung. Dabei gibt die bekannte Horoskopfigur das entsprechen-
de Bild des Himmels, die Stellung der Himmelskörper zueinander, in den Tierkreiszeichen usw.


Um einzelne Beispiele zu diskutieren, möchte ich zunächst an den Mondphasenwechsel erinnern.
Nach der Lehre der Astrologie wird ein ganz fundamentaler Rhythmus in der Verbindung zwischen
kosmischen Vorgängen, hier der Bewegung des Mondes und irdischen Prozessen, wie des Wechsels
von Werden und Vergehen, konstituiert, ein Rhythmus in der Einbettung auch des Menschen in einen
kosmischen Organismus.


Die sich rhythmisch entfaltenden bzw. zurückgehenden „Kräfte“ des Mondes stehen in Bezug zu
seiner Stellung zur Sonne, von der auch seine feuchtende Wirkung abhängt: Vom Neumond bis zum
Halbmond wirkt der Mond mehr feuchtend, von da bis zum Vollmond mehr wärmend, dann wieder
bis zum Halbmond trocknend, von da ab bis zum Neumond kältend. So entwickelt Kepler die Vor-
stellung eines rhythmischen Wechsels der Kräfte dieses Himmelskörpers (Bild 1).


Der Wechsel der Mondphasen ist nachweislich eines der elementaren Erlebnisse früher Naturbe-
obachtung. Astronomisch erfolgt er mit einer Periode von etwa 29 Tagen, 12 Stunden, 44 Minuten,
2,8 Sekunden. Nach astrologischer Lehre begründet der Mondphasenwechsel den Rhythmus von
Feuchtigkeit und Trockenheit, von Wachstum und Absterben im Reich der Pflanzen, der Tiere, aber
auch des Menschen, was man in dem Bild des Auf- und Abschwellens natürlicher Kräften fassen kann.


Sind es hier die Lichtphasen, haben wir auch im Verlauf der Wochentage ein rhythmisches Auf
und Ab der Planetenkräfte. Herrscht am Montag die Veränderung, ist es am Dienstag, dem Mars ge-
weiht, die kraftvolle Unternehmung, am Mittwoch, dem Merkurtag, das kluge Kaufen und Verkaufen,
am Donnerstag, dem Jupiter geweiht, die weise Entscheidung, am Venustag, dem Freitag, das amou-
röse Abenteuer, am Sonnabend, dem Saturn als dem „großen Unglück“ geweiht, das in jeder Hinsicht
problematische Tun und am Sonntag die intellektuelle Muße. – Man verzeihe mir die vielleicht etwas
verkürzte Charakteristik mancher Tage, mit der lediglich das Prinzip verdeutlicht werden soll. Danach


Wochentag dies Planetengott latei-
nisch/germanisch


Wochentag
deutsch englisch französisch schwedisch
Sonnabend
Sonntag
Montag
Dienstag
Mittwoch
Donnerstag
Freitag


Saturni
Solis
Lunae
Martis
Merkurii
Jovis
Veneris


Saturn
Sonne
Mond
Mars, tiu, tyr, ziu
Merkur, wotan, odin
Jupiter, donar, thor
Venus, frija


saturday
sunday
monday
tuesday
wednesday
thursday
friday


samedi
dimanche
lundi
mardi
mercredi
jeudi
vendredi


lördag
söndag
mandag
tisdag
onsdag
thorsdag
fredag
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wiederholt sich der Grundrhythmus, der natürlich im einzelnen immer noch als überlagert durch an-
dere Rhythmen, etwa dem der Mondphasen zu denken ist.


Ein weiteres Beispiel zu den Tierkreiszeichen: In direkter Folge, werden in der Astrologie die Tier-
kreiszeichen dem männlichen bzw. weiblichen Prinzip zugeordnet. Das männliche Prinzip ist mit dem
weiblichen ein Teil der dualistischen, polaren Einteilung der Tierkreiszeichen und Planeten. Das
Männliche, die männliche Energie, steht unabhängig vom Geschlecht als Prinzip, als Symbol für die
dynamische, vorwärtsdrängende, nach außen gerichtete Kraft. Es bedarf zu seiner Ergänzung und als
Korrektiv des weiblichen Prinzips, da im Falle seines Überwiegens aggressive und zerstörerische Sei-
ten die Oberhand gewinnen können. Das weibliche Prinzip steht hingegen für das passive, empfan-
gende, nach innen gekehrte, auch das ordnende, am bewährten festhaltende. Wie das männliche des
weiblichen, so bedarf das weibliche des männlichen Prinzips zur Ergänzung und als Korrektiv, um
negativ wirkende Einseitigkeiten zu vermeiden. Besonders in der symbolischen Astrologie wird dar-
aus die Betrachtung des Verhältnisses beider Prinzipien zueinander im eigenen Horoskop eine Mög-
lichkeit zur Selbsterkenntnis proklamiert.


Tab. 3. Der rhythmische Wechsel zwischen weiblichen und männlichen Kräften in der Folge der Tierkreiszeichen. 


Durch den Wechsel von männlichen und weiblichen Tierkreiszeichen kommt es im Tierkreis zu ei-
nem rhythmischen Ablauf des dynamisch-vorwärtsdrängenden und dem passiv-nach innen gerichte-
ten Verhalten. Da die Planeten durch den Tierkreis laufen, werden sie wechselnd mit diesen
Prinzipien konfrontiert und üben demnach eine jeweils spezifische Wirkung auf der Erde aus. Da die
Bewegung der Planeten durch den Tierkreis in sehr unterschiedlicher Zeit erfolgt, ergeben sich hier
sich vielfältig überlagernde Rhythmen.


Es sei hier angemerkt, daß eine solche Art rhythmischer Strukturen auch in anderen Kulturkreisen
bekannt sind. Hier sei nur auf die für die chinesische Philosophie und Astrologie fundamentalen Prin-
zipien des Yin und Yang verwiesen. Dabei steht Yin für das weibliche Prinzip, das Dunkle, Schwache,
Weiche, für Wasser, Mond und Erde; Yang für das männliche Prinzip, das Helle, Schöpferische, Star-
ke, Trockene, angehörend dem Sommer, der Sonne, dem Feuer, dem Himmel. In ihrer Gemeinsamkeit
sind sie auch Ausdruck der Zweigeschlechtlichkeit als vollkommenem Zustand. Yang ist in Bewe-
gung, Yin in Ruhe; Yang ist erleuchtet, Yin verdunkelt; Yang hat Bewußtsein, Yin nicht; Yang hat
Gestalt, Yin nicht; Yang hat keinen Körper und benutzt Yin als seinen Körper. Yin ist ohne Tätigkeit
und bedarf des Yang, um tätig zu werden. Solange die beiden Geschöpfe vereint sind, leben sie, wenn
sie sich trennen, sterben sie. So ist zwar erkennbar, daß das männliche Yang eher positive Attribute
erhalten hat, jedoch in seiner Existenz auf das weibliche Yin relativiert ist.


Die Tierkreiszeichen des chinesischen Tierkreises sind abwechselnd Yin und Yang zugeordnet und
verkörpern die entsprechenden Prinzipien und Eigenschaften. Dabei sind Frühjahr/Sommer die Zeit
des Yang, Herbst/Winter die des Yin, innerhalb dieser Bereiche wechseln sich Yang und Yin ab. Beide
sind stets präsent.


In der zeitlichen Gliederung haben wir vom Kleinen zum Großen also die Elemente Stunde, Tag,
Jahreszeit und Jahr. Neben dem Jahr stellt der Tag- und Nacht-Rhythmus den wesentlichen Teil eines
periodischen Naturgeschehens dar. Einer Periode, die jedoch in ihrer Äußerung auf menschliches Le-


Widder Stier Zwillinge Krebs Löwe Jungfrau Waage
m w m w m w m


Skorpion Schütze Steinbock Wassermann Fisch
w m w m w
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ben mehr als eine feste Naturkonstante ist. Und ebenso ist der Rhythmus des Jahreslaufes mehr als
nur die Periode der Bewegung von Himmelskörpern. Die feststehende Gliederung dieses stets wie-
derkehrenden zeitlichen Vorgangs, zunächst geprägt durch die scheinbare Sonnenbewegung, gewinnt
in der Astrologie durch die Gesamtheit der Gestirnung eine jeweilige Individualität. Oder, um weiter
auszuholen: Trotzdem wir einen übergeordneten jahreszeitlichen Rhythmus vorfinden, der astrono-
misch bestimmt ist, fanden die Menschen aus der astrologischen Prägung des Jahres, daß kein Jahr
gleich dem anderen ist – ebenso wie in der Untergliederung dieses Rhythmus keine Jahreszeit wie die
andere erschien. Um dies zu verstehen, war es notwendig, daß ich von den astrologischen Qualitäten
der Planeten sprach. In der Erklärung des unterschiedlichen meteorologischen Geschehens unter-
schiedlicher Jahre zeigt sich die Astrologie anschaulich als „Ersatz“ für den mangelnden wissenschaft-
lichen Zugriff auf diese Probleme.


Um den dahinter steckenden Gedanken noch einmal hervorzuheben: Der Lauf der Sonne am Him-
mel folgt einer strengen Regelmäßigkeit, ist jedes Jahr gleich; soweit haben wir einen gleichförmigen,
periodischen Ablauf, einen gleichförmigen Rhythmus der Jahreszeiten. Die Unterscheidung der Qua-
lität eines Jahres kann auf diese Weise nicht erklärt werden. Dieser wurde im Rahmen astrologischen
Denkens aus der jedes Jahr unterschiedlichen Bewegung der Himmelskörper erklärt. So ist also der
Zeitablauf mehr als der tote Wechsel von Perioden. Er wird vielmehr zu einem lebendigen Rhythmus,
in den sich der Mensch hineingestellt sah, das einen fundamentalen Teil der natürlichen Rahmenbe-
dingungen seines Lebens bildet.


Gleich ob in einem großen linearen oder zyklischen Zeitablauf gedacht, galt der Strom der Zeit nicht
als einfacher Kreislauf sich gleichbleibender Zeitabschnitte, nicht als „ein lineares, homogenes, durch
digitale Anzeige beschreibbares Kontinuum“.18 Jede Zeiteinheit sollte ein individuelles Gepräge auf-
weisen. Und so wie die Gestirne das quantitative Maß der Zeiteinheiten Tag, Monat und Jahr geben,
bestimmten sie auch deren Qualität, so wie es in der Genesis heißt, die Himmelskörper waren geschaf-
fen worden, zu geben „Zeichen, Zeiten, Tage und Jahre“ (1 Mos. 1.14).


Der Mensch sah sich in die Zeiten gestellt. Doch wiesen die Quartale des Jahres, die Jahreszeiten,
die Monate, die Monatsviertel, die Tage und Stunden in den Vorstellungen der Menschen eine jeweils
voneinander unterschiedene Qualität auf. Diese Qualität sollte bestimmt werden vor allem durch die
sich rhythmisch abwechselnden Zeitherrscher, durch Planeten, welche die Stunde, den Tag oder das
Jahr regieren sowie den Stand der weiteren Gestirne.


Grundsätzlich weist jedes Jahr einen ganz bestimmten inneren Rhythmus auf, der jedoch zudem
bestimmten Prägungen unterliegt. Ein möglicher Unterschied der astrologischen Qualität eines Jahres
liegt z.B., wie dargestellt, in den Mondphasen begründet. Beginnt das eine Jahr etwa mit einem Neu-
mond, das andere mit einem Vollmond, unterliegen beide einem unterschiedlichen Rhythmus der
Wachstumsphasen und besitzen so eine individuelle Prägung. Diese kann sich dann fortsetzen in Be-
wegungsrhythmen der Planeten, die zudem noch in der Kombination mit der Stellung der Planeten in
den Tierkreiszeichen eine solche Vielfalt ermöglichen, daß tatsächlich jedes Jahr zu einem von ande-
ren Jahren unterscheidbaren Individuum wird.


Die Folge ist, daß im fortlaufenden Jahresrhythmus „das ein Jar dem andern gar nicht gleich ist,
sondern eins ist mehr zu werm, das ander mehr zur kelt geneigt, eines ist feuchter, das ander truckner,
dis ist fruchtbar, das ander unfruchtbar, eins ist gesunder das ander ungesunder. Die weil aber die Sonn
alle Jhar jren Circkel zu gleicher gebürlicher zeit durchleufft, und alle Jar, Früling, Sommer, Herbst
und Winter macht, Darzu auch der Monde alle Jhar mit seinem lauff 12 Monschein ordnet, und alle 4


18. Oestmann, Günther: Die astronomische Uhr des Straßburger Münsters. Funktion und Bedeutung eines Kosmos-
Modells des 16. Jahrhunderts. Stuttgart 1993, S. 163
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wochen in seinem Circkel den Zodiacum durchgehet, ist leichtlich zuerachten, das solche ungleicheit
der zeit von Sonn und Monn allein nicht kan verursacht werden“, man deshalb „auch auff andere con-
stellationes der Planeten, aus welchen man allezeit einen erwehlen solte, von welchen man des gantzen
Jahrs natur und eigenschafft zuvor wissen und erforschen mag“.19 Nach astrologischer Lehre wird die
Qualität eines zeitlichen Abschnittes durch die Natur des zugehörigen astrologischen Zeitherrschers
geprägt. So wird dieser Zeitabschnitt unterscheidbar von anderen, gleichartigen. Wird das Jahr ein gu-
tes, oder ein schlechtes, friedlich oder unruhig, fruchtbar oder voller Mißernten. Aus der Gestirnung
zum Jahresbeginn konnte das Jahreshoroskop gestellt werden, das zu detaillierten Prognosen führte
und es wurde der Jahresherrscher bestimmt.


Bild 4. Titelseite einer astrologischen Praktik für 1602 von David Herlitzius mit Jupiter und Venus als Jahresherrscher


Die durch die Bewegung der Himmelskörper gebildeten Rhythmen sind im einzelnen weiter unter-
suchbar. Wie auch in der Musik können sie sowohl von Harmonien, als auch von Disharmonien ge-


19. Zeysius, Matthäus: Prognosticon Physicum Astrologicum ... 1577. Frankfurt/O. o.J., Bl. B 2
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prägt sein und es ist festzustellen, daß der Gedanke der Harmonie in der Erklärung der Welt und der
Stellung des Menschen in der Welt eine besondere Bedeutung innehatte.


Ein alter Denkansatz mit neuer Bedeutung 


Zum Ende des 17. Jahrhundert tritt die Astrologie mehr und mehr in den Hintergrund. Die astronomi-
sche Forschung trug dazu gleichermaßen bei wie Wandlungen weltanschaulicher Standpunkte. Me-
chanistische Weltvorstellungen, in starkem Maße durch die Blüte der Himmelsmechanik gefördert,
trugen zur Auflösung des Gedankens vom kosmischen Organismus bei, der sich mehr und mehr zu
einem kosmischen Mechanismus wandelte. Dieser Mechanismus hatte dem Menschen nichts mehr zu
sagen, er stand dem Menschen stumm und tot gegenüber. Die Verwissenschaftlichung und Technisie-
rung des Weltbildes führte im 19. und 20. Jahrhundert zu einer wachsenden Wissenschafts- und Tech-
nikgläubigkeit, aus der heraus dem Menschen die Aufgabe zuteil wurde, sich die Welt „untertan“ zu
machen. Hieraus sowie aus anderen weltanschaulichen Haltungen resultierte das Zurücktreten des In-
dividuums zugunsten kollektiver Interessen und Tätigkeiten.


Nur wenige Denker hielten seit dem 18. Jahrhundert mit feinem Gespür an der Vorstellung vom
kosmischen Organismus fest. Zu ihnen gehört, wie bekannt, Goethe, der sich hierzu 1798 gegenüber
Schiller äußerte: „Der astrologische Aberglaube ruht auf dem dunklen Gefühl eines ungeheuren Welt-
ganzen. Die Erfahrung spricht, daß die nächsten Gestirne einen entschiedenen Einfluß auf Witterung,
Vegetation usw. haben, man darf nur stufenweise immer aufwärts steigen, und es läßt sich nicht sagen,
wo diese Wirkung aufhört. Findet doch der Astronom überall Störungen eines Gestirns durchs andere.
Ist doch der Philosoph geneigt, ja genötigt, eine Wirkung auf das Entfernteste anzunehmen. So darf
der Mensch im Vorgefühl seiner selbst nur immer weiter schreiten und diese Einrichtung aufs Sittliche,
auf Glück und Unglück ausdehnen. Diesen und ähnlichen Wahn möchte ich nicht einmal Aberglauben
nennen, er liegt unserer Natur so nahe, ist so leidlich und läßlich als irgendein Glaube.“20


Das Festhalten an der Astrologie oder ihr zeitweises Aufleben ist wohl neben anderem als geistige
Protesthaltung zu verstehen. Unsere Gegenwart zwingt uns, die Einbettung des Menschen in die Natur,
auch in einen kosmischen Zusammenhang, neu zu durchdenken. Wir mußten einsehen, daß sich der
Mensch nicht über die Natur erheben kann, da er selbst ein Teil von ihr ist, sich in ein neu zu definie-
rendes Ganzes von Mikro- und Makrokosmos, das nun mit Astrologie nichts mehr zu tun hat, einord-
nen muß.


Den alten Astrologen gebührt jedoch das Verdienst, die Frage der Stellung des Menschen in einem
„kosmischen Organismus“ aufgeworfen zu haben. Die kosmischen Rhythmen bildeten in diesem
Denksystem ein grundsätzliches Element der Einbindung des Menschen als Teil der Welt und von die-
ser in keiner Weise abgehoben. Die Astrologen kamen zu einer Reihe bedeutsamer Ahnungen und Ein-
sichten. Zu einer wissenschaftlich begründbaren Gesamtantwort konnten sie aufgrund des zu ihrer Zeit
stark begrenzten Standes der Naturerkenntnis nicht finden. Doch sind ihre Denkansätze als Teil der
Geschichte unseres Wissens, der uns auch heute noch einiges zu sagen hat, ernst zu nehmen. Das Den-
ken der Einbeziehung des Menschen in den lebendigen Zusammenhang der Natur, von den alten
Astrologen als Bild einer „anderen Welt“ entworfen, das in der Folge verlorenging, erhält heute an-
gesichts möglicher Folgen unseres Tuns eine ganz neue Bedeutung.


Der Mensch ist nicht der Herr der Natur, er ist nicht auf der Welt, um sich über diese zu erheben.
Diese Einsicht hat längst den Rahmen akademischer Disputation verlassen und ist Teil einer vielfach
kontrovers diskutierten Politik geworden. Und gerade aus politischen Gründen wird Umweltpolitik


20. J .W .Goethe an F .Schiller, Brief vom 8. Dez. 1798. In: Der Briefwechsel zwischen Schiller und Goethe, 2. Bd. Leip-
zig 1984, S. 175
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immer wieder ins Abseits geschoben, zwar gefordert, aber blockiert, wenn die Erkenntnis naht, daß
all dies auch mit einschneidenden Strukturmaßnahmen verbunden ist, auch mit dem Geld der Gemein-
schaft, wie dem des Einzelnen. Die historische Betrachtung über Rhythmen des kosmischen Gesche-
hens, ein tieferes Erfassen der alten Denksysteme, leitet rasch über in die widersprüchliche Gegenwart.


Mir scheint, daß in Rücksicht auf naturwissenschaftliche Problemstellungen der Begriff Rhythmus
noch genauer zu fassen ist. In der Regel wird hier, wie in der Astronomie, von periodischen Bewe-
gungen gesprochen; dagegen neigt man bei maschinellen Abläufen durchaus dazu, von einem Rhyth-
mus zu sprechen, ebenso wie von Arbeitsrhythmen, wo von periodisch wiederkehrenden
Arbeitsprozessen die Rede ist. Andererseits haben wir in den Künsten dort, wo von Rhythmus gespro-
chen wird, auch periodische Abläufe in ganz bestimmter Art. Doch was ist dann in den Wissenschaften
eine Periode und was ist ein Rhythmus. Wäre es richtig, von periodischen Umläufen der Himmels-
körper zu sprechen, die sich im Leben des Menschen als das Leben gliedernde und bestimmende Struk-
turen äußern?


Anschr. d. Verf.: Dr. Jürgen Hamel, c/o Archenhold-Sternwarte, Alt-Treptow 1, D-12435 Berlin
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Konfrontation oder Kooperation?
Georg Knepler, Macht ohne Herrschaft. Die 
Realisierung einer Möglichkeit, hrsg. von Stefan 
Huth, Kai Homilius Verlag Berlin 2004, Politik 
und Denken Bd. 2, 245 S.


Es ist ein an- und aufregendes Thema für alle, die für eine
zukünftige humane Gesellschaft eintreten, das unser lang-
jähriges Sozietätsmitglied, den Musikwissenschaftler Ge-
org Knepler (1906–2003), beschäftigte. Im Dezember
2002 sandte er an einen ausgewählten Kreis die von ihm
redigierten Teile des Buches „Macht ohne Herrschaft“:
Vorwort, Einleitung und die ersten drei Kapitel, „Darwins
Evolutionstheorie“, „Marx’ Theorie von der Assoziation
freier Produzenten“ und „Menschwerdung“, sowie die In-
haltsangabe für weitere Kapitel. Man war gespannt, wie
der Nachweis, dass Konfrontation im Leben der Men-
schen überwindbar ist, weiter geführt wird. Die Entste-
hungsgeschichte der Barbarei und der Menschlichkeit
sollte zeigen, dass es in der Menschenwelt zwei antago-
nistische Arten von Verhaltensweisen gibt: kooperative
und konfrontative. Von den Einsichten der bedeutenden
Entwicklungsdenker Charles Darwin für die Natur und
Karl Marx für die Gesellschaft ausgehend, war Einsicht
zu „gewinnen in die Notwendigkeit und Möglichkeit wei-
terer Schritte, innerhalb der Naturgegebenheiten friedli-
che menschliche Gesellschaften zu errichten.“ (S. 7)1


Knepler sieht die Möglichkeit einer Assoziation freier
Produzenten, die mit kooperativen Verhaltensweisen
Macht ohne Herrschaft verwirklicht. Er analysiert dazu
historische und aktuelle Ereignisse, entwickelt program-
matische Überlegungen und weist auf nächste Schritte der


Weltbewegung für Frieden und Sicherheit hin. Die
Durchsetzung von Gleichheit und Gleichberechtigung
der Menschen verlange: „Abschaffung kapitalistischer
oder irgendeiner anderen Herrschaft als Voraussetzung
für die Befreiung der Menschheit.“ (S. 218)


Dem Herausgeber Stefan Huth ist es zu danken, dass
er aus den Fragmenten für die noch nicht bearbeiteten Ka-
pitel, die Knepler im Computer speicherte, um sie dann
zusammenzufassen, durch sorgfältige Arbeit ein lesbares
Manuskript zusammenstellte. Die Inhaltsangaben zu den
Kapiteln „Die Herausbildung ethischer und ästhetischer
Wertkriterien“, „Der Kapitalismus“, „Gleichberechtigung.
Kämpfe, Schwierigkeiten, Erfolge bei ihrer Realisierung“
werden durch verschiedene Ausarbeitungen von Knepler
untersetzt, die als Entwürfe zu den unvollendeten Kapi-
teln abgedruckt sind. Kneplers Ideenpool für eine Theorie
der kooperativen Entwicklung der Menschheit wird so
deutlich, eingebunden in den Rahmen des Entwicklungs-
denkens, der sorgfältigen Analyse von Herrschaftsfor-
men, der bewahrenswerten Erkenntnisse früherer
Revolutionäre, der Gründe für ihr Scheitern und der All-
seitigkeit menschlichen Verhaltens, das Vernunft und Ge-
nuss, Wissenschaft und Kunst, Theorie und All-
tagserfahrung umfasst. 


Das Buch behandelt prinzipielle Fragen, so die Be-
gründung menschlicher Rechte. Gegen ihre Rechtferti-
gung durch Religion und Natur setzt er ihre
Selbstevidenz. Der Gedanke von der Gleichheit aller
Menschen bilde sich in Revolutionen heraus. So sei die
Grundidee der Amerikanischen Revolution, Leben, Frei-
heit und das Streben nach Glück als selbstevidente Rechte
aller Bürger aufzufassen. Von Jefferson und Paine vertei-
digt, werden sie von Washington und Hamilton ausge-
höhlt, die die britische Herrschaftsform übernehmen und
modernisieren. Der Autor differenziert zwischen Herr-
schen und Regieren. Herrschen heiße, die Sollwerte, die
Strategie, durch die festzulegen, die die reale Macht im
Staat haben, während die Regierenden die Soll- in Istwer-1. Die Zahlen in runden Klammern beziehen sich auf das oben


genannte Buch
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te umsetzen und so die Macht repräsentieren. (S. 132)
Selbst Jefferson konnte als Präsident der USA nur wenige
Vorstellungen umsetzen. Er sei deshalb als Revolutionär
gescheitert. (S. 172) 


Kooperation trete immer wieder auf und werde von
Konfrontation verdrängt, so Knepler. Am Beispiel der
Anfrage von Vera Sassulitsch an Karl Marx zur russi-
schen Dorfgemeinschaft geht es ihm um den Dualismus
von Gemeineigentum und die durch das private Haus
mögliche Entwicklung der Persönlichkeit. Man könne
sich die positiven Errungenschaften des Kapitalismus an-
eignen, ohne ihre Nachteile mit zu erleiden. (S. 50) Kon-
frontation siege nicht unbedingt. So gebe es eine neue
Phase des Kapitalismus, in der die Großbourgeoisie als
europäische Union auf aufwendige militärische, geheim-
dienstliche und propagandistische Mittel verzichte und
durch Verträge mit souveränen Staaten Handel mit China,
Russland und Indien treibe. (S. 86)


Knepler betont: „Der Weltbewegung fehlt eine zeitge-
mäße Theorie der Weltveränderung.“ (S. 89) Mit seinen
Überlegungen und Analysen liefert er wichtige Ansatz-
punkte, die darauf hinauslaufen, alle Elemente einer hu-
manen Gesellschaft in der Frühgeschichte und in späteren
gesellschaftlichen Systemen zu suchen und zu bündeln,
um zu einer Assoziation freier Produzenten zu gelangen,
in der die Freiheit des Einzelnen Grundlage für die Frei-
heit Aller ist. Theorie und Praxis, Erfahrung der Massen
und revolutionäre Ziele gehören zusammen, betont der
Autor, denn Revolutionäre scheiterten, wenn sie sich von
den Massen entfernten, sich im Kleinkrieg untereinander
und im Verprellen möglicher Bündnispartner aufrieben.
„Es kann sich die Empörung, der Zorn, die Verzweiflung
über herrschendes Unrecht auf unterschiedliche Weise
äußern, unter denen zwei wichtig sind: spontane Erhebun-
gen ausgeplünderter arbeitender Menschen, Erarbeitung
theoretischen Verständnisses des Funktionierens von
Klassengesellschaften. Diese beiden Äußerungsformen
revolutionärer Energie sind nicht, wie es manchmal ge-
schieht, als Alternativen zu sehen und schon gar nicht als
einander ausschließend. Alles hängt davon ab, dass und
wie die beiden zueinanderkommen.“ (S. 207) Wie das ge-
schieht, wird in vielen der von Knepler verfassten Frag-
mente zur Amerikanischen und Französischen Revo-
lution, zum europäischen Revolutionszyklus und zu an-
deren Bewegungen untersucht.


Knepler nennt zwei Fehlurteile von Marx und Engels.
Erstens stimme die „Annahme, eine ethnisch einheitlich
empfundene und benannte Menschengruppe bilde wirk-
lich eine Einheit“ nicht. (S. 31) Es gäbe nicht „die Fran-
zosen“, „die Deutschen“, „die Juden“. Zweitens sei die
Feststellung von Engels problematisch, die Marx teilwei-
se teilte, der Lauf der Geschichte sei durch innere allge-
meine Gesetze beherrscht, subjektives Denken und


objektive Welt seien denselben Gesetzen unterworfen.
Knepler dazu: „Damit ist der entscheidende Unterschied
zwischen Naturgeschichte und Menschengeschichte eli-
miniert. Willensbildung und bewusste Zielsetzung der
Menschen bleiben unbeachtet.“ (S. 32) Der Geschichts-
automatismus, wie er aus der Abfolge von Gesellschafts-
formationen von manchen Marxisten abgeleitet wurde,
wird zurückgewiesen. „Auch sind die Gesellschaftsfor-
mationen nicht so säuberlich voneinander abgesetzt, wie
sie in manchen sowjetischen und realsozialistischen Öko-
nomielehrbüchern zu sein scheinen ... Fruchtbarer ... sind
Überlegungen zum Denken und Handeln der Subjekte in
revolutionären Situationen.“ (S. 197) Automatismus sieht
er auch in der Vorstellung von Engels, Männerherrschaft
habe Mutterrecht verdrängt, da sich Kulturen mutter-
rechtlichen Charakters erhalten hätten und am Anfang der
Menschengeschichte verschiedene urgesellschaftliche
Kulturen, teilweise isoliert, nebeneinander existierten. (S.
32) Knepler zeigt, dass Marx die These von mit Notwen-
digkeit eintretenden Ereignissen verabschiedet habe.
„Nicht nur vom jeweiligen historischen Milieu hängt ab,
was geschehen wird, sondern von Individuen, also auch
von List und Zufall, von Leidenschaften.“ (S. 49) Das ist
richtig und bedarf doch der Vertiefung.


Entsprechend dem kritisch-konstruktiven Herange-
hen Kneplers, das jeder lobte, der mit ihm diskutierte,
wäre sein Argument, die allgemeine Dialektik eliminiere
Unterschiede zwischen Natur und Gesellschaft, zu pro-
blematisieren. Zielsetzungen der Menschen sind mit rela-
tiven Zielen des natürlichen und gesellschaftlichen
Geschehens gekoppelt, also mit objektiven Tendenzen
der weiteren Entwicklung, die mehr oder weniger genau
bekannt sind, jedoch Möglichkeitsfelder eröffnen, die
durch aktives Handeln von Menschen beeinflusst werden.
Es geht um die theoretische Verbindung der Erkenntnis
von der Offenheit der Zukunft und von ihrer Gestaltbar-
keit. Objektive Gesetze sind keine Automatismen und
doch sind sie Basis unseres gezielten Handelns. Naturge-
setze enthalten Möglichkeiten, die sich unter natürlichen
Bedingungen kaum realisieren. Menschen züchten nach
ihren Nutzenskriterien Tiere und Pflanzen. Die interes-
santen und diffizilen Untersuchungen im Buch zum Han-
deln von Revolutionären, ihrer Bündnispolitik, den
Kompromissen in bestimmten Situationen und der oft
fehlenden Konsequenz zeigen, wie eng die Beziehungen
von objektivem Geschehen und bewussten Antizipatio-
nen der Zukunft in Programmen und Entscheidungen
sind. Es ist eine Hierarchie objektiver Gesetze zu beach-
ten, die eine allgemeine Dialektik mit übergreifenden
Entwicklungsgesetzen von Natur, Gesellschaft und Er-
kenntnis berücksichtigt, doch die Spezifik menschlichen
Handelns in konkret-historischen Situationen ebenfalls
erfasst. Objektive Gesetze enthalten für Systemelemente
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zufällige Verwirklichungen von Möglichkeiten mit be-
stimmter Wahrscheinlichkeit. Das gilt für Natur und Ge-
sellschaft. Menschen können durch ihr Handeln
Möglichkeitsfelder und Wahrscheinlichkeiten modifizie-
ren. Einsichten in die objektiven Möglichkeiten führen zu
realisierbaren Programmen aktiver Zukunftsgestaltung.
Dabei wird aus Versuch und Irrtum gelernt. 


Die nächsten Schritte der Weltbewegung für Frieden
und Sicherheit dienen nach Knepler dazu, den Mangel an
Information und Kommunikation zu beheben. (S. 88)
Dazu ist „das Informationsmonopol der Großbourgeoisie
zu brechen“ (S. 89), damit das Neue, das Entstehen realer
Alternativen zur unilateralen Großmacht- und Unterdrük-
kungspolitik der USA, nicht vertuscht und die Entschei-
dungen der Administration nicht mit Scheinargumenten
gerechtfertigt werden. Dazu sieht er Möglichkeiten in der
internationalen Kommunikation der Gegner von Aggres-
sionskriegen, der Kritiker der Naturzerstörung und des
sozialen Elends, die die Verhältnisse menschlich machen
wollen. Erfahrungen der Nichtherrschenden können, zu-
sammengefasst, eine neue Aufklärung sein. Skepsis und
Zweifel gelte es auszuräumen, dass Russland, China und
Indien bereit sind, am Kampf für Frieden und Sicherheit
mitzuwirken. (S. 90) Genauer zu bestimmen sei, was un-
ter Terrorismus zu verstehen ist, da die USA mit den Ta-
liban Terroristen unterstützte. (S. 91) Eine neue
internationale Populärwissenschaft sei ins Leben zu ru-
fen, die nachweisen könne, dass Gewaltpolitik ohne Ge-
walt aufzuhalten sei, was von der Zukunft in einer
befreiten Welt erwartet werden kann, wie die Geschichte
der Arbeit, der Technik, der Wissenschaften, der Künste
aussieht. (S. 93f.)


Europazentrismus ist Knepler fremd. Die Analysen
von Werteveränderungen in den USA bis zur heutigen
Zeit in der Auseinandersetzung von herrschenden Ideen
und alternativen Konzepten, dargestellt in Literatur und
Filmen, ist spannend, differenziert und doch konzeptio-
nell einfach zu erfassen. „Das Konzept der Bourgeoisie,
das, wie gesagt, nackt und hässlich wie es ist, sich in der
Öffentlichkeit nicht zeigen kann, sollte es knapp formu-
liert werden, müsste lauten: Gut ist, was mittels Geschäft
und Krieg unseren Besitz vermehrt.“ Das alternative Kon-
zept lautet: „Gut ist, was Leben schützt, fördert, lebens-
wert macht.“ (S. 187) Der Autor verweist auf die
zahlreiche, starke und an Bedeutung wichtige unterprivi-
legierte Gruppe der Frauen: „Ihre kritische Begutachtung
der Welt, in der sie leben, ihre Bewichtung und Bewer-
tung des Beobachteten, ihre skeptische Geringschätzung
der Werte, wie sie in der besitzbesessenen Männerwelt
der USA gelten, haben dort weit tiefere Eindrücke hinter-
lassen und auch handfeste nachweisbare Konsequenzen
im praktischen Leben bewirkt als die europäische Frau-
enbewegung. In der Männerwelt der USA ist sicherlich


Verwirrung entstanden, Hohn und Unverständnis, aber
auch Nachdenklichkeit und Umdenken.“ (S. 187) Knep-
ler geht es um die Gleichberechtigung aller Schichten, so
auch der Afroamerikaner gegenüber den WASPs, den
White Anglo-Saxon Protestants, in denen manche Theo-
retiker die Identität der US-amerikanischen Nation su-
chen. 


Beeindruckend am Buch ist die Verbindung von De-
tailkenntnissen mit weitreichenden Konsequenzen, von
differenzierter Ereignisdarstellung und Schlussfolgerun-
gen für eine humane Gesellschaft, von historischen Ana-
lysen und aktuellen Bezugspunkten. Es lohnt sich, das
Buch zu lesen und die Probleme weiter zu durchdenken.


Anschrift d. Verf.: Prof. Dr. Herbert Hörz, Hirtschulzstra-
ße 13, D-12621 Berlin
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Ottonis de Guericke. Experimente Nova (ut 
vocantur) Magdeburgica de vacuo spatio. 
Faksimiledruck. Hrsg. Otto-von-Guericke-
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Schon der Titel des Buches Otto von Guerickes „Neue
Magdeburger Versuche über den leeren Raum“ aus dem
Jahre 1672 verweist auf etwas ganz neues, das der Autor
in seinem schon äußerlich großen Werk darzustellen un-
ternimmt. Der „leere Raum“ – in seiner Existenz vehe-
ment bestritten, seit es eine Physik gibt – sollte es ihn
dennoch geben?


Man hat sich daran gewöhnt, Otto von Guerickes
Werk vornehmlich in die Geschichte der Physik zu ver-
weisen. Doch mit dem Vakuum als Forschungsobjekt er-
ledigen sich Guerickes „Neue Magdeburger Versuche“
durchaus nicht, dies ist eine sehr eingeengte Sicht auf ein
inhaltlich viel weiter gespanntes Buch. Meistens nur,
wenn überhaupt, wird dem Buch in der Astronomiege-
schichte nur nebenher gedacht; in den grundlegenden
Werken der Astronomiegeschichte taucht dieser Name
gar nicht auf. 


Doch: 1. ist der leere Raum eine Fragestellung der
Physik, die weit über den Rahmen des Interesses dieser
Wissenschaft hinausgeht und die Naturkunde insgesamt
fundamental betrifft. Natürlich auch die Astronomie mit
ihren Vorstellungen von der Bewegung der Himmelskör-
per in der Welt – gleich ob man sich diese um die Erde
oder um die Sonne denkt. Denn was ist das für ein Raum,
in dem sich die Himmelskörper bewegen?


2. Schon wenn wir nur oberflächlich, rein zahlenmä-
ßig das Werk Guerickes betrachten, werden wir sehen,


daß von den etwa 280 Druckseiten der deutschen Ausgabe
von 1996 etwa 200 Seiten der reinen Astronomie gewid-
met sind, denen nur 80 Seiten zu den „Neuen Magdebur-
ger Versuchen“ gegenüberstehen.


Natürlich hat Guericke den Titel seines Buches aus
gutem Grund nicht nach den Proportionen des Inhaltes ge-
wählt, sondern stellte das neue, das er dartun wollte, her-
aus.


In den ersten Worten seines Werkes umreißt Guericke
den Inhalt seines Buches und die Art seines Vorgehens:
„Bevor wir mit einer Abhandlung über den leeren Raum
beginnen, in dem das ganze Weltgebäude sich befindet,
der aber meist als ein besonderer Himmelsstoff aufgefaßt
wird, wird es nötig sein, in diesem ersten Buch um des
leichteren Verständnisses der später zu behandelnden
Fragen willen etwas ausführlicher darzulegen, was die
Gelehrten und zumal die Himmelskundigen des Alter-
tums wie der Neuzeit über die Welt und die Verteilung,
die Reihenfolge, den Lauf, die Entfernung und Größe der
ihr zugehörigen Körper behaupten und urteilen.“ (S. 1)
Das hier angekündigte 1. Buch verselbständigt sich zu ei-
ner eigenständigen Darstellung der Astronomie und dies
methodisch als stets historische Entwicklung der Pro-
blemlösungen. Guericke stellt hier tiefe Kenntnisse der
zeitgenössischen astronomischen Literatur unter Beweis.
Er kennt die Werke der wichtigsten Autoren, zitiert sie
und entnimmt ihnen wichtige astronomische Daten, Mei-
nungen und Ansichten, um mit ihnen zu argumentieren. 


In den Jahren 1618–1621 erschien Johannes Keplers
erstes Lehrbuch der copernicanischen Astronomie. Doch
seit dieser Zeit, bis um 1675, der Zeit Guerickes, war in
der astronomischen Forschung einiges geschehen, vor al-
lem hinsichtlich des Einsatzes des Fernrohres. Auch wenn
es nach Kepler hier und dort kürzere, auch geradezu po-
puläre Darstellungen des copernicanischen Weltsystems
und neuerer astronomischer Forschungen gab, kommt
nach Keplers Lehrbuch erst 50 Jahre später wieder unser
Guericke ins Spiel. In der Tat trägt sein Buch den Charak-

 1







Jürgen Hamel Leibniz Online, Jahrgang 1/2005, Heft 1
Ottonis de Guericke. Experimente Nova Magdeburgica de vacuo spatio

ter eines Lehrbuchs der copernicanischen Astronomie, des
ersten seit Kepler und überhaupt des ersten, das die großen
Erweiterungen der Kenntnisse vom Himmel in seinem
Jahrhundert systematisch erfaßt. Guericke geht nicht bis
in die Feinheiten der Planetentheorie in der Art des Buches
von Kepler. Doch Guerickes breite Darstellungen sind
auch nicht „populär“, er schreibt in lateinischer Sprache
und schon die Größe des Formates und der daraus folgen-
de Preis des Buches läßt diesen Gedanken eines populären
Werkes nicht aufkommen. Wenn Guericke es unter-
nimmt, einen Abriß der Astronomie seiner Zeit zu geben,
denkt er an Gelehrte jeder Richtung, an Naturforscher und
gebildete Laien. Und Guericke war offenbar davon über-
zeugt, 1. daß es an der Zeit wäre, eine Darstellung der
neueren Forschungen zum heliozentrischen Weltsystem
zu geben, einschließlich der Forschungen mit dem Fern-
rohr, sowie 2. es für die Propagierung seiner eigenen Un-
tersuchungen zum leeren Raum von Vorteil wäre, wenn
er sie in einen Zusammenhang mit der neueren, der helio-
zentrischen Astronomie insgesamt stellt.


Es ist hier nicht der Ort, näher auf Guerickes Werk
einzugehen. Meine Bemerkungen sollten nur dazu die-
nen, auf die weithin vernachlässigte astronomische Seite
im Werk von Guericke nachdrücklich aufmerksam zu ma-
chen. Insofern ist den Magdeburger Guericke-Forschern
Dank für die Begründung der Ausgabe Gesammelter
Werke Guerickes zu sagen, als deren erster Band der Fak-
similedruck des Hauptwerkes vorliegt.


Zum Werk muß nichts weiter gesagt werden. Die Qua-
lität der Wiedergabe ist sehr gut, ebenso die buchbinderi-
sche Verarbeitung. Im kurzen Vorwort wird vor allem das
Gesamtprojekt der Gesammelten Werke begründet, das
neben den wissenschaftlichen Arbeiten auch die Doku-
mente seines Wirkens in städtischen Ämtern und seinen
Briefwechsel.


Anschrift d. Verf.: Dr. Jürgen Hamel, c/o Archenhold-
Sternwarte, Alt-Treptow 1, D-12435 Berlin
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